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Notstand der Justiz? 


Die Plutoniummaffia als Rechtsbrecher 


Tagung für Gorleben-Widerstandskämpfer und interessierte Kläger gegen 
das Plutoniumprogramm. 
Zeit: Sa., 27. 9., und So., 28. 9. 1980, jeweils ab 10 Uhr vormittags 


Ort: Bremer Botschaft der Freien Republik Wendland, 
2800 Bremen 1, Kennedy-Platz 1004 (beim Staatsarchiv Fedelhören) 


Veranstalter: absolv. rer. pol. Walther Soyka, 
2800 Bremen 1, Wendtstraße 22, Ruf: 04 21 / 76976 





Wir tragen wieder einmal zur Papierflut bei. Doch wir hof- 


fen, daß sich möglichst viele Leser durch das Heft hindurch- 


hl: 


Roland Bohlinger 


beiRen werden. 


Urteilen Sie selbst 


Das Plutoniumprogramm betreibt bewußten Raubbau auch an der Gesund- 
heit unserer Nachkommen. Die Freisetzung von offenen radioaktiven Stoffen 
schädigt schon heute unwiderruflich die Erbgesundheit der kommenden 
40 Generationen. Die Ungeborenen selbst sind noch wehrlos und ohnmäch- 
tig. Mit unserem privaten Widerstand gegen das Plutoniumprogramm kämp- 
fen wir stellvertretend für unsere Kinder und Kindeskinder auch gegen den 
Raubbau an ihrer Gesundheit. Trotz ihrer Zuständigkeit hierfür und ihrer 
Verantwortlichkeit tun staatliche Stellen nichts Vergleichbares gegen den 
Gesundheitsraubbau an unseren ungeborenen Nachkommen. Welches Urteil 
verdienen sie dafür? 


Inftitut für biologi 
j ne eu FORUM HUMANUM 
yha 


bfolv, rer. pol. Walther Hartmut - Gründler - Klägerverband 


Wenbiftraße 22, Ruf 0421476976 für Volksgesundheit und biologische Sicherheit 
2800 Bremen 1 Wendistr, 22 . 2600 Bremen 1- Rul6421-76976 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg Bremen, 16.9.1980 
- 2. Kammer Stade - 
Am Sande 4 


2160 Stade 


Im Verwaltungsrechtsstreit von mehr als 300 Klägern, deren Pro= 
zeßbevollmächtigter ich bin 


gegen 


den Niedersächsischen Sozialminister, Hinrich-Wilhelm-Kopf- 
Platz 2, 3000 Hannover - Beklagter - 


wegen 


gerichtlicher Feststellung der offenkundigen Nichtigkeit 
von atomrechtlichen Scheingenehmigungen für das plutonium= 
erzeugende Atomspaltwerk Stade (KKS) 


lege ich zu den Aktenzeichen 2 St VG A 407/77, sowie 2 St VG A 
460, 461, 462, 463, 464, 465, 466, 467, 468, 469, 470, 476 und 
477/80 


Verwahrung 
ein gegen die Rechtsschutzverweigerung durch zögerliche und 
kostentreibende Behandlung der Klagen. 


Der Berichterstatter der 1. Kammer Stsde war bereits 1977 voll= 
ständig in den Sachverhalt eingearbeitet, soweit ihm dies die 

vom Beklagten nur unvollständig vorgelerten 95 Leitzordner er= 
möglicht hatten; ich wies zwar schon 1977 derauf hin, daß vom 

Nds, Sozialminister als Beklagtem mindestens 30 Aktenoräner ohne 
Beschreibung ihres Inhaltes und ohñe gesetzliche Rechtfertigungs= 
gründe dem Gericht und damit auch den Klägern vorenthalten werden, 
doch reichte ein Einblick in die nicht vorenthaltenen Aktenbände 
aus, um die offenkundige Nichtigkeit der Errichtungs- und Inbe= 
triebnahme-"Genehmigungen" festzustellen: 


1.) Dieser Feststellung liegt der Kenntnis- und Gesetzes= 
stand im Zeitpunkt der Errichtung bzw. Inbetriebnahme 
des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Stade zu Grunde; 


2.) Ferner die Tatsache, daß ohne öffentliche Auslegung 1972 
ein anderer Sicherheitsbericht der Inbetrieb= 
nahme' zugrundegelegt wurde, als 1967 öffentlich ausgelegt; 


3.) Die Tatsache, daß mit dem Sicherheitsbericht 1972 eine rd. 
10-fach höhere Tritiumabgabe erlistet wurde, als den im Jahre 
1967 öffentlich ausgelegten Unterlagen zu entnehmen war; 


4.) Die Tatsache, daß kein aussagekräftiges Aktivitätsfließ- 
schema und keine sog. "Qu ee vorliegt, aus 
denen sich Aufschluß übers Reaktorinneren entstehenden 
Plutoniummengen sowie die rd. 1000 zugleich entstehenden, 
ionisierende Strahlung abgebenden Begleitnuklidarten ge= 
winnen läßt; 
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5.) Ferner ergibt sich die rechtliche Nichtigkeit der dem Ge= 
richt bekannten "Genehmigungen" daraus, daß sie für den 
Umgang mit of Eenenn Ta dri o a ik t Iy orn 
Kern ronn st offen nicht die dem Erkennt= 
nisstand der Lebenswissenschaften entsprechenden Schutz= 
vorkehrungen, Umgangsbeschränkungen und Rückhaltemaßnahmen 
(8 40 SSVO 1960) anoränen. 


Der bestens unterrichtete Berichterstatter der 1. Kammer Stade 
hielt daher die Sache für entscheidungsreif und setzte die münd= 
liche Verhandlung zunächst für den 14. und 15. Sept. 1977, sodann 
unter Aufhebung dieses Termins, auf den 15.und 14. Okt. 1977 fest. 


Mit einer nichtssagenden, d.h. unbegründeten lakonischen Dreizei= 
lenmitteilung überraschte sodann das Gericht mich und alle Kläger: 


"In der Verwaltungsrechtssache Adam uoas „/. Nds. Sozialminister 
wird der auf den 13./14. Okt. 1977, 10.00 Uhr, anberaumte Ver= 
handlungstermin aufgehoben." 


Unter AZ I A 571.77 S überbürdete am 28.9.1977 der Berichterstatter 
m ir die "umfassende Begründung der Aufhebung" des Verhandlungs= 
termins, was ich sämtlichen Klägern und der Öffentlichkeit gegenüber 
in Heft Nr. 4 "Der Rechtsweg - Dokumentenreihe aus dem Archiv für 
biologische Sicherhei vom 22.11.1977, S.246/248 getan habe. 


Mit dem dort abgedruckten Schriftsatz vom 29.8ept.1977 an die 1o 
Kammer Stade gab ich zugleich folgende Erklärung ab: 


"Soweit sich Eilanträge durch das Nichtstattfinden der Verhand= 
lung, die für 14. bzw. 13. Okt. 1977 nach Stade anberaunt war, 
erledigt haben, ziehe ich sie für sämtliche Kläger zurück." 


Auf Anregung der inzwischen tätig gewordenen 2. Kammer Stade wie= 
derholte ich zu Beginn des Jahres 1980 diese Erledigungserklärung. 
Zumindest im Hinblick auf das Stadeverfahren des Verwaltungsgerichts 
Oldenburg kommt diese Erledigungserklärung einem Bankrott der Rechts= 


schutzgarantie gemäß Art. 19 Abs.(4) des Grundgesetzes gleich: 


"wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver= 
letzt, so steht ihm der Rechtsweg offen." 


Seit es Gemeinwesen gibt, sind auch "Regierungen" tätig, die über 
Machtmittel verfügen, die in der Regel die Machtmittel bei weiten 
überragen, die einem einzelnen Angehörigen des Gemeinwesens zur 
Verfügung stehen. Eine uralte Volksweisheit besagt: 


Seit wir Geschichtswissen überliefert haben, gibt es gegen Macht= 
mißbrauch von Seiten der "öffentlichen Gewalt" das Rechtsinstitut 
des legitimen Widerstandes, der von Gruppen oder Einzelnen in den 
verschiedensten Erscheinungsformen ausgeübt wird, sobald andere 
Abhilfe nicht möglich ist. Dabei ist seit geraumer Zeit eine zu= 
nehmende Abkehr von blutbefleckten Widerstandsformen hin 
zu unblutigen Widerstandshandlungen zu beobachten. Die "Selbstbin= 
dunsz _von Inhabern der Rerierungsmacht" an die Entscheidung von Ge= 
richten ist entscheidende Voraussetzung für diesen ler 
ebenso unerläßlich für die Kanalisierung legitimer Widerstandshand= 
lungen in Form gerichtliche? Feststellung von Nachtmißbrauch durch 
Inhaber der öffentlichen Gewalt ist die Selbstäindung der betref= 
Tenden Richter an das Sittengesotz. Wo sic as "raustrecht' wie= 
der zu regen beginnt, ist in der Regel 2 UV OR die erforder= 
liche Selbstbindung der Regierenden bzw. der Richter ins Wanken ge= 
raten; entweder dadurch, daß Richter sich äußerem "Druck" fügen, 
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daß sie sich bei der Entscheidungsfindung nicht an die Tatsachen 
bzw. an den Gesetzeswortlaut halten oder daß von Seiten der Macht= 
inhaber v ro tZ des Grundsatzes der "Gewaltentrennung" die 
Entscheidungen von Gerichten mißachtet werden. In allen derartigen 
Fällen tritt, bis auf die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgebotes 
und des Übermaßverbotes uneingeschränkt, das legitime Widerstands= 
zecht gemäß Artikel 20, Abs.(4)GGbezw. gem. Art, 19 der Landesver= 
assung der Freien Hansestadt Bremen in Kraft: 
"Wenn die in der Verfassung festgelegten Menschenrechte durch 





die öffentliche Gewalt verfassungswidrig angetastet werden, 





ist Widerstand jedermanns Recht und Pflicht." 





Unter Bezugnahme auf diese - seit unvordenklichen Zeiten geltende 
und seit dem 21. Oktober 1947 auch schriftlich verankerte =- Rechts= 
grundlage 


venwWahre 


ich mich im eigenen Namen sowie im Namen aller meiner Vollmachtge= 
ber dagegen, daß offenbar Zur Entmutigung der Kläger bestimmte 


Kostenbeschlüsse und Streitwertbeschlüsse 


ergangen sind (u.a. am 18, August 1980). Ich erhebe hiergegen 
Beschwerde wegen rechtlicher Unmöglichkeit dieser Be= 
schlüss. Eilverfahren sind dazu bestimt, vor 

der Hauptsacheentscheidung unwiederbringliche Rechtsnachteile für 
die antragstellenden Kläger hintanzuhalten, bzw. die Schaffung von 
präjudizierenden Sachzwängen auf das mögliche Mindestmaß einzuen= 
gen. Wo Eilanträge so behandelt werden, wie im Stadeverfahren, ist 


- milde geurteilt - von einem Notstand aer 
Just ig zu sprechen, bzw. punktuell gesehen, von einem 
Bankrott der Rechbszsea.hbutzgarane 


al gem. Art. 19 (4) des Grundgesetzes (GG). 


Ich habe daher, unter Hinweis auf $ 8 GKG bei der zweiten Erle= 
digungserklärung hinsichtlich aller Eilanträse für sämtliche An= 
tragsteller bzw. Kläger deren Kostenfreistellung susdrück= 
lich beantragt. Soweit inzwischen den Klägem auch 
die Tragung der außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen aufge» 
bürdet wird, kann ich dies kaum mit etwas anderem vergleichen, als 
mit einem Richterspruch, durch den die ehemaligen Insassen von Ausch= 
witz oder deren Angehörige dazu verdonnert werden, der Firma IG-Far= 
ben anteilige Kosten für die Erhaltung der Eisenbahngeleise zu er= 
statten, weil diese für die Heranschaffung der K2-Häftlinge benutzt 
oder benötigt wurden, Hierzu verweise ich auf den mitfolgenden Be= 
ginn meines Schriftsatzes "Die Plutoniummaffia als Rechtsbrecher", 
dessen Fortsetzung ich nach seiner Yertigstellung dem Beschwerde= 
gericht in Lüneburg unmittelbar übersenden werde, 


Sollten sich die Beigeladenen bzw, deren Anwälte mit Hilfe dieser 
unrichtigen Kostenentscheidung an den durch den Betrieb des pluto= 
niumerzeugenden Atomspaltwerkes Stade bereits unwiderruflich ge= 
schädigten Klägern bzw. Antragstellem und ihrem Vermögen vergrei= 
fen, so wäre dies eine Mißachtung der Sozislpflichtigkeit des 
Rechtsinstituts "Eigentum" gem. Art. 14, Abs.(2) GG: 


"Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit dienen." 


Da dies den in Betracht kommenden Anwälten bekannt ist, wäre es 
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ein Verstoß gegen ihre Standespflichten, denen zufolge sie das 
Grundgesetz und damit auch das Sittengesetz zu beachten haben, 
wenn sie sich dazu bereit fänden, sich oder ihre Mandanten an 
diesem Schandgeld zu bereichern, das der rechtlich unmögliche 
"Kostenbeschluß" der 2,.Kammer Stade des Verwaltungsgerichtes 
Oldenburg ihnen zuspricht. Ob bzw. wie weit diese Anwälte noch 
von Rechtsbewußtsein und Rechtskenntnis durchdrungen sind, wird 
sich an ihrem künftigen Verhalten hinsichtlich dieser Kostenbe= 
Schlüsse ablesen lassen. Schon jetzt mache ich vorsorglich auf 
die allen Klägern zustehenden Wiedergutnachungs-=- 
ansiprüch.e aufmerksam, die ihnen auf Grund widerrecht= 
lich entstandener Vermögensnachteile im Gefolge der von ihnen be= 
triebenen Plutoniumabwehrprozesse zugewachsen sind. Ob und wann 
diese Wiedergutmachungsansprüche befriedigt werden, wird darüber 


Aufschluß geben, wann der Notstand deerr 
Justiz auf diesem Teilsektor der Rechtsprechung zu Ende 
ist. 


Abschließend mache ich geltend, daß mir am 4. Sept. 1980 der Be= 
schluß 2 St VG A 407/77 vom 8, August 1380 2-fach zugestellt 
wurde, obwo ei den von Seite S urchnummerierten Seiten 
auf der für Seite 8 bestimmten Papierfläche sich keinerlei Text 
befindet. Dieser Beschluß wurde mir daher nicht oOrdnungsgemä 
zugestellt; ob auch dieses Büroversehen letzten Endes dem von mir 
serüsten Notstand der Justiz anzukreiden ist, kann ich nur vermu= 
ten: offensichtlich wird insofern auf Gerichte von Seiten der 
Regierungsmachtinhaber versteckter Druck ausgeübt, als ihnen die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben unerläßlichen Mitarbeiter und tech= 
nischen Hilfsmittel vorenthalten werden. Hiedurch kommt es zu 
völlig unzumutbaren Zuständen, die mit dem Wesen eines Rechts= 
staates unvereinbar sind, wie z.B. zu jahrelang unerledigten 
Eilanträgen bzw. zu Klagen, von denen tOta ortens 
kondit en Sachverhalte s die 2. Kammer 
Stade des Verwaltungsgerichtes Oldenburg am 12. August 1980 im 
Beschluß 2 St VG A 407/77 (Se 11/12) u.a. schreibt: 


"Bei der Unterzeichnung der Vollmachten auf den Prozeßbevoll=- 
mächtigten Soyka durch die erziehungsberechtigten Eltern waren 
entweder schon volljährig oder sind seitdem volljährig gewor= 
den die Kläger: ... Dagmar Bohlinger, Almuth Wenninger, Elke 

Soyka, Gunhild Soyka, Irmlind Soyka, Wolfgang 
Micko, Henning Rathjen, Erdmuthe Dittrich ... 


Aus dem Rubrum ist ER daß unter den Klägern sich 
n 


noch mehrere Minderjährige befinden, die im Laufe des Prozes= 
ses noch volljährig werden." (!!!l) "Eine straffe Prozeßfüh= 
rung mac es erforderlic Jeweils rechtzeitig zu wissen, ob 


die volljährig gewordenen die Bevollmächtigung und Klageerhe= 
bung zur Zeit ihrer Minderjährigkeit genehmigen. Nur so sind 
Verzögerungen (wie durch Ziffer 1 des Beschlusses) in Zukunft 
vermeidbar. Daher wird der Frozeßbevollmächtigte jeweils vers 
pflichtet, die oben genannte Frist einzuhalten, - widrigen= 
falls er damit rechnen muß, daß - nach Abtrennung - er nach 

8 89 Abs. I S. 3 ZPO in die Kosten der Verfahren als vollmacht= 
loser Vertreter verurteilt werden kann. 


Dieser Beschluß ist nach $ 146 Abs.2 VwGO unanfechtbar." 
(Einfügung der 4 Rufzeichen und Unterstreichungen von W.Soyka) 


Vorsorglich erneuere ich meinen Hinweis im Schriftsatz vom 29.Sept. 
1977, daß ich Kläger auf den unmittelbaren Verkehr mit dem Gericht 
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verweisen müßte, wenn ich dazu aus Mangel an Geld, Arbeitskraft 

und sonstigen Hilfsmitteln gezwungen würde (siehe den Abdruck 
dieses Schriftsatzes in "Der Rechtsweg" Nr, 4, S.s 246). Bereits 

zu Beginn des Jahres 1980 habe ich schon einmal aus gegebenem 
Anlaß diesen Hinweis erneuert, ohne jedoch bisher die Prozeßvoll= 
machten für die bislang von mir vertretenen Kläger niedergelegt 

zu haben. Ich ging bisher davon aus, daß rundsätz= 
Lich aie Bundesrepublik Deutsch= 
land ein Rechtsstaat ist, daß je= 
doch in Einzelfällen Richter dss Recht beugen. Es wäre mir wie eine 
Begünstigung. von machtmißbrauchenden Inhabern der Öffentlichen Ge= 
walt vorgekommen, wenn ich die Arbeitsüberlastung von rechtsbewuß=- 
ten Richtern noch dadurch vermehrt hätte, daß ich sie zum unmittel= 
baren Verkehr mit der Vielzahl von Einzelklägern zwinge, indem ich 
allen jenen die Vollmacht kündige, die mich zu ihrem Prozeßbevoll= 
mächtigten bestellt haben. 


TEP OnE A völlig unzureichender Hilfsmittel bei der Führung der 
von mir betreuten Plutoniumabwehrprozesse habe ich bisher davon 
abgesehen, den befaßten Gerichten die Arbeitserleichterung zu 
entziehen, die für sie die Konzentration des Schriftverkehrs auf 
Prozeßbevollmächtiste bedeutet. Die entscheidende Voraussetzung 
für diese meine Haltung war dr Glaube daß ich nicht in 
einem Unrechtsstaat lebe. Die Belastbarkeit dieses Glaubens hat 
allerdings durch die hiermit angefochtenen Kostenbeschlüsse und 
Streitwertbeschlüsse der 2. Kammer Stade des VG Oldenburg die 
äußerste Grenze erreicht. 


Dem Beschwerdegericht ist ebenso bekannt wie mir, daß die über= 
wiegende Zahl der Kläger in dem Augenblick die weitere Beschrei- 


tung des Rechtsweges für sinnlos _ halten wird, wo sie 
gezwungen sind, sich trotz aer Sochan Le 
er Ia wune scpsTr ident des Gerichtes 
selbst in unz umut ba rer Weise 
sachkundig zu machen , weil ihnen keine ge= 


eigneten Prozeßbevollmächtigten zur Verfürung stehen. Wenn mir 

als gemeinwohlorientiertem Prozeßbevollmächtigten jedoch "die 

Kosten der Verfahren als vollmachtlosem Vertreter" z.B. in Fällen 
aufgebürdet würden, wo wegen der zögerlichen Behandlung der Klagen 
- trotz offenkundiger Nichtigkeit der angefochtenen Genehmigungen - 
inzwischen immer mehr Kläger sterben , den Erben jedoch 

der bei mir noch vorhandene Glaube an die Rechts= 
staatlichkeit der Bundesrepublik Deutschland abhanden gekommen ist; 
oder wo auf Grund negativer Erfahrungen mit den von ihren Eltern 
begonnenen Flutoniumabwehrprozessen inzwischen volljährig gewor= 
dene Kinder keine weiteren Prozeßhandlungen mehr genehmigen, dann 
ist die Grundsatzfrage nach der Rechtsstaatlich= 
keit der Bundesrepublik Deut sch- 
land nicht mehr länger zu umgehen. Bisher versuchte ich diese 
allüberall als gegeben darzustellen; richterliches Versas 
gen konnte ich zwar nicht bestreiten, aber ich wehrte mich mit als 
ler Energie dagegen, daß es dem Staat als solchen ange= 
lastet wird, wenn Richter pflichtvergessen handeln, Ob ich mich 
Jedoch mit dieser Art von Rechtfertigung möglicherweise selbst mit= 
schuldig daran mache, daß zu wenige Menschen die Überschreitung 

der Schwelle vom Rechtsstaat zum Imrechtsstaat bemerken, beschäftigt 
mich inzwischen immer stärker, Allerdings haben bisher weder im 
Stadeverfahren, noch im Mülheim-Kärlichverfshren die Gerichte ihr 


letztes Wort gesprochen; aber ein zu langes Hinauszögern 
dieses Wortes kann das Ende des Rechtsstaates bedeuten. 
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Im übrigen verweise ich auf die mitfolgenden Anlagen, deren Inhalt 
ich sinngemäß zum Gegenstand dieser Beschwerdebegründung mache. 
Weitere Beschwerdebegründung behalte ich mir vor. 


(Absolv.rer.pol. Walther Soyka) 


Anlagen: 


Schriftsatz vom 25.8.1980 an VG Hannover 
Bescheid des Nds. Sozialministers v.4.6.80 
Die Plutoniummaffia als Rechtsbrecher 
Tagungsankündigung "Notstand der Justiz?" 


U ee ti 1,e0on Sie selbst 


Das Plutoniumprogramm betreibt bewußten Raubbau auch an der Ge= 
sundheit unserer Nachkommen. Die Freisetzung von offenen radio= 
aktiven Stoffen schädigt schon heute unwiderruflich die Erbge- 
sundheit der kommenden 40 Generationen. Die Ungeborenen selbst 
sind noch wehrlos und ohnmächtig. Mit unserem privaten Wider= 
stand gegen das Plutoniumprogramm kämpfen wir stellvertretend 
für unsere Kinder und Kindeskinder auch gegen den Raubbau an 
ihrer Gesundheit. Trotz ihrer Zuständigkeit hierfür und ihrer 
Verantwortlichkeit tun staatliche Stellen nichts Vergleichbares 
gegen den Gesundheitsraubbau an unseren ungeborenen Nachkommen. 
Welches Urteil verdienen sie dafür? 
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Institut für biologische Sicherheit Bremen, 25. 8. 1980 
Wissenschaftliche Leitung: 

Absolv. rer. pol. Walther Soyka 

Wendtstraße 22, Ruf 04 21 / 76976 

2800 Bremen 1 


An das 

Verwaltungsgericht Hannover 
Kolbergstraße 14 

3000 Hannover 


Am 28. Juli 1980 wurde mir mit Postzustellungsurkunde der Bescheid 
502-40311/04 (KKE) des Niedersächsischen Sozialministers vom 4. Juni 1980 
zugestellt. Gemäß der Rechtsbehelfsbelehrung erhebe ich 


wegen meiner Zurückweisung als Bevollmächtigter gemäß 
§ 14 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 
25. 5. 1976 innerhalb offener Frist 


Klage 


gegen den Niedersächsischen Sozialminister in 3000 Hannover, Hinrich- 
Wilhelm-Kopf-Platz 2. 
Begründung: 

Erstmals im Oktober 1970 habe ich in Beverungen an einem wasserrecht- 
lichen Erörterungstermin wegen des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes 
Würgassen teilgenommen. Zuvor war ich an der inhaltlichen Überarbei- 
tung der Erstfassung des Abwehr-Memorandums gegen Kernspaltwerke be- 
teiligt, das sodann am 25. Oktober 1970 im Heft 20 (25. Jahrgang, Seite 2430 
ff.) der von der Österreichischen Ärztekammer herausgegebenen „Österrei- 
chischen Ärztezeitung“ unter dem Titel veröffentlicht wurde: 


„Ärzte-Memorandum betreffend die Errichtung von 
Kernspaltungs-Kraftwerken“ 


Ein Sonderdruck dieses — inzwischen in ganz Europa und darüber hinaus 
verbreiteten und vielmals nachgedruckten — Ärzte-Memorandums wird hier- 
mit zweifach vorgelegt. Einleitend weist das Memorandum (S. 2) auf drei 
Tatsachen hin, die „für die medizinisch-genetisch-biologisch-Öökologische und 
ethische Beleuchtung des Problems maßgebend“ sind. Mir war seit 1959 das 
damals von Prof. Alfred Barthelmeß veröffentlichte Buch bekannt: 


„Gefährliche Dosis? Erbgesundheit im technischen Zeitalter“ 
(Verlag Herder, Basel-Freiburg-Wien, 1959) 
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Hierdurch war mir die im Ärzte-Memorandum unter „3“ genannte Schädlich- 
keit von lonisationsereignissen für Körper- und Keimzellen bekannt, über 
die UNSCEAR, der zuständige wissenschaftliche Ausschuß der Organisation 
der Vereinten Nationen urteilt: 


„Selbst die kleinste Menge radioaktiver Ausstrahlung kann schädliche 
genetische und vielleicht körperliche Wirkungen auslösen.“ (s. S. 3 des 
Ärzte-Memorandum-Sonderdruckes) 


Erst im März 1976 erfuhr ich durch einen Mitunterzeichner des Ärzte-Memo- 

randums, Univ.-Prof. Dr. Gerold Adam, daß es bis zur 40. Nachkommens- 

generation, also rd. 1300 Jahre lang, noch zu Folgeschäden von 
(Ab hier Seite 2 des Originals) 


heute in Keimzellen bewirkten Bindungsbrüchen durch lonisationsereig- 
nisse kommen kann. Hierzu hatte das Ärzte-Memorandum nur gesagt (S. 3): 


„Für die Möglichkeit der Erbschädigung genügt das Treffen eines Genes 
durch ein einziges Energiequant. Die Schädigungsmöglichkeit beginnt 
somit bei Null und ist durch die Versuche des Nobelpreisträgers Mul- 
ler (USA) erwiesen, der zeigte, daß die Bestrahlung von Pflanzen und 
Tieren ein der Strahlendosis entsprechendes Anwachsen der Zahl der 
Mutationen zur Folge hat.” 


Die Wissenschaftsgeschichte bewahrt die Tatsache als Skandal in Erinne- 
rung, daß Prof. Muller im August 1955 sein Referat in Genf nicht vor- 
tragen durfte, das für den Fortbestand bzw. die Weitergabe von ge- 
sundem Leben auf der Erde grundlegende Bedeutung hatte und 
hat. In Abwandlung des sog. „Baruch-Planes“ hatte US-Präsident Eisen- 
hower die Parole aufgegriffen „Atome für den Frieden“ und damit die Ab- 
haltung der 1. Internationalen Konferenz zur friedlichen Nutzung der Kern- 
energie in Genf im August 1955 ermöglicht. Bis dahin aus militärischen Grün- 
den weitestgehend geheimgehaltene Tatsachen wurden seither Stück für 
Stück veröffentlicht — soweit dies den Fürsprechern der Plutoniumtechnolo- 
gie und des Weltatomstaates genehm war. Als Überstaat mit einer einzigen 
Weltregierung soll er nach den Vorstellungen u. a. des Atomphysikers Dr. 
Leo Szilard und Bernhard Baruchs an die Stelle souveräner Nationalstaaten 
treten, die sie als historisch überholt ansehen. Mit dem Hinweis u. a. auf die 
höchst gefährlichen Eigenschaften des Plutoniums wird für die Preisgabe all 
jener Souveränitäts- und Freiheitsrechte geworben, die als Hindernis für die 
Installierung einer diktatorischen Weltregierung betrachtet werden, aber 
von den betroffenen Völkern heute noch verteidigt werden. 


Das Abkommen vom 28. Mai 1959 zwischen der Internationalen Atomenergie- 
Organisation (IAEO) und der Weltgesundheitsorganisation (WGO), mit dem 
seither die gesundheitsstatistischen Dienste weltweit geknebelt werden (12.40 
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WHA), ‚bleibt ebenso unverständlich und vernunftswidrig, wie die Tatsache, 
daß die gewissenhaften Erforscher von biologischen Strahlenwirkungen Ar- 
thur R. Tamplin, John W. Gofman und Ernest J. Sternglass 
mit ihren Warnungen bei den Entscheidungsbefugten genauso auf taube 
Ohren stoßen, wie 1955 H. J. Muller, wenn nicht die geplante Errichtung 
einer Weltregierung oder eines Weltatomstaates als Erklärung für diese 
„Taubheit“ herangezogen wird. Ob die Entmachtung souveräner Staaten 
durch die Begünstigung von partikularistischen Bestrebungen erfolgt, wie 
sie z. B. in der Forderung nach einem „Europa der Regionen“ sichtbar wer- 
den, oder durch die Förderung und Aufrechterhaltung von Unwissenheit, 
Drogensucht und Aberglauben, oder durch eine Beschleunigung der Aufein- 
anderfolge von Generationen mittels Abkürzung ihrer Lebenserwartung (wo- 
mit das Ansammeln von Lebenserfahrungen und deren Weitergabe an die 
Nachkommen weitgehend verhütet wird, was — vordergründig gesehen — 
die ‚Regierbarkeit‘ der Betroffenen erhöht) auf dem Weg über die sogenannte 
‚friedliche‘ Freisetzung von ionisierenden, offenen radioaktiven Stoffen 
zwecks Schädigung von Körper- und Keimzellen, oder mit Hilfe des von 
Joseph Luns vertretenen Dogmas, die NATO habe ein „Recht“ zum atoma- 
ren „Erstschlag“ (womit der Untergang der USA und die Installierung einer 
Weltregierung unter sowjetischer Ägide vorprogrammiert ist), oder auf dem 
Wege über monetaristische Manöver unkontrollierbarer Finanzoligarchen — 
in jedem dieser Fälle wird das Sittengesetz und die noch geltende 
Wertordnung des Grundgesetzes verletzt. 
(Ab hier Seite 3 des Originals) 

„Generationenlang schon bedient das Volk sich des Staates — aber hat es 
dazu auch ein erweisliches Recht?“ Diese Frage formuliere ich in Anlehnung 
an Friedrich Schillers Distichon: 


„Jahrelang schon bedien ich mich meiner Nase zum Riechen — 
Aber hab ich an sie auch ein erweisliches Recht?" 


Durch eine Bezugnahme auf geschriebene Gesetze und Rechtsnor- 
men, durch den sogenannten „Rechtspositivismus“, sollte Rechts- 
sicherheit bewirkt werden: diese als Gegensatz zur unvorhersehbaren, 
unkalkulierbaren Maxime des französischen Sonnenkönigs: „L'etat — c'est 
moi, Der Staat — das bin ich.“ Hierdurch war sichergestellt, daß der jewei- 
lige „Wille“ des Königs identisch war mit dem Staatswillen, bzw. mit dem als 
„Gesetz“ in Erscheinung tretenden „Willen des Gesetzgebers“. Dem von Lud- 
wig dem XIV. verkörperten „Willkürstaat“, dessen Gesetze ebenso rasch 
wechselnden Inhalt haben können, wie sich der Wille oder die Laune des 
Herrschers wandelt, tritt mit der geschriebenen Verfassung der „Rechtsstaat“ 
gegenüber, dessen Gesetze vorhersehbare Wirkungen entfalten, die 
es dem Bürger möglich machen, sich „demütigende“ Lagen dadurch zu er- 
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sparen, daß er gesetzestreu handelt. Selbstverständlich kommt auch der 
„Rechtsstaat“ nicht darum herum, daß seine Gesetze sich wandeln, da 
sich die zu regelnden Sachverhalte ebenfalls wandeln. Daraus ergibt 
sich, daß prinzipiell die Naturtatsachen bzw. die ‚Natur der Sache‘ oder das 
Naturgesetz von höherem „Rang“, von höherer „Bindungswir- 
kung“ oder von höherem Geltungsgrade sind, als „beschlossene“ Gesetze, 
seien diese nun von einem verfassungsmäßig handelnden Parlament oder 
von einem voluntaristischen König „beschlossen“ worden. 


So wie die „Nase“ dem Riechen dient, dient der Staat dem vorsorgenden 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern — ansonsten würde er sich 
nach der Meinung des katholischen Kirchenvaters Augustinus nicht von 
einer gut organisierten Räuberbande unterscheiden. 
„Vorsorge gegen Raubbau“ als Staatsaufgabe macht den „Staat“ qualitativ 
von jedem Gemeinwesen unterscheidbar, das dem „Raubbau" dient. 
Soweit das Gemeinwesen, bzw. der seit Macchiavell so genannte „Staat“ 
nicht dem Gemeinwohl, d.h. der Vorsorge gegen Raubbau dient, 
entfaltet sein Handeln und sein Wille für den rechtsbewußten Bürger keine 
Bindungswirkung. Niemals könnte ein „Europa als Atomstaat“ oder 
ein „Weltatomstaat“ Anspruch darauf erheben, daß ethisch motivierte, rechts- 
bewußte Untertanen ihm aus freien Stücken botmäßig sind. Die 
vorstehenden Gedanken dienen der Klarstellung, weshalb ich die Tatsache 
als Skandal bezeichnet habe, daß als anerkannt erster Mann auf dem 
Gebiet der Strahlengenetik und als prominentester Vertreter der 
amerikanischen Abordnung der Nobelpreisträger H. J. Muller 1955 in 
Genf auf der 1. Konferenz zur friedlichen Nutzung der Atomenergie seinen 
vorbereiteten Vortrag nicht halten durfte! 


Schon vor dieser Genfer Konferenz hatte 1955 der damalige Ministerpräsi- 
dent von Indien, Pandit Nehru, den amtlichen Auftrag erteilt, in einer 
objektiven Studie alles verfügbare Material über die Folgen des Gebrauchs 
von Atomwaffen zu veröffentlichen. Der indische Minister für Information und 
Rundfunk veröffentlichte nach einem Jahr diesen Bericht als Buch unter dem 
Titel: „Nuclear Explosions and their Effects“. Dazu schrieb am 20. Juni 1956 
in seinem Vorwort Pandit Nehru u.a. 
(Ab hier Seite 4 des Originals) 

„Zugleich drohen, was vielleicht noch schlimmer ist, durch die Fortschrit- 

te der Kriegswissenschaft erbbiologische Folgen, also Verhängnisse 

nicht nur für die gegenwärtige, sondern auch für künftige Generationen.“ 


Buch und Vorwort wurden von Dr. Lothar Frank (Wiesbaden) ins Deutsche 
übersetzt und 1957 im Otto Krausskopf Verlag (Wiesbaden) unter dem Titel 
veröffentlicht: 
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„atom - Aufstieg oder Untergang ?“ 
Dort behandelt Kapitel VI das Thema: 


Genetische Wirkungen von Kernexplosionen 
u. a. wie folgt: 


„Der gesamte Fragenkreis der genetischen Wirkungen von ionisierenden 
Strahlungen auf lebende Organismen ist sehr umfangreich und kompli- 
ziert. Halten wir uns jedoch nur an das Wesentliche — und das möchten 
wir hier tun —, so läßt sich die Frage ohne allzu große Schwierigkeiten 
genügend klar darstellen’). 


Man kann aus den folgenden Erörterungen die allgemeine Schlußfolge- 
rung ziehen, daß die ionisierende Strahlung schädliche genetische Wir- 
kungen herbeiführt, wie klein auch die Strahlendosis ist.“ 


Hierzu Fußnote '): 
„Unter den vielen Veröffentlichungen, die in letzter Zeit in Zeitschriften er- 
schienen sind, seien als besonders aufschlußreich und authentisch erwähnt: 
1. H. J. Muller, „How Radiation Changes the Genetics Constitution“, Bulletin 
of the Atomic Scientists, 11, 329 (1955). 
2. M. Westergaard, „Man's Responsibility to his Genetic Heritage“, Bulletin 
of the Atomic Scientists, 11, 318 (1955). 
3. J. B. S. Haldane, „The Genetic Effects of Atomic Bomb Explosions“, Cur- 
rent Science, 24, 399 (1955). 
4. H. M. Slatis, „Current Status of Information on the Induction of Mutations 
by Irradiation“, Science, 121, 817 (1955). 
Für unsere Zeit ist es charakteristisch, daß Mullers Aufsatz ursprünglich für 
die Genfer Konferenz über die friedliche Anwendung der Atomenergie im 
August 1955 vorbereitet worden ist. Dem gleichen Autor war schon 1927 die 
epochemachende Entdeckung der Mutationen durch ionisierende Strahlung 
zu verdanken. Die neue Arbeit Mullers konnte auf der Konferenz aber nicht 
vorgetragen und diskutiert werden. „Dabei ist es“, wie in einem Leitartikel 
der Science (122, 813/1955) über H. J. Multer und die Genfer Konferenz be- 
merkt, „entscheidend wichtig, daß gegenwärtig über alle Strahlengefahren 
offen und frei diskutiert werden sollte. Nur so können wir die Gefahren rich- 
tig einschätzen und die notwendigen Schritte unternehmen, sie zu redu- 
zieren und zu eliminieren.“ ... Bei der Zunahme der friedlichen Anwendung 
von Atomenergie können wir nicht früh genug genau wissen, welches die 
vernünftige (!!) obere Grenze der Bestrahlung großer Bevölkerungskreise 
ist. ... Abgesehen von der Freiheit der Wissenschaft gibt es hier schon prak- 
tisch zwingende Gründe, jeder willkürlichen und autoritativen Unterdrückung 
der offenen und freien Diskussion über die Schädigung der Menschen durch 
Strahlung Widerstand zu leisten.“ (Hervorhebungen durch W. Soyka) 
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(Ab hier Seite 5 des Originals) 
Das Österreichische Ärzte-Memorandum zitiert hinsichtlich der gewaltigen 
Menge von radioaktiven Stoffen, die in einem Reaktor künstlich erzeugt wer- 
den, den Atomphysiker Carl Friedrich von Weizsäcker, der 1968 öf- 
fentlich sagte (s. S. 2): 
„Es ist nicht zu bestreiten, daß die Radioaktivität, die in einem Reaktor 
erzeugt wird, ... die in einem Reaktor vorhanden ist, größer (ist) als die 
Menge Radioaktivität, die eine Atombombe verbreitet, und zwar nicht 
unerheblich größer!“ 


Ein Jahr nach der Genfer Atomkonferenz wurde 1956 von der „Naturwissen- 
schaftlichen Rundschau“ (S. 133/134) ein Aufsatz des Nobelpreisträgers H. J. 
Muller veröffentlicht, aus dem ich in der von mir herausgegebenen Dokumen- 
tenreihe aus dem Archiv für biologische Sicherheit „Der Rechtsweg" Nr. 2 
(Feb. 1977, S. 50/51) u. a. folgendes zitierte: 


Es ist wahrscheinlich eine erhebliche Unterschätzung, wenn wir behaup- 
ten, daß die Hälfte der schädigenden Gene, die unter primitiven Bedin- 
gungen genetisch eliminiert worden wären, heute erhalten bleiben und 
weitergegeben werden. Auf der Basis dieser vorsichtigen Schätzung 
können wir erkennen, daß in etwa 10 Generationen, das heißt in 200 
bis 300 Jahren, der genetisch angesammelte Zustand weitgehend dem- 
jenigen entspricht, der bei einer Bestrahlung einer Bevölkerung mit 
einer kurzzeitig verabreichten hohen Dosis von 200 bis 400 r (roentgen) 
eintritt, wie sie etwa die stärkst betroffenen Überlebenden von Hiro- 
shima erhalten haben. Sollten die Maßnahmen zur Erhöhung der Lebens- 
erwartung in unserer Zivilisation weiter fortschreiten, dann wird die An- 
sammlung mutierter Gene ebenfalls entsprechend zunehmen. Nach 1000 
Jahren wäre dann aller Voraussicht nach eine Bevölkerung ebenso stark 
mit mutierten Genen versehen, wie wenn sie die Nachkommen von Über- 
lebenden von Wasserstoffbomben-Abwürfen wären.“ 


Hier läßt H. J. Muller einen Gedanken anklingen, der inzwischen nicht nur 
von der UN-Weltbevölkerungskonferenz 1974 in Bukarest, sondern auch vom 
Weltwährungsfongs, von der Internationalen Weltbank und vom Club of Rome 
aufgegriffen wurde: ihnen geht es mehr um Maßnahmen zur Hebung der 
Sterberate, als um Maßnahmen zur Erhöhung der Lebenserwartung. Daß es 
statt dessen auch möglich wäre, die Quellen der „Radiomimetica“ genannten 
Schadstoffe und offener radioaktiver Stoffe zum Versiegen zu bringen, um 
damit die erbgutschädigenden (dysgenischen) Einwirkungen zu vermindern, 
wird dabei außer acht gelassen. Der Vertreter der englischen Regierung bei 
der Genfer Atomkonferenz 1955 sagte mit einem kaum noch zu überbieten- 
den Zynismus über die auch von ihm erwarteten Strahlenschäden: 
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„Überdies ist es begreiflich, daß in einer Welt, die in eine Zukunft blickt, 
in der ihr Bevölkerungszuwachs ihre Ernährungsgrundlage sprengt, die 
verminderte Fruchtbarkeit und die Verkürzung der Lebensdauer nicht 
allzusehr beklagt werden wird. Insofern ein Sinken des allgemeinen In- 
telligenzniveaus eintritt, ist diese Erwartung bedrückend, doch steht zu 
hoffen, daß es auch dann noch Neuzüchtungen von äußerst hoher In- 
telliJenz geben wird, die genügen, das Massenniveau zu durchdringen. 
Dem Nichtgenetiker mag es erscheinen, daß für das künftige Wohl der 
Gesamtmenschheit eine Mutation, die einen Aristoteles, Leonardo, 
Newton, Gauß, Pasteur oder Einstein hervorbringt, 99 Mutationen voll- 
ständig auswägen könnte, die zu Schwachsinnigen führen.“ 
(Ab hier Seite 6 des Originals) 
Dieses Zitat aus dem Hauptreferat des englischen Strahlenmediziners Ernst 
Rock Carling stammt aus dem in New York veröffentlichten Originalpro- 
tokoll der Organisation der Vereinten Nationen: „Proceedings of the Inter- 
national Conference on the Peaceful Uses of Atomic Energy, Held in Geneva 
8 August — 20 August 1955, United Nations, New York; Band XI, S. 76—79: 
E. R. Carling: Modes of Radiation Injury — Medical Aspects;“ hier zitiert nach 
Friedrich Wagners Buch „Die Wissenschaft und die gefährdete Welt — Eine 
Wissenschaftssoziologie der Atomphysik“, Verlag C. H. Beck, München 1964 
und 1969, S. 311. 


Bei dem auf S. 1 dieses Schriftsatzes von mir bereits erwähnten wasserrecht- 
lichen Würgassen-Erörterungstermin im Oktober 1970 in Beverungen/Ober- 
weser brachte ich den anwesenden Behördenvertretern Carlings Ansichten 
vollinhaltlich durch Verlesung zur Kenntnis. Erneut tat ich dies aus 
Anlaß des atomrechtlichen Krümmel-Erörterungstermins in Kiel im November 
1972 vor den schleswig-holsteinischen Genehmigungsbeamten. Im Juli 1973 
gab es in Brake/Unterweser einen wasserrechtlichen Esenshamm-Erörte- 
rungstermin: weder bei den dort anwesenden niedersächsischen Vertretern 
der Genehmigungsbehörde, noch in Kiel bei den schleswig-holsteinischen 
oder in Beverungen vor denen des Landes Nordrhein-Westfalen bewirkten 
E. R. Carlings Aussagen eine Distanzierung der anwesenden und unterrich- 
teten Beamten. 


Dabei ist für jeden Sachkenner selbstverständlich klar, daß strahlenbewirkte 
Mutationen niemals zu „Neuzüchtungen von äußerst hoher Intelligenz“ füh- 
ren können, die sodann „99 Mutationen vollständig auswägen könnten, die 
zu Schwachsinnigen führen.“ 

Ich nahm weiter an Erörterungsterminen wegen Kalkar, Grafenrheinfeld, Phi- 
lippsburg und Grohnde teil, um auf dem gesetzlich vorgesehenen Wege 
dem Grundrecht auf Schutz von Leben und Gesundheit hinsichtlich künstlich 
erzeugter, offener radioaktiver Stoffe Geltung zu verschaffen. 
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In der von mir mitverfaßten Broschüre: „66 Erwiderungen — Zum richtigen 
Verständnis der Kernindustrie“ (Oberbaumverlag Berlin, 1975) wurde auf S. 
87 der volle Wortlaut des Carling-Zitates abgedruckt; diese Veröffentlichung 
hat inzwischen eine Auflage von 80000 oder mehr Exemplaren erreicht. Sie 
ist erwiesenermaßen auch bei Behörden und in allen entscheidenden Firmen 
gelesen worden, ohne daß diese sich jemals von Carlings Auffassung di- 
stanziert haben. 


Vom 1. Feb. 1973 bis 31. Dez. 1975 war ich an der Universität Bremen als 
Berater, wissenschaftlicher Mitarbeiter und Lehrbeauftragter im interdiszipli- 
nären Projekt „Schadstoffbelastung am Arbeitsplatz und in der Industrie- 
region Unterweser“ (SAIU), dem auch die Autorengruppe angehörte, welche 
die „66 Erwiderungen" verfaßte. Für die Zeit meiner Tätigkeit an der Univer- 
sität Bremen stellte am 29. März 1976 der Kanzler der Universität ein ehren- 
volles Zeugnis aus, das meine interdisziplinäre Sachkundigkeit belegt: 


„Seine Aufgaben hat Herr Soyka durch sein ungewöhnliches Einfühlungs- 
vermögen in naturwissenschaftliche und technische Zusammenhänge in 
einem Maße erfüllt, wie dies von einem Einzelnen kaum zu erwarten 
gewesen wäre. Seine Anregungen zur Ausgestaltung eines Arbeits- 
gebietes, das zwischen Rechts- und Staatswissenschaft, Physik, Biologie 
und Technik angesiedelt ist, ließen ihn zu einem unentbehrlichen Mit- 
arbeiter werden.“ 
(Zitiert aus „Der Rechtsweg“ Nr. 2, S. 87) 
{Ab hier Seite 7 des Originals) 
Erst seit der Beendigung meiner Mitarbeit an der Universität, die mir unfrei- 
willig auf Grund von Eingriffen „von hochmögendster Stelle“ unmöglich ge- 
macht wurde, erkannte ich die oben im letzten Absatz auf S. 2 dargelegte 
Begründung für die „Taubheit“, mit der den Warnungen vor den Gefahren 
der offenen radioaktiven Stoffe und ihrer ionisierenden Strahlung begegnet 
wird 
Dazu trug bei, daß ich die deutsche Übersetzung des Buches 


‚Population Control‘ through Nuclear Pollution 
von Arthur R. Tamplin und John W. Gofman las: 


„Kernspaltung — Ende der Zukunft?“ 
(Sponholtz-Verlag, Hameln) 


Die Kapitel „Plutonium: Volksgesundheit und technologische Arroganz“ 
(S. 201 bis 212) und 


„Ein bloßes Lippenbekenntnis zur Gesundheit der Allgmeinheit“ 
(S. 70 bis 149) 
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machen verständlich, weshalb Prof. Dr. Paul Ehrlich (Universität 
Stanford/USA) sein Vorwort, das er zum Buch von Tamplin und 
Gofman schrieb, mit folgenden Sätzen enden läßt: 


„Zum Schluß möchte ich gern eine Verzichtserklärung abgeben: Ich bin 
bekannt als Befürworter der Bevölkerungskontrolle, aber die atomare 
Verseuchung sehe ich wohl kaum als das Mittel der Wahl an! Das gilt 
in gleichem Maße für alle anderen technologischen Bedrohungen der 
Umwelt, auf die sich die Analyse dieses Buches so häufig bezieht." 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland besagt in Art. 6: 

„(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staat- 
lichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der El- 
tern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betäti- 
gung wacht die staatliche Gemeinschaft... 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Ge- 
meinschaft..." 

Mit dem Anspruch auf „besonderen Schutz“ von Ehe und Familie durch 
die „staatliche Ordnung“ istes unvereinbar, daß die genetische Un- 
versehrtheit nicht alleine meiner eigenen Kinder und Kindeskinder, sondern 
auch ihrer künftigen Ehepartner, d. h. meiner Schwiegerkinder und Ur- 
enkel, durch offene radioaktive Stoffe zerstört bzw. in ihrem Wesensgehalt 
angetastet wird. 


Dies ist ein Verstoß gegen die Grundgesetz-Wesensgehaltsgarantie von Art. 
19, Abs. (2) GG, ebenso wie ein Verstoß gegen Art. 1 und Art. 2 GG. Ich ver- 
weise auf meine Ausführungen hierzu in „Der Rechtsweg“ Nr. 2 (Feb. 1977), 
S. 48 bis 64, die ich hiermit zum Inhalt dieser Klagebegründung mache, 
ebenso wie meine Ausführungen auf S. 73 bis 80. Bezüglich des Themas 
„Genschädenvervielfachung“ durch offene radioaktive Stoffe verweise ich 
auf S. 48/49 und 53, wo das „angeheiratete“ Erbgut angesprochen wird. Daß 
die genetische Schädlichkeit von lonisationsereignissen, die sich bis zur 40. 
Generation meiner Schwiegernachkommen auszuwirken vermag, bis zu 
50 000-mal höher eingeschätzt werden muß, als die krebsauslösende soma- 
tische Schädlichkeit, habe ich in der mitfolgenden, von mir verfaßten „Vorstu- 
die zum Forschungsprojekt Genschädenvervielfachung“ (links unten) näher 
(Ab hier Seite 8 des Originals) 
ausgeführt. Auf Grund der unter gleichsprachigen Deutschen binnen 40 Ge- 
nerationen sehr stark zunehmenden „Versippungsdichte“ gehe ich davon 
aus, daß mich außer mit Herrn Roland Bohlinger auch mit den Ein- 
wendern, die mich bevollmächtigt haben, ein besonderes Nahever- 
hältnis verbindet. Sie sind die potentiellen Vorfahren meiner künftigen 
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Schwiegernachkommen, die auf die Unterstützung im Erörterungsverfahren 
durch mich angewiesen sind. Es ist nicht möglich, in der bis zum Kernkraft- 
werk-Emsland-Erörterungstermin noch verfügbaren kurzen Zeitspanne aus- 
reichend sachkundge andere Bevollmächtigte ausfindig zu 
machen. 


Hierzu verweise ich auf Nr. 6 „Der Rechtsweg“ vom 17. 4. 1980, wo ich auf 
Seite 386 o (grüner Mittelteil) Grußworte von Bundesjustizminister Dr. Vo- 
gel zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag in Kassel (7. bis 10. Mai 1980) 
zitiert habe: 


». .. Den üblichen Rahmen sprengende Interessenabwägungen sind vor- 
zunehmen. Private Rechtspositionen können möglicherweise in den Rang 
des Gemeinwohls hineinwachsen. Auch der Frage besonderer Sach- 
kunde für kerntechnische Sachverhalte kommt große Bedeutung zu.“ 


Daß Bundesjustizminister Dr. Vogel hier nur die besondere Sachkunde für 
„kerntechnische Sachverhalte“ erwähnte, kennzeichnet die Lage der Einwen- 
der, die mich beauftragt haben, sie zu vertreten, sehr deutlich: selbst der 
Minister bedenkt die Frage kaum, wer für Sachverhalte der biologi- 
schen Sicherheit sachkundig ist. 


Dem beklagten Niedersächsischen Sozialminister und seinen untergebenen 
Beamten ist seit 5 Jahren bekannt, daß meine Plutoniumabwehrtätigkeit 
keinem Geschäftsmotiv entspringt, sondern ausdrücklich in Wi- 
derstandsabsicht erfolgt. Ich kämpfe gegen die Verwirklichung der 
Pläne einer gemäß Artikel 9, Abs. (2) GG verbotenen Vereinigung, die ge- 
richtsnotorisch unter dem Begriff „Plutoniummaffia“ zusammengefaßt wird. 
Zu dieser Widerstandstätigkeit bin ich gemäß Artikel 19 der Landesverfas- 
sung der Freien Hansestadt Bremen verpflichtet und befugt. 


Meine Befugnis ergibt sich aus dem verfassungswidrigen Vorgehen des Be- 
klagten in den atomrechtlichen Genehmigungsverfahren für die plutonium- 
erzeugenden Atomspaltwerke Stade, Lingen, Esenshamm und Grohnde. 
Zur Zeit arbeite ich an der Abfassung einer Schrift: 


„Die Plutoniummaffia als Rechtsbrecher“ 


die ich nach ihrer Fertigstellung dem Verwaltungsgericht zur Ergänzung 
dieser Klagebegründung schicken werde. Für mich ist selbstverständlich, daß 
meine Widerstandshandlungen das Übermaßverbot und den Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatz voll beachten. Daher stehen sie im Einklang mit dem Grund- 
gesetz, mit dem Strafgesetz und vor allem auch mit dem Sittengesetz. Die 
Notwendigkeit meiner Abwehrhandlungen bestätigt nicht zuletzt der 
beklagte Sozialminister durch seinen Bescheid vom 4. Juni 1980, ZI. 502- 
40311/04, jenem Tag, an dem im Wald von Gorleben nach 33tägigem 
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Bestehen die „Freie Republik Wendland“ — soweit sie materielle Gestalt 
angenommen hatte — zerstört wurde. Sie war ein Gemeinwesen, das dem 


Gedanken der Vorsorge Vorrang eingeräumt hatte. Ich beantrage 
Aufhebung des angefochtenen rechtswidrigen Bescheides. 


gez. Absolv. rer. pol. Walther Soyka 
Anlagen: je 2x „Rechtsweg“ Nr. 2 u. 6 


2x Ärztememorandum 
2x Vorstudie Genschädenvervielfachung 


1x Bescheid vom 4. Juni 1980 
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DER NIEDERSÄCHSISCHE SOZIALMINISTER 
Hannover 

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2 

Mit Postzustellungsurkunde 


Herrn 

Walther Soyka sen. 
Wendtstr. 22 

2800 Bremen 1 


Tel. (05 11) 190-541 502,40311/04 (KKE) 4.6. 1980 


Betreff: Atomrechtliches Genehmigungsverfahren für das 
Kernkraftwerk Emsland (KKE); 
hier: 
Zurückweisung als Bevollmächtigter 
gemäß § 14 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes v. 25. 5. 1976 
(BGBI. I S. 1253) — VwVfG 


Bezug: Mein Schreiben vom 7. 2. 1980 — 504— 22.51.49 — 


Sehr geehrter Herr Soyka! 


Gemäß $ 14 Abs. 5 VwVfG weise ich Sie als Bevollmächtigten der Einwender 
zurück, von denen Sie zur Vertretung gegenüber der atomrechtlichen Geneh- 
migungsbehörde in dem Genehmigungsverfahren für das beantragte Kern- 
kraftwerk Emsland bevollmächtigt wurden. 


Diese Entscheidung gilt nicht für die Vertretung Ihrer Kinder Almuth Wennin- 
ger, Elke Soyka, Gunhild Soyka, Irmlind Soyka, Holger Soyka, Wieland Soyka 
und Walther Soyka jun. Ebenso gilt die Zurückweisung nicht für die Vertretung 
des Herrn Roland Bohlinger, 2251 Wobbenbüll. 


Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung ordne ich hiermit im 
öffentlichen Interesse die sofortige Vollziehung dieser Entscheidung an. 


Begründung: 


Sie besorgen geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten, ohne dazu 
befugt zu sein. Ihnen ist auch keine Erlaubnis zur Besorgung fremder Rechts- 
angelegenheiten nach Art. 1 $ 1 Rechtsberatungsgesetz vom 13. 12. 1935 
(RGBI. I S. 1478, BGBI. Ill 303-12) erteilt worden. Sie sind deshalb unter Be- 
achtung der Vorschrift des $ 14 Abs. 5 VwVfG als Bevollmächtigter der von 
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Ihnen vertretenen Einwender in dem Genehmigungsverfahren betr. das be- 
antragte Kernkraftwerk Emsland insoweit zurückzuweisen, als Sie nicht Ein- 
wender vertreten, die Ihre Verwandten sind. Weiterhin ist Herr Roland Boh- 
linger, der Ihnen durch ein enges Rechtsverhältnis persönlich sehr verbunden 
ist, von dieser Zurückweisung nicht betroffen (vgl. auch OVG Lüneburg — 
VII OVG B 67/76 —, Beschl. vom 31. 10. 1977). 


Die Zurückweisung hat für Sie zur Folge, daß Sie insoweit lediglich mit Ihren 
eigenen Einwendungen gehört werden, nicht hingegen gegenüber der Geneh- 
migungsbehörde für Ihre Vollmachtgeber — mit Ausnahme der in Absatz 2 
auf S. 1 genannten Personen — auftreten können. Verfahrenshandlungen, die 
Sie nach dieser Zurückweisung vornehmen, sind unwirksam, vgl. § 14 Abs. 7 
Satz 2 VwVfG. 


Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung habe ich die sofortige 
Vollziehung dieser Entscheidung im öffentlichen Interesse angeordnet, weil 
für das laufende Genehmigungsverfahren und die daran beteiligten Einwen- 
der nur so gewährleistet werden kann, daß die Einwender von hierzu befug- 
ten Bevollmächtigten — nach entsprechender Bevollmächtigung — vertreten 
werden oder ihre Interessen und Einwendungen selbst vertreten können. 


Ihre Zurückweisung ist durch das Gesetz zwingend vorgeschrieben, weil Sie 
keine Erlaubnis nach Art. 1 $ 1 des Rechtsberatungsgesetzes haben. Um für 
das weiterhin durchzuführende atomrechtliche Genehmigungsverfahren die 
Einhaltung der zwingenden Vorschrift des § 14 Abs. 5 VwVfG zu gewähr- 
leisten und andererseits eine ordnungsgemäße Interessenwahrnehmung 
durch oder für die Einwender zu ermöglichen, ist die sofortige Vollziehung 
geboten. Die Einwender, von denen Sie bevollmächtigt wurden, erhalten 
Fotokopien dieses Bescheides. 


Rechtsbehelfsbelehrung: 


Gegen diesen Verwaltungsakt können Sie binnen eines Monats nach Zustel- 
lung schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle Klage bei dem Verwaltungsgericht Hannover, Kolbergstr. 14, 3000 Han- 
nover, erheben. Die Klage wäre gegen den Niedersächsischen Sozialminister 
zu richten. 
Hochachtungsvoll 
Im Auftrage 
(gez. Becherer) 
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Notstand der Justiz ? 
Die Plutoniummaffia als Rechtsbrecher 
Von absolv. rer. pol. Walther Soyka 


In Freiburg hielt vor mehr als 80 Jahren der Universitätsprofessor Dr. August 
Weismann seine 
Vorträge über Deszendenztheorie. 


Seither ist es unwiderlegter Stand der Lebenswissenschaften, daß es einen 
grundlegenden Unterschied zwischen körperlicher und geneti- 
scher Unversehrtheit gibt: Schädigungen der Körperzellen sind 
eine Sache, Schädigungen der Keimzellen sind eine andere Sache. 


Mehr als 50 Jahre nach Weismann's Vorträgen über Deszendenztheorie, 
die als Buch auch im Gustav-Fischer-Verlag in Jena veröffentlicht wurden, 
ist 1949 das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
gesetzt worden. Sein Artikel 2 lautet: 


„Abs. (1): Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

Abs. (2): Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 
Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur 
auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.“ 


Artikel 19 des Grundgesetzes (GG) beschränkt dem Bundestag diese Er- 
mächtigung zu schädigenden Eingriffen in Grundrechte: 

„Abs. (1): Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, 
muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. 
Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des 
Artikels nennen. 

Abs. (2): In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt an - 
getastet werden... 

Abs. (4): Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver- 
letzt, so steht ihm der Rechtsweg offen...“ 

Radioaktive Stoffe senden ionisierende Strahlung aus: dies 

weiß die Wissenschaft seit mehr als 80 Jahren, ebensolange, wie der grund- 

legend wichtige Unterschied zwischen Körperzellen und Keimzellen bekannt 
ist. 

Seit mehr als 50 Jahren ist das „Prinzip der Eintrefferwirkung von lonisations- 

ereignissen“ bekannt. Es besagt folgendes: 
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Bereits eine einzige Ionisation (lonisationsereignis), die sich im 
strahlenempfindlichen Teil einer Körper- oder Keimzelle ereignet, kann 
lebensfeindliiche Schäden bewirken. Bis Körperschäden 
(somatische Schäden) sichtbar werden, die durch geschädigte Kör- 
perzellen verursacht sind, können Verzögerungen (Latenzzeiten) 
bis zu 50 Jahren eintreten. 


Erbschäden (genetische Schäden), die durch geschädigte Keim- 
zellen zustandekommen, wirken sich nicht in den jetzt lebenden Men- 
schen aus, sondern in ihren Kindern und Kindeskindern bis zur 40. Nach- 
kommengeneration (rd. 1200 Jahre lang). 


Diese heute noch nicht geborenen Kinder und Kindeskinder sind absolut 
ohnmächtig, wenn wir uns nicht an ihrer Stelle gegen unumkehrbare 
Schädigungen durch radioaktive Stoffe wehren. 
(Ab hier Seite 2 des Originals) 
Dem Bundestag in Bonn wird durch Artikel 74 GG gemeinsam mit den Län- 
derparlamenten in Nr. 11a zur Pflicht gemacht 
„der Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder 
durch ionisierende Strahlen entstehen, und die Beseitigung radioaktiver 
Stoffe.“ 


In Erfüllung dieser Verpflichtung hat in der alten Strahlenschutzverordnung 
(SSVO) der $ 40 folgendes vorgeschrieben: 


„Personen, die mit offenen radioaktiven Stoffen umgehen, ...ist ein 
Verhalten zu untersagen, bei dem sie oder andere von einem Umgang 
herrührende radioaktive Stoffe in den Körper aufnehmen oder in gefahr- 
bringender Weise an den Körper bringen können.“ 


Dieselbe Vorschrift wurde mit etwas anderen Worten in den § 53 der neuen 
Strahlenschutzverordnung (StrISchVO.) vom 13. Oktober 1976 (BGBl. | S. 
2905) übernommen. 


Als „offene radioaktive Stoffe“ gelten nach § 2, Abs. (2) der alten SSVO vom 
24. Juni 1960 (BGBI. | S. 430) (jetzt gemäß Anlage I der neuen StrISchVO) 
„alle radioaktiven Stoffe“, 
die nicht „ständig von einer allseitig dichten, festen, 
inaktiven Hülle umschlossen sind“. 


Die im Reaktorinneren aufbewahrten und neu entstehenden rd. 1000 ver- 
schiedenen Rgadionuklidarten sind sämtlich offene radioaktive 
Stoffe, dasie nicht von einer allseitig dichten, festen inaktiven Hülle 
ständig umschlossen sind. Diese Umhüllung ist technisch unmöglich. 
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Dennoch werden atomrechtliche Genehmigungen für den Umgang mit 
Kernbrennstoffen so erteilt, als ob es sich hierbei um umschlossene 
radioaktive Stoffe handeln würde. Mit dieser „Als-ob-Fiktion“ wird die ioni- 
sierende Strahlung dieser ständig entweichenden offenen radioaktiven Stoffe 
nicht beseitigt. Ebensowenig wird die schädigende Wirkung der hierdurch 
bewirkten lonisationsereignisse auf Körper- und Keimzellen beseitigt. 


Die Vertreter der Plutoniummaffia nehmen für sich bei der Verwirklichung 
des Plutoniumprogrammes das Grundrecht gemäß Art. 2, Abs. (1) des 
Grundgesetzes < 


> „auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit“ in Anspruch. 


Dabei mißachten sie auf das schwerste, daß sie die „Rechte anderer verlet- 


‘ zen“ und gegen das Sittengesetz verstoßen. 


Im Falle Esenshamm wurde von hunderten Klägern beim Verwaltungs- 
gericht Oldenburg der Rechtsweg beschritten, um Abhilfe gegen diese 
Rechtsbrüche zu erlangen: mit dem Urteil 1 VG A 763/77 vom 13. Dez. 1977 
verweigerte die 1. Kammer des VG Oldenburg unter dem Kammervor- 
sitzenden Enno Harms den Klägern den begehrten Rechtsschutz. 


Erst nach 2⁄2 Jahren hat das Oberverwaltungsgericht für die Länder Nieder- 
sachsen und Schleswig-Holstein in der Verhandlung vom 21. Mai 1980 mit 
dem Urteil 7 OVG A 32/78 dieses Unrechtsurteil aufgehoben. Daß 
inzwischen in Esenshamm 1 Tonne Plutonium widerrechtlich erzeugt wurde, 
kann nicht mehr behoben werden. 
(Ab hier Seite 3 des Originals) 

Plutonium sendet dicht ionisierende Alpha-Strahlen aus, die sehr, sehr viele 
lonisationsereignisse verursachen, die wieder nach dem Prinzip der „Ein- 
trefferwirkung“ Schäden an Körper- und Keimzellen bewirken. 


í Eine Tonne Plutonium benötigt 500 000 Jahre, um sich selbsttätig durch Zer- 
strahlen auf ein Gramm zu vermindern. 


Nach 500000 Jahren ist dieses letzte Gramm immer noch so giftig, daß es 
4000 bis 54 Millionen Menschen durch künstlich verursachten Lungenkrebs 
zu töten vermag. Die Wissenschaftler streiten zur Zeit noch, ob ein vierund- 
fünfzigmillionstel oder „nur“ ein viertausendstel Gramm die „tödliche Lun- 
. genkrebs-Dosis“ ist. 
Da offene radioaktive Stoffe ins Körperinnere gelangen können, gilt für sie, 
daß ihre 
Strahlungsintensität umso stärker wird, je näher an der bestrahlten Zelle 
oder am bestrahlten Organ sie sich befinden. 
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Eine Strahlungsquelle, die im Abstand „1“ eine Strahlungsintensität ebenfalls 
„1“ aufweist, verursacht 


beim Abstand „Ya“ eine Strahlungsintensität von „4“ 
beim Abstand „'/3“ eine Strahlungsintensität von „9“ 
beim Abstand „'/4“ eine Strahlungsintensität von „16“ 
beim Abstand „'/;“ eine Strahlungsintensität von „25“ 
beim Abstand „'/s“ eine Strahlungsintensität von „36“ 
beim Abstand „'/7“ eine Strahlungsintensität von „49" 
beim Abstand „'/s“ eine Strahlungsintensität von „64“ 
beim Abstand „'/s* eine Strahlungsintensität von „81“. 


Dies geht „expotentiell“ so weiter, bis schließlich beim Abstand „Null“ die 
Strahlungsintensität theoretisch „Unendlich“ groß wird, wobei es in der 
Praxis „Null“ nicht gibt; aber nahezu Null, bzw. nahezu „Unendlich“ kommen 
vor. 

In den Körper gelangte offene radioaktive Stoffe strahlen daher mit einer 
nicht meßbaren Intensität auf Körper- und Keimzellen. 


Dies zu „genehmigen“, liegt nicht im Rahmen der „Schädigungsermäch- 
tigung“, die dem Parlament durch Art. 2, Abs. (2) GG eingeräumt wurde: 


es darf danach weder die „genetische Unversehrtheit“ gemäß Art. 2, Abs. 
(2) GG verletzt werden, noch darf gemäß Art. 19, Abs. (2) „der Wesens- 
gehalt des Grundrechts auf Schutz des Lebens angetastet werden.“ 


Da der Rechtsweg gegen die Plutoniummaffia seit mehr als 10 Jahren 
vergeblich beschritten wird, haben zur Abwehr von unumkehrbaren, 
rechtswidrigen Sachzwängen gemäß Artikel 20, Abs. (4) GG „alle Deutschen 
das Recht zum Widerstand“, weil „andere Abhilfe nicht möglich ist“. 

(Ab hier Seite 4 des Originals) 
Die Besetzer der „Tiefbohrstelle 1004“ in Trebel bei Gorleben, die dort vom 
3. Mai bis 4. Juni 1980 die „Freie Republik Wendland“ als maßvolle Wider- 
standshandlung errichtet hatten, haben die Intensität ihres Widerstandes 
streng am Grundsatz des Übermaßverbotes und der Verhältnismäßigkeit der 
angewandten Mittel bemessen. 


Beide Grundsätze sind auch bei der Botschaftserrichtung am 4. Juni 1980 in 
den Wallanlagen beachtet worden, so daß den „Wendländern“ keiner- 
lei Rechtsbruch nachgesagt werden darf. Dies wäre ebenso 
unzulässig, wie wenn Graf Stauffenberg als Rechtsbrecher bezeichnet würde. 


Das Grundrecht jedes menschlichen Wesens auf körperlichen, seelischen und 
sozial-genetischen Schutz von Leben und Gesundheit steht auch den 
noch ungeborenen Kindern und Kindeskindern der jetzt lebenden Generation 
zu. 
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Es wäre ein Verstoß gegen das Sittengesetz, wenn jene, denen die unum- 
kehrbare Schädlichkeit von Plutonium und seiner rund 1000 Begleitnuklid- 
arten bekannt ist, aus Halbherzigkeit und Anpasserei den Versuch unter- 
lassen würden, den vom Grundgesetz gebotenen Widerstand 
gegen die Verwirklichung der Pläne der Plutoniummaffia zu leisten. Ob dieser 
versuchte Widerstand erfolglos bleibt oder Erfolg hat, entscheidet nichts 
über die sittliche Berechtigung dieses maßvollen Widerstandes. Jeder billig 
und gerecht denkende, der sich mit dem Sachverhalt vertraut gemacht hat, 
erkennt, daß die einstige Behauptung der Reaktorindustrie unhaltbar 
ist, sie könne „absolut sichere“ Atomspaltwerke, das heißt solche mit „Null- 
Leckage“ errichten und betreiben. 


Längst hat sich gezeigt, daß diese Behauptung in Täuschungs- und Irre- 
führungsabsicht sowohl den Genehmigungsbehörden gegenüber, als auch 
der betroffenen Bevölkerung gegenüber gemacht wurde. 


Alle atom- und wasserrechtlichen Genehmigungen, die durch Täuschung und 
Irreführung erlistet wurden, sind rechtlich nichtig. Genehmigungen, 
die erteilt wurden, obwohl die Täuschungs- und Irreführungsabsicht durch- 
schaut wurde, sind rechtlich unmöglich, d. h. nichtig von Anbeginn an. 
Es sprengt den Rahmen der durch das Grundgesetz vorgegebenen Rechts- 
ordnung, wenn atomrechtliche Genehmigungsbehörden 

bewußt schädigend in das Grundrecht auf Schutz der gene- 

tischen Unversehrtheit durch die Genehmigung der Freisetzung von offe- 

nen radioaktiven Stoffen eingreifen. 


Sie verstoßen damit u. a. gegen § 220a des Strafgesetzes, der Vorbereitungs- 
handlungen zur Schaffung von „Lebensbedingungen, die geeignet sind“, 
Menschengruppen ganz oder teilweise körperlich zu zerstören, 


als vollendes Verbrechen des Völkermordes verbietet. 


Daß bis zur Zeit die Plutoniummaffia straflos an der Verwirklichung ihrer 
sittenwidrigen, grundgesetzwidrigen, strafgesetzwidrigen und atomgesetz- 
widrigen Pläne arbeitet, ist zwar kennzeichnend für deren Macht, nicht 
aber dafür, daß sie zu ihren Verbrechen „befugt“ ist. 
Verbrechen, die zunächst ungesühnt bleiben, sind dennoch Verbrechen. Die 
Zerstörung der genetischen Unversehrtheit unserer Kinder und Kindeskinder 
durch offene radioaktive Stoffe ist ein solches Verbrechen. Widerstand hier- 
gegen ist rechtlich geboten und zulässig. 
(Ab hier Seite 5 des Originals) 

Ein herausragender Vertreter der Essener Schnell-Brüter-Gesellschaft, der 
inzwischen führend in der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufbereitung von 
Kernbrennstoffen (DWK) tätig ist, sagte vor Zeugen im September 1975 auf 
dem Marktplatz von Kalkar zu mir: 
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„Herr Soyka, ich halte Sie für einen Zerstörer unserer Demokratie“. 


Dies war kurz vor Beginn unserer Kundgebung, mit der wir uns öffentlich 
und im Rahmen der rechtlich vorgesehenen Formen gegen die Errichtung 
des Schnellen natriumgekühlten Brüters (SNR 300) in Kalkar und gegen 
dessen beabsichtigte Inbetriebnahme zur Wehr setzten, weil damit die 
Konvention zur Verhütung und Bestrafung von Völkermord und das Straf- 
gesetz ebenso wie das Atomgesetz, die Atomanlagenverordnung, die Strah- 
lenschutzverordnung, das Grundgesetz und das Sittengesetz sowie die 
Europäische Konvention zum Schutz der Grundfreiheiten und Menschen- 
rechte und die Europäische Sozialcharta verletzt werden. 


Í N 
Bald darauf} im Mai 1976, erklärte der US-Sicherheitsexperte Generalleutnant 
Yarlborough? => 


Wenn die Menschen erst wissen, wie gefährlich Plutonium ist, werden 
sie gerne auf die Freiheitsrechte verzichten, die sie jetzt noch so 
heftig verteidigen. 


Diese Beseitigung der von der Menschheit bzw. den Völkern mühsam er- 
rungenen Freiheitsrechte ist die entscheidende Voraussetzung für den Welt- 
atomstaat, den die von mir so bezeichneten „Plutoniumfürsten“ und ihre 
Handlanger, wie z. B. Szilard, Baruch, Teller, Mandel, Abs, Häfele, Scheuten, 
Salander, Schwalbach, Knizia, Fabian anstreben oder begünstigen. 


Unter Hinweis auf die Erfordernisse eines Plutoniumregimes forderten US- 
Terrorismusexperten 1976 in Göteborg eine Verhundertfachung der zur 
Zeit einsetzbaren Polizeikräfte. Damals unterstand je einer von 400 Einwoh- 
nern als Polizist der nahezu absoluten Befehlsgewalt seiner Vorgesetzten. 
Künftig jedoch wäre bereits jeder vierte Einwohner als Polizist solch einer 
Befehlsgewalt unterworfen, die ihm eine Vielzahl seiner Freiheitsrechte raubt. 


Mittelbar würden hierbei zwangsläufig auch die Freiheitsrechte jener jeweils 
übrig bleibenden drei Einwohner massiv beschnitten, die der polizeilichen 
Befehlsgewalt nur indirekt, d. h. nicht unmittelbar unterstellt wären. Damit 
wäre der von George Orwell 1949 in seinem Roman „1984“ vorhergesehene 
„Überwachungsstaat“ Wirklichkeit geworden. Das als „Diekmann-Papier“ 
kürzlich bekanntgewordene Elaborat des Bremer Polizeipräsidenten zielt 
ebenfalls recht unverhüllt dorthin. Seit dem 6. Mai 1980 verstummen in 
Bremen die Gerüchte nicht, daß die damals umgeworfenen bzw. angezünde- 
ten 5 Bundeswehrfahrzeuge „ihren Kilometerstand bereits voll hatten“ und 
daß das Auftreten von 20 vermummten, nie identifizierten „Gestalten“ vor 
dem Weserstadion ein gezielter Beitrag zu einem „Mehr an Überwachungs- 
staat" sein sollte. 
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Auch der Film „China-Syndrom“ kann sich als psychologische Vorbereitung 
auf ein „Mehr an Überwachungsstaat“ erweisen — nämlich dann, wenn durch 
„Besetzer“ eines plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes nach Art der 
Stockholmer Botschaftsbesetzung auf die Regierung und die Öffentlichkeit 
Druck ausgeübt werden sollte. Für die Befürworter von Orwells 
„1984“ ist die Versuchung groß, ihre freiheitsfeindlichen Absichten durch die 
Besetzung von Atomspaltwerken voranzutreiben. Mit dem Hinweis auf die 
Gefährlichkeit des dann in ihrer Hand befindlichen Reaktorplutoniums könn- 
(Ab hier Seite 6 des Originals) 

ten sie den Befürwortern von Freiheitsrechten nahezu allen Wind aus den 
Segeln nehmen. Mit der in Gorleben geplanten zentralen Plutoniumabtrenn- 
anlage vervielfacht sich die Erpreßbarkeit der Bevölkerung und damit der 
Regierung, so daß ein Unnachgiebigbleiben wie im Fall der Stockholmer Bot- 
schaftsbesetzung sehr viel schwerer und unwahrscheinlicher wird. 

Wie es zur rechtswidrigen Schaffung von auf dem Präsentierteller liegenden 
und die Erpreßbarkeit vervielfachenden Plutoniumanlagen kommt, ist seit 
den Verwaltungsgerichtsprozessen wegen Gundremmingen, Würgassen, 
Esenshamm, Stade, Brokdorf, Mülheim-Kärlich, Brunsbüttel, Neckarwestheim, 
Grafenrheinfeld, Ohu und Kalkar aktenkundig. 


Weder der von künftigen Radionuklidemissionen betroffenen Bevölke- 
rung, noch den befaßten atomrechtlichen Genehmigungsbehörden wurden 
jemals „die zur Prüfung erforderlichen Unterlagen“ (§ 1, Abs. (2) der Atom- 
anlagen-Verordnung vom 20. Mai 1960, BGBI. I S. 310), die 


„alle mit der Anlage verbundenen Gefahren und die vorgesehenen Si- 
cherheitsmaßnahmen unter besonderer Berücksichtigung von $ 7 Abs. 2 
Nr. 2 und 4 des Atomgesetzes darlegten“ ($ 1 (2) 2.) „vollständig“ vor- 
gelegt ($ 2, Abs. (1) der Atomanlagen-Verordnung). 


So wurde z. B. im Fall Stade 1972 der gesamte Sicherheitsbericht, der 
1967 der Öffentlichkeit und den Behörden vorgelegt wurde, stillschwei- 
gend und ohne „erneute Bekanntmachung und Auslegung“ (8 2, Abs. (4) 
Nr. 2. Atom-Anl.VO) ausgetauscht, wobei eine rd. 10-fach höhere 
Tritiumabgabegenehmigung erlistet wurde, als 1967 ursprünglich beantragt 
war. Dieser Umstand alleine macht den Sicherheitsbericht 1972 für das plu- 
toniumerzeugende Atomspaltwerk zum Beweisstück für die Irreführungs- 
und Täuschungsabsicht seiner Urheber, die mit ihm massiv in 


„die Belange Dritter“ ($ 2, Abs. (4) Nr. 2. Atomanlagen-VO,) 
eingreifen und deren Rechtsanspruch auf Schutz von 


„Leben, Gesundheit und Sachgütern vor den Gefahren und der... 
schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen“ (§ 1, Nr. 2 des Atomgeset- 
zes vom 23. 12. 1959, BGBI. | S. 814) 
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im Fall Stade mißachtet haben. 


Kein Atomspaltreaktor darf gemäß § 7, Abs. (2) AtomG. genehmigt werden, 
wenn 
„die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vor- 
sorge gegen Schäden durch... den Betrieb der Anlage“ 
nicht getroffen ist. 


Als Beispiel einer solchen Täuschungshandlung im Fall Esenshamm 
sei hier erwähnt, daß sich an Stelle des im Inhaltsverzeichnis des „Sicher- 
heitsberichtes“ genannten und zur Gefahrenbeurteilung unerläßlichen 


„Aktivitätsfließschemas“ nur ein leeres Blatt Papier im 
Sicherheitsbericht befand, das erst viel später gegen das Aktivitätsfließ- 
schema ausgetauscht wurde, als sich der Esenshamm-Reaktor bereits 
im Bau befand. 
(Ab hier Seite 7 des Originals) 
Offenkundig erfüllen solche Täuschungshandlungen den Tatbestand des Be- 
truges gemäß § 263 des Strafgesetzbuches: 


„§ 263. Betrug. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines 
anderen dadurch beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder 
durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum 
erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 


(2) Der Versuch ist strafbar. 


(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren...“ 


Noch wichtiger als das Aktivitätsfließschema ist die sog. „Quellcharakteristik“ 
für die Beurteilung, ob es sich um atomrechtliche Umgangsgenehmigungen 
handelt, die nach den Vorschriften für 


umschlossene oder für offene radioaktive Stoffe zu erteilen oder zu 
verweigern sind. 


Diese Quellcharakteristik hat über jede einzelne der in Betracht kommenden 
rd. 1000 Radionuklidarten genauesten Aufschluß zu geben: 


In welchen Mengen sie entstehen; 


In welchen Aggregatzuständen, Phasen und chemischen Verbindungen 
sie vorkommen; welche physikalische Halbwertzeit sie haben; 


Welche Art von ionisierender Strahlung mit welcher Energie und welcher 
lonisationsdichte sie abgeben; 
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An welchen Leckstellen und in welchen Gewichtsmengen sie auf welchen 
Wegen entweichen oder wieso ihr Entweichen unmöglich ist. 


In keinem atom- oder wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren wurde 
bislang diese Quellcharakteristik vorgelegt. Ohne derartige Angaben ist es 
unmöglich festzustellen, ob bzw. welche der rd. 1000 zugleich mit dem 
Plutonium im Reaktorinneren entstehenden Nuklidarten unschädlich bzw. 
vernachlässigbar und irrelevant sind. Anlage Il der Strahlenschutzverordnung 
(SSVO) 1960 sah für 

die plutoniumerzeugenden Atomspaltwerke Gundremmingen, Würgas- 

sen, Esenshamm, Stade, Brokdorf, Mülheim-Kärlich, Brunsbüttel, Neckar- 

westheim, Grafenrheinfeld, Ohu und Kalkar 


genehmigbare „Konzentrationswerte radioaktiver Stoffe“ 
inGemischen radioaktiver Stoffe 


gemäß $ 34, Abs. (2) SSVO vor, wenn diese einer bestimmten „Summen- 
formel“ genügen. Im Falle des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes 
Lingen wurden, ebenso wie bei den „Bilanzierungsrechnungen“ sämtli- 
cher anderen betriebenen Atomspaltwerke, Behörden und Bevölkerung hin- 
sichtlich der Errechenbarkeit dieser Summenformel ge- 
täuscht, irregeführt und betrogen. 


Durch die SSVO 1960, Schlußabschnitt von „Anlage 1“ wurde normiert, daß 
alle in der Radionuklidtabelle dieser Anlage nicht aufgeführten 
(Ab hier Seite 8 des Originals) 

radioaktiven Stoffe als Stoffe von höchster Radiotoxi- 
zität gelten. Durch die ziffernmäßige Festschreibung einer allgemeinen 
„Freigrenze“ von „0,1 Mikrocurie“ je Gramm Wasser und je Kubikzentimeter 
radioaktiv verseuchter Luft ist diese Toxizitätseinstufung als „sehr hoch“ er- 
wiesen. Eine noch höhere gibt es nicht. 


Im Hinblick auf das seit mehr als 50 Jahren bekannte Prinzip der „Eintreffer- 
wirkung von lonisationsereignissen“, die zu unumkehrbaren „Bindungsbrü- 
chen“ in Körper- und Keimzellen führen können, ist es zu dieser Art von 
Toxizitätseinstufung gekommen; ob es gefahrlose bzw. unschädliche oder 
„vernachlässigbare“ lonisationsereignisse gibt oder geben kann, ist eine 
Frage, die nicht der Landtags- oder Bundestagsabgeordnete in der Abstim- 
mung über einen Gesetzestext zu beantworten vermag, sondern nur der 
experimentierende Forscher und Naturwissenschaftler. Für die Beurteilung 
der biologischen Langzeitwirkung von Radionukliden, die durch den Betrieb 
von plutoniumerzeugenden Reaktoren künstlich erzeugt werden, wodurch 
die Häufigkeit ihres Vorkommens grundlegend geändert wird, steht der 
Wissenschaft erst ein Zeitraum von höchstens 40 Jahren zur Verfügung. 
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Daher ist es von besonderer Wichtigkeit, daß ihr zuverlässige Beurteilungs- 
grundlagen geliefert werden, aus denen sich die biologischen Schadwirkun- 
gen jeder einzelnen Radionuklidart ermitteln lassen. Die SSVO, Anlage I, 
forderte daher: 

„Bei gleichzeitigem Umgang mit verschiedenen radioaktiven Stoffen ein- 

'zeln oder in einem Gemisch . .. müssen die zu ermittelnden Freigrenz- 

werte folgender Formel genügen: 

Fi F2 F 

— + Fert —g 1 

Wı W2 Wha 

Es bedeuten: 

Fi, F2... F, die zu ermittelnden Freigrenzwerte für den Stoff 1, Stoff 2 

Stoff; 

Wi, W2 ... W, die in dieser Anlage für den Stoff 1, Stoff 2... Stoff „ an- 

gegebenen Freigrenzwerte.“ 





Die in Anlage Il der SSVO dargestellte 2. Summenformel lautet: 


„Die Konzentrationswerte bei einem Gemisch radioaktiver Stoffe in Luft 
oder Wasser oder die Konzentrationswerte verschiedener radioaktiver 
Stoffe im Tagesdurchschnitt gemäß § 34 Abs. 2 müssen folgender Formel 





genügen: 

Kı Ka Ki 
— + +...+ — <1 

Tı Ta Tr 

Es bedeuten K), K: ... K, die zu ermittelnden Konzentrationswerte für 


den Stoff 1, Stoff2... Stoff n (oder Gemisch n) 
Tı, T2... T, die in dieser Anlage für den Stoff 1, Stoff 2... Stoff n (oder 
Gemisch n) angegebenen Konzentrationswerte.“ 
(Ab hier Seite 9 des Originals) 
In Anlage II der SSVO wurden für Gemische radioaktiver Stoffe, unter aus- 
drücklicher Bezugnahme auf 
$ 7 Abs. 1 
§ 10 Abs. 1 
§ 22 Abs. 1 
§ 31 Abs. 1 und 
8 34 Abs. 1 und 2 
pro Kubikzentimeter Luft oder pro Gramm Wasser die folgenden, in Mikro- 
curie (entspricht auch der Angabe „Curie pro Kubikmeter“) zu messenden 
Konzentrationswerte festgelegt: 
„Radioaktive Stoffe oder Gemische solcher Stoffe in Wasser, die nicht 
analysiert oder in dieser Anlage (Il) nicht genannt sind 
1x 107 Mikrocurie pro cm?.“ 
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„Radioaktive Stoffe oder Gemische solcher Stoffe in Luft, die nicht ana- 
Iysier oder in dieser Anlage nicht genannt sind 
4 x 103 Mikrocurie pro cm?.“ 
Soweit hier die Rechengröße „Curie“ oder „Mikrocurie“ vorkommt, besagt 
diese nur, daß pro Sekunde 


37 000 000 000 „Zerfallsakte“ (= 1 Curie), bzw. 
37 000 (= 1 Millionstel Curie bzw. ein Mikrocurie) „Zerfallsakte“ 


durch das selbsttätige Zerstrahlen radioaktiver Stoffe erfolgen, ohne daß 
damit etwas über die Energie der zugrundeliegenden Vorgänge und die 
lonisationsdichte ausgesagt wird. 


Mit der Verweisung von Anlage Il auf $ 22 Abs. (1) der SSVO wird das oben 
(Manuskript-S. 7) beanstandete bewußt betrügerische Vorgehen der Pluto- 
niummaffia bei der Errechnung der belastenden Strahlendosis positivrechtlich 
faßbar: 


„§ 22 Kontrollbereiche und Überwachungsbereiche 


(1) Bereiche, in denen infolge des Umganges mit radioaktiven Stoffen 
die Möglichkeit besteht, daß Personen durch Bestrahlung von außen 
oder durch Einatmung von Luft, deren Konzentration an radioaktiven 
Stoffen ein Drittel der in Anlage II genannten Werte übersteigt, bei 
einem Aufenthalt von 40 Stunden je Woche eine höhere Dosis als 
1,5 rem je Jahr erhalten, sind abzugrenzen und zu kennzeichnen 
(Kontroilbereiche). Die Kennzeichnung muß das Wort „Radioaktiv“ 
enthalten." 


Jedem Strahlenbiologen, jedem Nuklearchemiker und jedem Physiker ist 
bekannt, daß sich die fiktive Größe „rem“ nicht direkt messen läßt, 
sondern daß sie nur rechnerisch zu ermitteln ist. Und zwar nur 
dann, wenn dem „Rechner“ bekannt ist, welche Strahlen- 
quelle, d. h. welcher ionisierende radioaktive Stoff aus welcher 
Entfernung auf eine strahlenempfindliche biologische Substanz ein- 
wirkt. 


Überall dort, wo nicht jede einzelne beteiligte Radionuklidart nach ihrer 
Häufigkeitsverteilung, bzw. nach Menge, Halbwertzeit und Energie erfaßt 
wurde, ist es unmöglich, die in „rem“ ausgedrückte „Dosis“ gemäß 
der Strahlenschutzverordnung (SSVO) (z. B. 8 11 (1) 1b; § 14 (2); § 22; 8 25; 
8 26; § 27; 8 29) zu ermitteln. 
(Ab hier Seite 10 des Originals) 

Spätestens seit meinem vierstündigen Vortrag vor der 1. Kammer des Ver- 
waltungsgerichtes Oldenburg am 11. September 1978, wo ich als Prozeß- 
bevollmächtigter des Klägers Ing. Wilhelm Schulte im Esenshamm-Pro- 
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zeß auftrat, weiß auch das Gericht, die Genehmigungs- 
behörde und die Öffentlichkeit, daß mit „rem“ (roentgen 
equivalent man) keine meßbare Größe symbolisiert wird. 


In Kurzfassung wurden von mir 20 000 Sonderdrucke meiner Darstellung vom 
11. September 1978 unter dem Titel: 


„rem“ — ein pseudowissenschaftlicher Dosisbegriff 


verbreitet. Darin wies ich auf den wichtigen Unterschied zwischen „abschalt- 
baren“ ionisierenden Strahlenquellen und den „nichtabschaltbaren“, vom 
Menschen künstlich geschaffenen radioaktiven Stoffen hin, deren voraus- 
sichtliche Auswirkungen durch das sittenwidrige „man-rem-Konzept“ und 
durch die angeblich „zumutbare“ Verdoppelungsdosis als recht- 
lich und „ethisch möglich“ hingestellt werden. (siehe Anlage) 


Die darin von mir zugleich abgebildeten, zackenartigen, plastischen Kunst- 
gebilde (aus der Bonka-Studie, Jülich 1975, Seite 138 und 159) stellen an- 
schaulich die auf Grund einer „millirem-Belastung“ eintretenden Vermin- 
derungen der naturgegebenen Lebenserwartung, bzw. 
die hierdurch bewirkte „Übersterblichkeit" dar. Die Verursachung 
dieser Übersterblichkeit als Folge des vermessenen Anspruches, daß „dem 
Menschen erlaubt sein muß, was Gott oder die Natur auch tut“ (mit diesem 
Argument wird die Verdoppelung der durch natürliche lonisation bewirkten 
Strahlenschäden durch künstlich geschaffene lonisationsquellen als angeb- 
lich „zumutbar“ gerechtfertigt) ist eine 


gemeingefährliche Straftat 
gemäß § 311a StGB: 
„8 311a. Mißbrauch ionisierender Strahlen. 


(1) Wer in der Absicht, die Gesundheit eines anderen zu schädigen, es 
unternimmt, ihn einer ionisierenden Strahlung auszusetzen, die des- 
sen Gesundheit zu schädigen geeignet ist, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft... 


(2) Unternimmt es der Täter, eine unübersehbare Zahl von Menschen 
einer solchen Strahlung auszusetzen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
nicht unter fünf Jahren. 


(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe bei Taten nach Absatz 1 
Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren, bei Taten nach Absatz 2 le- 
benslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jah- 
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter durch die Tat leichtfertig den Tod eines Menschen verur- 
sacht..." 
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Wegen des seit mehr als 50 Jahren bekannten Prinzips der „Eintrefferwirkung 
von lonisationsereignisen“ ist im Falle von offenen radioaktiven Stoffen der 
vor 400 Jahren geprägte Satz des Paracelcus unanwendbar: 
(Ab hier Seite 11 des Originals) 
„Nur die Dosis macht einen Stoff zum Gift“. Damit hat Paracelsus, ein 
hochbegabter Denker und Arzt an der Schwelle vom Mittelalter zur Neu- 
zeit, aussagen wollen, daß es von jedem Stoff, und sei er auch noch 
so „giftig“, eine unschädliche oder sogar „empfehlenswerte“ 
Menge oder „Dosis“ (lateinisch „dos“ = die gute Gabe) gibt, in der er 
anregend oder stimulierend wirkt. 


Während man zur Zeit des Paracelsus weder über die Zusammenhänge 
zwischen lonisationsereignissen und bionegativen, d. h. lebensfeindlichen 
und gesundheitsschädigenden Bindungsbrüchen in Zellen etwas wußte, 
noch über die potentiell unsterblicken Keimzellen, deren Unbe- 
schädigtheit die wesentlichste Voraussetzung für den Fortbestand und die 
Weitergabe des „Lebens“ über die Generationen hinweg ist, wissen darüber 
heute schon Schulkinder Bescheid. 

Wer dennoch gemeingefährliche offene radioaktive Stoffe freisetzt, ter- 
rorisiert bis in die fernste Zukunft die ihnen ausgesetzten Menschen: er ver- 
übt an ihnen widerrechtliche Eingriffe durch Erhöhung der Erkrankungswahr- 
scheinlichkeit und durch Verminderung der ursprünglich naturgegebenen 
Lebenserwartung. Die Begehung derartiger „unblutiger“ Gewaltakte fällt 
unter die Strafdrohung von § 324 des Strafgesetzbuches (StGB): 


„§ 324. Gemeingefährliche Vergiftung. 


Wer Brunnen oder Wasserbehälter, welche zum Gebrauch anderer die- 
nen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Verkauf oder Verbrauch 
bestimmt sind, vergiftet oder denselben Stoffe beimischt, von denen ihm 
bekannt ist, daß sie die menschliche Gesundheit zu zerstören geeignet 
sind, desgleichen wer solche vergifteten oder mit gefährlichen Stoffen 
vermischten Sachen mit Verschweigung dieser Eigenschaft verkauft, feil- 
hält oder sonst in Verkehr bringt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines Men- 
schen verursacht worden ist, mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit 
Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren bestraft." 


Die grundsätzlich und eindeutig bionegative, d.h. die in keinem Fall 
empfehlenswerte Wirkung von lonisationsereignissen auf gesunde Zellen, 
Organe und Lebewesen ist übereinstimmender Kenntnisstand der Lebens- 
wissenschaften. Der Nuklearchemiker Univ.-Prof. Dr. Engelbert Broda 
(Universität Wien), Mitglied der österreichischen Akademie der Wissen- 
schaften, hat am 5. Dez. 1972 in einem weit über die Grenzen von Österreich 
hinaus bekanntgewordenen Vortrag 
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„Bionegative Wirkung ionisierender Strahlung?“ 


diesen Wissensstand übersichtlich zusammengefaßt. Wenn dennoch auch 
in der am 13. Okt. 1976 (BGBI. S. 2905) kundgemachten, überarbeiteten Fas- 
sung der 


„Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende Strahlen 
(Strahlenschutzverordnung — StrISchV)“, 


ebenso wie in der „Ersten Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 


{Ab hier Seite 12 des Originals) 
Strahlen radioaktiver Stoffe“ vom 24. Juni 1960 (BGBI. tł S. 430), als 


erlaubbar angesehene „Freigrenzen“ bzw. hieraus abgeleitete Grenz- 
werte u. a. für 


„Inhalation und Ingestion“ (= Einatmung und Verschlucken) von 
Plutonium 238 mit 87,75 Jahren Halbwertzeit, 

Plutonium 239 mit 24390 Jahren HWZ, 

Plutonium 240 mit 6537 Jahren HWZ, 


Plutonium 241 mit 14,89 Jahren HWZ, 
Plutonium 242 mit 387 000 Jahren HWZ sowie neu 
Plutonium 243 mit 4,96 Stunden Halbwertzeit (HWZ) und 


Plutonium 244 mit 82 600 000 Jahren Halbwertzeit 
(siehe Tabelle IV/1 der Anlage IV zur StriSchVO 1976, BGBI. I S. 2905 ff.) 


genannt werden, so ist dies eine Perversion des Strafgesetzes und seiner 
gegen gemeingefährliche Straftaten gerichteten Paragraphen 
311a und 324. Die Nennung von sogenannten „Freigrenzen“ für das künst- 
liche Element Plutonium (das nach dem griechischen Höllenfür- 
sten und Gott des Reichtums „Pluto“ benannt wurde), beweist nicht nur die 
politische Macht der Plutoniummaffia, sondern auch die sittliche Verrottetheit 
jener Experten, die an der Erstellung von „Empfehlungen“ mitgewirkt haben 
bzw. ihnen nicht widersprochen haben, durch die diese Grenzwerte und Frei- 
grenzen in eine dem „Schutz vor Schäden“ dienende Verordnung 
(Strahlenschutzverordnung) Aufnahme gefunden haben. 


Trotz der in der Strahlenschutzverordnung erlaubten „Freigrenzen“ be- 
hält Plutonium seine grundsätzlich bionegative Wirkung auch in den aller- 
geringsten Mengen. Es gehört zu den im § 324 StGB genannten Stoffen, 


„die geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu zerstören.“ 


Auch die Fußnote 2 zur Tabelle IV/2 der StrISchVO 1976 beweist die poli- 
tische Macht der Plutoniummaffia bzw. die ethische Verrottetheit der ihr 
hörigen Expertengremien: 
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„Ein Nuklid kann unberücksichtigt bleiben, wenn sein Anteil an der 
Jahres-Aktivitätszufuhr nur einen vernachlässigbaren Bruchteil des 
Grenzwertes nach Tab. IV/1 beträgt.“ 


Wie kann es einen „vernachlässigbaren“ Bruchteil eines Grenzwertes geben, 
der dazu bestimmt ist, die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
„gebotene Vorsorge gegen Strahlenschäden" sicherzu- 
stellen, 
wenn bereits ein einziges lonisationsereignis, das sich heute er- 
eignet, in Kindern und Kindeskindern bis zur 40. Nachkommengeneration 
irrversible, d. h. unumkehrbare Schädigungen der genetischen 
Unversehrtheit auslösen kann? 
(Ab hier Seite 13 des Originals) 
Bevölkerungsgruppen und ganze Völker werden mit der bewußten Freiset- 
zung von Plutonium und anderen offenen radioaktiven Stoffen 


unter Lebensbedingungen gestellt, die geeignet sind, ihre genetische 
und damit auch körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizu- 
führen. 
Dies erfüllt den Tatbestand des Völkermordes gemäß § 220a, Abs. (1) Nr. 3 
des Strafgesetzes. In „akademisch" verklausulierter Sprache beschreibt Prof. 
Alfred Barthelmeß diesen Sachverhalt in seinem Buch „Erbgefahren im Zi- 
vilisationsmilieu“ (Wilhelm Goldmann Verlag, München 1973, S. 192): 


„Die ohnehin schon schwer lösbare Frage nach der „höchsten zulässi- 
gen Dosis“ jedes einzelnen mutagenen Faktors wird durch die Probleme 
der kombinierten Entwicklung mit weiteren Schwierigkeiten belastet. So 
entmutigend die Aufgabe aussieht, wird sich die künftige Forschung 
auch ihrer annehmen müssen. Solange dies nicht geschehen ist, zwin- 
gen sowohl theoretische Wahrscheinlichkeit wie Verantwortungsbewußt- 
sein angesichts der irreparablen Folgen dazu, eine kumulative Wirkung 
von Faktorenkombinationen als realistisch anzunehmen. Bedenkt man 
die in den ersten Abschnitten dargestellte ungeheure Komplikation und 
die Notwendigkeit größter Präzision des genetischen Geschehens in 
der Zelle und im Organismus, so könnte man durchaus sogar zu einem 
noch weitergehenden Schluß kommen: 


Jede irgendwie geartete erhebliche Schädigung der Vitalität der Zelle 
bzw. des Organismus — auch wenn selbst nicht direkt mutagen — 
könnte immerhin die Wahrscheinlichkeit des Wirksamwerdens eines der 
stets oder zeitweilig vorhandenen mutagenen Faktoren erhöhen oder die 
Sicherungs- und Reparäatursysteme der Zelle in ihrer Funktion behindern. 
Mit anderen Worten: Jede erhebliche Gesundheitsschädigung, auch eine 
unbemerkte chronische, könnte mutationsfördernd, resistenzmindernd, 
sensibilisierend wirken.“ 
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(Hier zitiert aus dem Beiakt 31, Hefter X, des Landkreises Wesermarsch 
betreffend „Radiologische Beweissicherung des Grundwassers“; Was- 
serrechtlicher Esenshamm-Prozeß, Ordner 01/060. Dort wurden Kopien 
aus dem Buch von Barthelmeß bereits 1976 vorgelegt.) 


Was als „erhebliche Gesundheitsschädigung“ im Sinne von Barthelmeß zu 
werten ist, ergibt sich aus der Definition des Begriffes „Gesundheit“ in der 
Satzung der Weltgesundheitsorganisation (WGO), die von mehr als 140 Staa- 
ten völkerrechtlich anerkannt wurde. Sie gilt seit mehr als 
3 Jahrzehnten (seit 1948): 


i) 


„Das Ziel der Weltgesundheitsorganisation ist das Erreichen des höchst- 
möglichen Gesundheitsniveaus durch alle Völker... 


Die Gesundheit ist ein Zustand vollkommen körperlichen, seelischen und 
sozialen*) Wohlbefindens und nicht bloß das Fehlen von Krankheiten 
oder Gebrechen ... 


Der Genuß des höchsten erreichbaren Gesundheitszustandes ist eines 
der Grundrechte jedes menschlichen Wesens*) ohne Unterschied 
von Rasse, Religion, politischer Anschauung, wirtschaftlichen und so- 
zialen Verhältnissen... 
(Ab hier Seite 14 des Originals) 

Eine weitgehende Aufklärung und tätige Mitarbeit der Öffentlichkeit sind 
bei der Hebung der Gesundheit des Volkes von allergrößter Bedeu- 
tung... 


Die Regierungen tragen für die Gesundheit ihrer Völker die Verantwor- 
tung, welcher nur durch die Vorkehrung entsprechender gesundheitlicher 
und sozialer Maßnahmen Genüge geleistet werden kann... 


mit den Umschreibungen „soziales Wohlbefinden“ bzw. „Grundrecht 
jedes menschlichen Wesen“ sind denknotwendig die erst in Zukunft zur 
Welt kommenden Menschen mitgemeint. Dasselbe gilt von der in der 
Strahlenschutzverordnung 1960 (SSVO) verwendeteten Wortfassung des 


„$ 21 Allgemeine Schutzmaßnahmen 


Die für den Strahlenschutz Verantwortlichen haben unter Beachtung der 
Regeln von Wissenschaft und Technik zum Schutz einzelner und der 
Allgemeinheit vor Strahlenschäden an Leben, Gesundheit und Sach- 
gütern durch geeignete Schutzmaßnahmen ... dafür zu sorgen, daß 
beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 


1. die Schutzvorschriften der §§ 22, 25 bis 29, 31, 34, 35 Abs. 1 bis 3, 
Abs. 4 Satz 1, des $ 36 Abs. 1, 2 und 4, des $ 37 Satz 2, der 
88 39 bis 42 eingehalten werden, 
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(Ab hier Seite 15 des Originals) 
Daß es dieser Gedankenakrobatik bedarf, um ein derart selbstverständlich 
zu schützendes Rechtgut im Atomgesetz nachzuweisen, ist als wei- 
terer Beweis für die politische Macht der Plutoniummaffia zu werten. Auch 
das am 28. Mai 1959 zwischen der Weltgesundheitsorganisation einerseits, 
der Internationalen Atomenergieorganisation (IAEO) andererseits abge- 
schlossene Abkommen (WHA 12.40) beweist eindeutig diese politische Macht. 
Die Knebelung der statistischen Dienste der Weltgesundheitsorganisation 
lag eindeutig nicht in derem Interesse, sondern wurde durch die IAEO 
bzw. die Handlanger der Plutoniummaffia erzwungen. Der WGO wird 





2. auch unterhalb der in §§ 25 bis 29 festgesetzten Werte die Strahlen- 
belastung von Personen und strahlenempfindlichen Sachgütern Dritter 
oder der Allgemeinheit so gering wie möglich gehalten wird... .“ 


Die hier benutzte Wortfassung des § 21 SSVO 1960 fand ihr Vorbild im 
§ 17 des Atomgesetzes vom 23. Dez. 1959 (BGBI. | S. 814): 


„§ 17 Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf... 


(4) Genehmigungen oder allgemeine Zulassungen sind außerdem zu 
widerrufen, wenn dies wegen einer erheblichen Gefährdung der Be- 
schäftigten, Dritter oder der Allgemeinheit erforderlich ist und nicht 
durch nachträgliche Auflagen in angemessener Zeit Abhilfe geschaf- 
fen werden kann.“ 


Die sprachliche Unterscheidung zwischen einerseits „Beschäftigten“, 
die einer von ihnen bewußt in Kauf genommenen Strahlenbelastung aus- 
gesetzt werden, und außerhalb der Anlage befindlichen „Dritten“ ande- 
rerseits ist unmißverständlich. Daß die „Allgemeinheit“ außerdem 
erwähnt wird, wäre dann überflüssig oder sinnlos, wenn mit diesem 
‚Sammelbegriff nicht auch die jetzt noch ungeborenen Menschen 
mitgemeint wären. Deren genetische Unversehrtheit ist ein 
Rechtsgut eigener Art. Statt es direkt beim Namen zu nennen, wie 
dies z. B. im Österreichischen Strahlenschutzgesetz geschieht, wo aus- 
drücklich der Schutzzweck des Gesetzes auch den „Nachkom- 
men“ gilt, muß dieses selbstverständliche Rechtsgut auf dem Wege 
der Interpretation des unscharfen Begriffes „Allgemeinheit“ aus dem 
Atomgesetz herausgelesen werden. Da der Gesetzgeber das Atomge- 
setz nur im Einklang mit Art. 19, Abs. (2) und Art. 2, Abs. (2) des Grund- 
gesetzes erlassen konnte, muß der Schutz der genetischen Unver- 
sehrtheit bzw. der ungeborenen Nachkommenschaft sich auf den im 
Atomgesetz verwendeten Begriff „Allgemeinheit“ stützen, wie er u. a. 
auch im § 18, Abs. (2) Nr. 3 AtomG vorkommt. 
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in entscheidenden Fragen bei der Verwirklichung dieses Abkommens das 
Stimmrecht vorenthalten - ein Indiz dafür, daß sich die IAEO 
in einem machtmäßigen Übergewicht gegenüber der Weltgesundheitsorgani- 
sation bei der Formulierung des Abkommentextes befand. 


Die Knebelung der statistischen Dienste der Weltgesundheitsorganisation 
schlägt durch auf die Staaten, die ihr als Mitglieder angehören. Dies hat zu 
der makabren Lage geführt, daß es für eine der am frühesten erkenn- 
bar werdenden Auswirkungen von vorangegangenen Strahlenschädigungen, 
der Erkrankung an Blutkrebs bzw. Leukämie, keine 
Meldepflicht an die staatlichen Gesundheitsbehör- 
den gibt. 


Dies steht im krassen Gegensatz zu den Pflichten, die die Bundesrepublik 
Deutschland durch Artikel 11 mit der Ratifizierung der Europäischen Sozial- 
charta (BGBI. Il 1965, S. 1122) übernommen hat: 


„Art. 11. Das Recht auf Schutz der Gesundheit. 


Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Schutz der Gesundheit zu 
gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, entweder unmit- 
telbar oder in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder privaten Organisa- 
tionen geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die unter anderem darauf 
abzielen: 


1. soweit wie möglich die Ursachen von Gesundheitsschäden zu besei- 
tigen; 

2. Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten zu schaffen zur Verbesserung 
der Gesundheit und der Entwicklung des persönlichen Verantwor- 
tungsbewußtseins; 


3. Soweit wie möglich epidemischen, endemischen und anderen Krank- 
heiten vorzubeugen.“ 

(Hier zitiert aus „Der Rechtsweg — Dokumentenreihe aus dem Archiv 

./. für biologische Sicherheit“ Nr. 2 vom Februar 1977, Seite 79, sh. Anlage) 


Die Geschehnisse im Zusammenhang mit der sogenannten „Wiccrlegung" 
der von mir seit 1977 wiederholt gemachten Hinweise auf eine weit über- 
durchschnittlich hohe Leukämieerkrankungshäufigkeit im Bereich der Abgas- 
fahne des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Lingen sind ein Be- 
weis weiterer Art für die publizistisch-politische Macht der Plutoniummaffia. 
Der Zusammenfassung der maßgebenden Befürworter und Handlanger, dièm 
sich für die unwiderrufliche Einführung des Plutoniumregimes und des Welt-) | | 
atomstaates im klaren Widerspruch zur freiheitlich-demokratischen Grund- || 
ordnung der Bundesrepublik Deutschland einsetzen, unter dem sprachlichen și 
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(Ab hier Seite 16 des Originals) 3 
Oberbegriff „Plutoniummaffia", ist am 12./13. Dezember 1977 vorausge- 
gangen deren Kennzeichnung als eine 


gemäß Artikel 9, Abs. 2 des Grundgesetzes verbotene Vereinigung: 


„(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Straigeset- 
zen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungmäßige Ord- 
nung oder gegen den Gedanken der Völkerverständiaung richten, 
sind verboten.“ 


Daß es sich bei der Rechtswidrigkeit der Ziele dieser verbotenen Vereinigung 
um einen Geheimbund handelt und handeln muß, ist offenkundig. Es 
ist daher nur an Hand von Indizien möglich, Vermutungen darüber anzustel- 
len, wer und mit welchem Einflußgrad an diesem von mir als „Plu- 
toniummaffia" bezeichneten Geheimbund beteiligt ist; da es üblich geworden 
ist, auch von einer „Georgia-Maffia“ im Zusammenhang mit einer Personen- 
gruppe zu sprechen, die den US-Präsidenten Carter umgibt, Bundeskanzler 
Bruno Kreisky den Ausdruck „Wiesenthal-Maffia“ verwendet hat und vielfach 
von einer bestehenden „Drogenmaffia" die Rede ist, kann ich davon aus- 
gehen, daß es Angehörige der sizilianischen Maffia nicht mehr mißbilligen 
werden, daß dieser ursprünglich alleine ihnen zugebilligte Begriff nun auch 
auf den Plutoniumbefürworterkreis angewandt wird, soweit dieser bestimm- 
ten Gesichtspunkten entspricht: 


Ablehnung der vollen Anwendung des WGO-Gesundheitsbegriffes und 
dessen Verdrängung durch den Begriff einer rechnerisch ermittelten 
„Durchschnittsgesundheit“ (man-rem-Konzept); 


Fehlende Betätigung des „Willens zur Wahrheit“, an dessen Stelle der 
Fiktionalismus bzw. die „Philosophie des Als-Ob“ tritt; erlistete Geneh- 
migung von 31-millionenfach höheren Nuklidemissionen; 


Unterdrückung von gesundheitsrelevanten Tatsachen und Erkenntnissen, 
wie z. B. „Quellcharakteristik“ und „Aktivitätsfließschema“; Vernachläs- 
sigung angebl. „irrelevanter“ Nuklidemissionen; 


Ignorierung der Tatsache, daß durch die Schadwirkung von ionisierenden 
Radionukliden die Schädlichkeit oder „Toxizität“ von nichtradio- 
aktiven Schadstoffen, die Krebs oder Erbschäden bewirken, bis 
zum 25-fachen erhöht werden kann (= Synergismus); 


Bekämpfung von Maßnahmen zur Aufhellung des Unwissens über die 
Entwicklung der Leukämieerkrankungen seit 40 Jahren und Uhnterbin- 
dung der Verbesserung von Erkrankungsstatistiken; 
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Sprachliche Verschleierung der Schadwirkung von radioaktiven Stof- 
fen und der durch sie verursachten lonisationsereignisse in Keim- und 
Körperzellen, u. a. durch Benutzung des ungeeigneten Ausdrucks „Ra- 
dioaktivität“; 

Hintertreibung der Nutzung von Kernfusionsenergie bzw. Ablenkung 
von Forschungsmitteln auf ergebnislos bleibende Projekte. 


Dies sind einige Merkmale, bei deren Zutreffen ich die Zugehörigkeit einer 
Person zur „Plutoniummaffia“ vermute, deren Ideal sich im Gott des Reich- 
tums bzw. im Höllenfürsten „Pluto“ wiederfindet. 


Daß die Umsetzung dieses „Ideals“ in die Wirklichkeit mit der Wertordnung 

des Grundgesetzes unvereinbar ist, steht für mich fest, da ein solches über- 
(Ab hier Seite 17 des Originals) 

staatliches Plutoniumregime gemäß Orwells „1984“ und die meisten unserer 

im Grundgesetz gewährleisteten Rechte sich widersprechen. Bis- 

her habe ich auf die folgenden, durch die Plutoniummaffia mißachteten 

Grundgesetzartikel hingewiesen: 


Artikel 2 (oben Manuskriptseite 1, 2,3 und 14) 
Artikel 9 (s. S. 16) 
Artikel 19 (siehe S. 1, 3, 14); ferner auf folgende 


Strafgesetzparagraphen: 
§ 220a (S. 4, 13) 
§ 263 (S. 7, 9) 
§ 311a (S. 10, 12) 
§ 324 (S. 11, 12); außerdem auf folgende mißachtete 
Atomgesetzparagraphen: 
§1(S.6) 
§7 (S. 6) 
§ 17, 18 (S. 14). 
Verletzungen der Strahlenschutzverordnung 1960 sind erwähnt: 
§ 2 (S. 2) 
§§ 11, 14, 22, 25, 26, 27, 29 (S. 9, „rem“-Dosisfiktion) 
§ 21 (S. 14) 
§ 34 (S. 7) 
§ 40 (S. 2) 
Anlage I und II (S. 7, 8) 
Strahlenschutzverordnung 1976: 


§ 53 (Seite 2) 
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Atomanlagenverordnung 1960: 


81 (S.6) 
§ 2 (S. 6) 
Tabelle IV/1 und IV/2 (S. 12) 


Völkerrechtliche Grundsätze und Abkommen: 


Genocid-Konvention zur Verhütung und Bestrafung von Völkermord 
(BGBI. II 1954, S. 729) (s. S. 4, 5, 13) 


. Satzung der Weltgesundheitsorganisation (S. 13) 
Europäische Sozialcharta (BGBI. II 1965, S. 1122) (s. S. 15) 


Dr. Enrico Jacchia, ehemals Direktor in der Abteilung Gesundheits- 

schutz der Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft und Dozent an 

der Universität Bologna, äußerte sich bereits 1965 in seinem Buch „Atom — 
(Ab hier Seite 18 des Originals) 

Sicherheit und Rechtsordnung“ (Verlag Lutzeyer, Freudenstadt 1965, S. 48) 

zur Frage der Grenzwertfestsetzung für ionisierende radioaktive Stoffe: 


„Die Festsetzung der höchstzulässigen Dosen setzt jedoch voraus, daß 
man sich zuvor die Frage stellt: Welche Strahlendosen kann der Mensch 
mit der unbedingten Gewißheit empfangen, daß für ihn und für seine 
Nachkommen kein Schaden entsteht? Wir haben schon darauf hinge- 
wiesen, daß beim derzeitigen Stand unserer wissenschaftlichen Kennt- 
nisse die vorsichtigste Antwort lautet: keine Dosis.“ (Zitiert nach 
„Der Rechtsweg“ Nr. 2, S. 54 und 57) 


Prof. Fritz Kaudewitz schrieb 1957 in seinem Buch „Grundlagen der 
Vererbungslehre“ (Francke Verlag, Bern und München, 1957, S. 135/136), 
also vor 23 Jahren: 

„In diesem Zusammenhange gewinnen etwaige Strahlungswirkungen 
durch radioaktive Isotope, deren Anwendungsmöglichkeiten sich in den 
vergangenen Jahren sprunghaft weiteten, erhöhte Bedeutung. Es wäre 
grundfalsch, dann einen schädlichen Einfluß solcher Strahlungen leugnen 
zu wollen, wenn die verabreichte Dosis zu keinen unmittelbar beobacht- 
baren Schäden führt... 


Etwa 20% aller menschlichen Früchte sterben schon heute unter Nor- 
malbedingungen als Folge solcher Faktoren eines genetisch bedingten 
Todes. Damit befinden wir uns unfern einer Grenze, jenseits deren der 
Bestand unserer Art nicht mehr gesichert erscheint. Eine nennenswerte 
Erhöhung dieses Prozentsatzes muß daher zumindest für Völker mit 
langsamem Bevölkerungszuwachs, wie etwa für uns Mitteleuropäer, die 
Gefahr des Aussterbens heraufbeschwören.“ 
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Über den Schutz der nachfolgenden Generationen sagt das Grundgesetz: 
„Artikel 6 


(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staat- 
lichen Ordnung. *) 


(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht . 


(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Ge- 
meinschaft... 


(Ab hier Seite 19 des Originals) 
Im Buch „Atom — Sicherheit und Rechtsordnung“ sagt E. Jacchia (S. 50/51) 
in einer Fußnote u. a.: 


„Mit der Frage, wie sich die beispiellosen Gefahren, welche die Verwen- 
dung der Kernenergie für die Menschheit mit sich bringen kann, insge- 
samt zueinander verhalten, und vor allem mit der Möglichkeit der Spät- 
wirkungen, die bei künftigen Generationen auftreten könnten, haben sich 
Denker und Moralisten befaßt. Die unseres Wissens erste Initiative auf 
diesem Gebiet, die von dem Interesse an diesen Problemen zeugt, führte 
Anfang Januar 1963 etwa 20 Theologen, Philosophen und Fachgelehrte, 
die sich wissenschaftlich und juristisch mit dem Strahlenschutz befassen, 
in Chicago zusammen. Diskussionsthema war: „Radiation and Social 
Ethics“. 


Daß diese, u. a. von Landesbischof Dr. Hans Lilje besuchte Tagung staats- 
ethisch nicht nur folgenlos war, sondern daß in den Jahren seit 1963 weltweit 
eine gewaltige Steigerung der Plutoniumerzeugung einsetzte, ist kein Zufall, 
Im Heft Nr. 4 „Rechtsweg — Aktuell“ vom 11. Dez. 1978 habe ich dies durch 
den Abdruck des Aufsatzes von Johann Langenberg 


*) Wie bei der Anmerkung oben (S. 14) zum Schutz der „Allgemeinheit“ bzw. 
zum „sozialen Wohlbefinden“ als Grundrecht jedes menschlichen Wesens 
muß bei Art. 6 GG das eigentliche Schutzgut aus dem Grundgesetztext bei 
den Worten „Ehe und Familie" erst herausgefiltert werden: es geht um 
den Schutz der Unversehrtheit der Ungeborenen. Deswegen stehen 
Ehe und Familie unter dem „besonderen Schutze der staatlichen Ord- 
nung“, wobei „zuvörderst“ die Eltern das natürliche Recht und 
die Pflicht haben, für diesen Schutz Vorsorge zu treffen; ihre Schutz- 
pflichtt hat Vorrang noch vor der „besonderen Schutzpflicht" des 
Staatswesens! (Siehe auch „Der Rechtsweg“ Nr. 2 vom Feb. 1977, S. 48/50, 
53/61) 
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„Ein Verbrechen an Gottes vollkommenen Gesetzen“ 


nachgewiesen, der erstmals in der Zeitschrift für Geistesfreiheit „Der Quell“ 
(Folge 18 vom 23. 9. 1954, 6. Jahrgang) erschien. Er schließt mit folgenden 
Sätzen: 


„Wir hörten ferner, daß die natürliche Atomzertrümmerung durch ebenso 
vollkommene Gesetze eine große Seltenheit ist. Sie wird erst dereinst 
bei dem Schwinden des Weltalls am Ende der Tage häufiger werden! 
Endlich wurde uns mitgeteilt, und das ist für unsere Frage besonders 
bedeutungsvoll, daß die unvorstellbar großen Explosivkräfte, die bei 
einer natürlichen Atomzertrümmerung frei werden, auf bewohnbarem 
Sterne in der Umwelt kein Unheil anrichten können. Wir erfuhren, daß 
diese Explosivkräfte bei der natürlichen Atomzertrümmerung auf der 
Erde schon in einer Entfernung von nur 6 Zentimetern völlig erloschen 
sind! 


In einer herrlichen Fürsorge Gottes durch vollkommene Gesetze fuschen 
nun die Menschen unserer Tage, stolz auf ihre Fortschritte, mit der 
künstlichen Atomzertrümmerung hinein! Sie erinnern uns bei ihrem 
Treiben an einen zerstörungsfreudigen vierjährigen Jungen, der etwa 
ein Uhrwerk, ganz stolz auf seine Leistung, zertrümmert und sich oben- 
drein noch sehr freut, wenn er einen Altersgenossen durch das Bewerfen 
mit den Trümmern verletzen kann! 


Aber es ist uns darüber hinaus völlig klar geworden, weshalb wir hier 
nicht nur eine bedenkenlose Zerstörung von Menschenleben und Le- 
bensmöglichkeiten auf unserem Sterne wie in frevelhaften Angriffskrie- 
gen der Geschichte vor uns sehen. Es ist uns nun klar geworden: Hier 
wird nicht nur, wie in grausamsten Angriffskriegen der Gewaltgierigen 
in der Geschichte, eine Vernichtung ganzer Völker verübt! Hier wagt der 
Mensch, gestützt auf Wahnlehren über Gott oder auf Gottleugnung, 
gegen Gottes Fürsorge durch vollkommene Gesetze, die dies Weltall 
und in ihm das Schöpfungsziel bis zum gottgewollten Schwinden am 
Ende der Tage erhalten, gewaltsam einzugreifen. Er begrenzt sich hier- 
(Ab hier Seite 20 des Originals) 

bei nicht etwa aus einem Rest moralischer Hemmung, sondern aus Un- 
vermögen auf die Zerstörung der Lebewesen auf diesem bewohnbaren 
Sterne, auf dem zur Zeit noch das Schöpfungsziel erfüllt ist! 


Selten wohl könnte es den Menschen leichter erkennbar gemacht wer- 
den als hier, daß die Gotterkenntnis, weil sie eben Wahrheit gibt, in all 
ihren Ergebnissen völkerrettend sein muß, und daß jedes der Ergebnisse 
von allen Völkern erfaßt und verwertet werden kann, auch wenn sie nicht 
entwickelt und seelisch wach genug wären, um die Gotterkenntnis selbst 
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zu erfassen! Sie hat also in ihren Ergebnissen den denkbar größten 
„praktischen“ Wert ganz ebenso, wie sie den denkbar höchsten „ideel- 
len“ Wert besitzt.“ 


Langenberg bemängelt hier, daß die „Gewaltgierigen“ — von mir als „Pluto- 
niummaffia“ bezeichnet — nicht „aus einem Rest moralischer Hemmung“ 
zur Selbstbegrenzung bei ihrem lebensfeindlichen Wirken finden. In zeitlos 
gültiger Form hat schor, der antike Protagoras (481-411 v. Zw.) aus 
Abdera solch ehrfurchtslosen Rechtsbrechern das Urteil gesprochen. In dem 
von Platon überlieferten „Mythos des Protagoras“ berichtete er, daß Epime- 
theus u. a. 


„... darauf Bedacht nahm, daß keine Gattung dem Untergang verfallen 
wäre ... Da nun Epimetheus nicht allzu klug war, merkte er nicht, daß er 
die verschiedenen Fähigkeiten für die vernunftlosen Wesen völlig ver- 
braucht hatte. Es war aber das Menschengeschlecht noch nicht ausge- 
stattet, und er wußte nicht, wie er ihm helfen sollte. Wie er daher in arger 
Verlegenheit ist, kommt Prometheus, um sich seine Verteilung an- 


zusehen. ... Prometheus nun in seiner Not, wie er dem Menschen eine 
Möglichkeit zu seiner Erhaltung ausfindig machen sollte, stiehlt zusam- 
men mit dem Feuer die technische Kunstfertigkeit des Hephaistos (des 
Gottes des Feuers und der Schmiedekunst) und der Athene (es war ja 
unmöglich, daß diese ohne Feuer von jemandem erworben oder ge- 
braucht werden könnte) und schenkt sie dem Menschen. So erhielt nun 
der Mensch die Kenntnisse zum Lebensunterhalt, aber es fehlte ihm 
noch die Staatskunst. Denn diese war beim Zeus. 


... Ihre praktischen Kunstfertigkeiten reichten zwar für ihren Lebens- 
unterhalt vollkommen aus, aber nicht für den Kampf gegen die Raub- 
tiere. Denn sie besaßen noch keine Staatskunst (d. h. soziale bzw. poli- 
tische Organisation), von der die Kriegskunst ein Teilgebiet ist. Sie 
suchten sich daher zu vereinigen und zu retten, indem sie Städte grün- 
deten. Wenn sie aber zusammengekommen waren, taten sie einander 
unrecht, da sie die Staatskunst noch nicht besaßen, so daß sie sich 
wieder zerstreuten und zugrunde gingen. Da geriet Zeus in Sorge, daß 
unser Geschlecht vollkommen ausgerottet werden könnte und entsandte 
den Hermes, der zu den Menschen die heilige Scheu und das Recht 
bringen sollte, damit es Städteordnungen gäbe und Freundschaft be- 
gründende Bande. 


Da fragt Hermes den Zeus, in welcher Weise er den Menschen Recht 
und Ehrfurcht beibringen solle. „Soll ich sie etwa so, wie die Künste 
und Gewerbe ausgeteilt sind, austeilen? Die aber sind folgendermaßen 
verteilt: ein einziger besitzt z. B. die Heilkunst und reicht für viele Nicht- 
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heilkundige aus, ebenso die anderen Kunstverständigen. Soll ich also 
Recht und Ehrfurcht ebenso unter die Menschen verteilen? Oder soll 
ich sie allen geben?“ „Allen“, erwiderte Zeus, „alle sollen daran Anteil 
(Ab hier Seite 21 des Originals) 

haben. Denn sonst könnte kein Gemeinwesen entstehen, wenn nur 
wenige an ihnen Anteil hätten, wie das bei den anderen Künsten der 
Fall ist. Und das gib ihnen als Gesetz von mir: wer nicht an Recht und 
Ehrfurcht teilzuhaben vermag, den soll man töten als eine Krankheit des 
Staates!“ 


(Zitiert aus „Die Vorsokratiker“, Alfred Kröner Verlag, Stuttgart 1968, 
S. 337—340) 


Das Motiv der Widerstandskämpfer, die vom 3. Mai bis 4. Juni 1980 33 Tage 
lang die bei Gorleben geplante „Tiefbohrstelle 1004“ besetzt hielten und 
dort unter Mißachtung des Willens der Plutoniummaffia die „Freie Republik 
Wendland" errichteten, ist die z. B. auch von Albert Schweitzer vor- 
gelebte 


Ehrfurcht vor dem Willen zum Leben 


Damit steht ihr Widerstand im Einklang mit höchsten ethischen 
Wertvorstellungen, wie dies u. a. auch — allerdings mit pessimisti- 
scher Schlußfolgerung — Enrico Jacchia zugibt. Zwei Jahre nach der Anfang 
Januar 1963 in Chicago durchgeführten Tagung „Radiation and Social 
Ethics", an der er damals als Direktor in der Abteilung Gesundheitsschutz 
der Brüsseler Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft teilnahm, 
schrieb er in dem oben (S. 19) bereits zitierten Buch (S. 50): 


Atom — Sicherheit und Rechtsordnung 


„... Ebenso bringt, alles in allem, die Verwendung von Strahlen Wohl- 
taten und Gefahren mit sich (Die Strahlengefahr unterscheidet sich von 
den als Beispiel angeführten Risiken dadurch, daß infolge der gene- 
tischen Wirkung der Strahlen eine Schädigung auf die folgenden Gene- 
rationen übertragen werden könnte. Zu diesem Problem, aus dem sich 
besonders ernste Verantwortungspflichten ergeben, siehe auch Kapitel 
VIl.); der Mensch wird daher höchstwahrscheinlich in weitem Maße die 
Kernenergie verwenden und dabei bestrebt sein, die größtmöglichen 
Vorteile daraus zu ziehen, zugleich aber auch die Gefahren auf ein Min- 
destmaß zu beschränken. 


Obwohl wir diese Verhaltensregel nicht ohne Bedenken gelten lassen, 
sind wir doch der Meinung, daß der andere Weg, nämlich der der 
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absoluten Sicherheit, dem, wie wir anerkennen, höchste sitt- 
liche Wertvorstellungen zugrundeliegen, nur recht geringe 
Chancen hat, die herrschende Philosophie zu werden...“ 


(Zitiert aus „Der Rechtsweg“ Nr. 2 vom Feb. 1977, S. 57) 


Hätte Jacchia die von Protagoras so bezeichnete „heilige Scheu“ (oben 
S. 20) in stärkerem Maße besessen, so wäre ihm der sprachliche Unsinn auf- 
gefallen, der z. B. in der Benennung der von ihm geleiteten Abteilung mit 
dem Wort „Gesundheitsschutz“ liegt, da seine Tätigkeit im Dienste der Plu- 
toniummaffia tatsächlich einer Untergrabung des Grundrechts auf Gesund- 
heitsschutz gleichkam. So wurde z. B. durch die EURATOM-Strahlenschutz- 
grundnormen die Wirksamkeit des gegen gemeingefährliche Vergiftungen 
gerichteten Strafgesetzparagraphen 324 („Brunnenvergiftungsparagraph“) 
weitgehend und für unabsehbare Zeit untergraben. 


Die auf den EURATOM-Strahlenschutznormen beruhende „Strahlenschutz- 

verordnung“ ist in Wahrheit eine „Bestrahlungserlaubnisverordnung“, da 
(Ab hier Seite 22 des Originals) 

sie diejenigen vor Strafe (gem. §§ 220a, 311a und 324 StGB) schützt, die für 

die Beifügung von Plutoniumisotopen und anderen bionegativen radioaktiven 

Stoffen in die menschliche Nahrung sowie ins Wasser und in unsere Atemluft 

verantwortlich sind. 


Besonders augenfällig wird dieser sprachliche Unsinn, wenn mit dem Begriff 
„Trinkwasserqualität“ auch Wasser beschrieben wird, in dem sich z. B. 


ionisierendes Antimon (Sb 125) mit 0,001 Curie pro m? 
Arsen (As 73) mit 0,003 Ci/m? 
Barium (Ba 131) mit 0,002 Ci/m? 
Berkelium (Bk 249) mit 0,006 Ci/m? 
Beryllium (Be 7) mit 0,2 Ci/m? 

Blei (Pb 203) mit 0,004 Ci/m? 
Cadmium (Cd 109) mit 0,002 Ci/m? 
Caesium (Cs 131) mit 0,009 Ci/m? 
(Cs 135) mit 0,001 Ci/m? 

Chlor (CI 38) mit 0,004 Ci/m? 
Chrom (Cr 51) mit 0,02 Ci/m? 
Eisen (Fe 55) mit 0,008 Ci/m? 

(Fe 59) mit 0,005 Ci/m? 
usw. usw. usw. bis zu 


Plutonium (Pu 238) mit 0,00005 Ci/m? 
(Pu 239) mit 0,00005 Ci/m? 
(Pu 240) mit 0,00005 Ci/m? 


479 


(Pu 241) mit 0,002 Ci/m? und 

(Pu 242) mit 0,00005 Ci/m? 
bzw. andere der rd. 1000 Begleitnuklide des im Reaktorinneren erzeug- 
ten Plutoniums befinden „dürfen“ (s. Anlage Il d. 1. SSVO). 


Hunderttausende von Jahren tranken die Menschen plutoniumfreies 
„Trinkwasser“; seit 20 Jahren gilt durch die Festlegung von „erlaubten Kon- 
zentrationswerten radioaktiver Stoffe“ in der Anlage II der SSVO (Erste 
Strahlenschutzverordnung 1960) auch plutoniumhaltiges Was- 
ser „als Trinkwasser“. „Gilt“ es bloß als (gesundes!) Trinkwasser oder 
„ist“ es gesundes Trinkwasser? 


Es ist ein krasser Sprachmißbrauch, wenn Wasser, das mit künstlich erzeug- 
ten, in der Natur nicht vorkommenden giftigen radioaktiven Stoffen wie z. B. 
Plutonium vermischt wird, „Trinkwasserqualität“ zugesprochen wird oder 
wenn eine Bestrahlungserlaubnisverordnung, die dem Schutz der „Täter" 
dient, die offene radioaktive Stoffe abgeben, irreführend als „Strahlenschutz- 


verordnung“ bezeichnet wird. In dem 1949 veröffentlichten Roman „1984“ 
hat George Orwell einen Abschnitt eingeschoben, den er 


„Theorie und Praxis des oligarchischen Kollektivismus“ 


nannte; darin befaßt er sich mit dieser Art von Sprachmißbrauch unter den 
Stichworten „Wirklichkeitskontrolle“ bzw. „Neusprache“ und „Zwiedenken“: 
(Ab hier Seite 23 des Originals) 

„Dafür zu sorgen, daß alle schriftlichen Aufzeichnungen sich mit der 
Forderung des Augenblicks decken, ist eine lediglich mechanische 
Handlung. Aber man muß sich auch daran erinnern, daß Er- 
eignisse in der gewünschten Form stattfanden. Und wenn es nottut, 
seine Erinnerungen umzuordnen oder mit schriftlichen Aufzeichnungen 
willkürlich umzuspringen, dann gilt es zu vergessen, daß man das 
getan hat. Das Verfahren, wie man das macht, ist ebenso erlernbar wie 
jedes andere Geistestraining ... In der Altsprache wird es, recht unver- 
hohlen, als „Wirklichkeitskontrolle“ bezeichnet. In der Neusprache heißt 
es Zwiedenken, wenn auch Zwiedenken noch viele andere Be- 
deutungen hat. 


Zwiedenken bedeutet die Gabe, gleichzeitig zwei einander widerspre- 
chende Ansichten zu hegen und beide gelten zu lassen. Der Partei- 
intellektuelle weiß, in welcher Richtung seine Erinnerungen geändert 
werden müssen.“ (Beispiel: Ministerpräsident Filbingers „Erinnerungs- 
lücken“, als es um die Aufhellung seiner Tätigkeit als Marinerichter zur 
Zeit des Nationalsozialismus ging.) „Er weiß deshalb auch, daß er mit 
der Wirklichkeit jongliert. Aber durch das Einschalten von Zwieden- 
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ken beschwichtigt er sich auch dahingehend, daß der Wirklichkeit nich 


Gewalt angetan wird. Das Verfahren muß bewußt sein, sonst würde e 
nicht mit genügender Präzision ausgeführt werden, es muß aber auct 


unbewußt sein, sonst brächte es ein Gefühl der Falschheit und damit de 
Schuld mit sich ... Bewußte Lügen zu erzählen, während man ehrlich 
an sie glaubt; jede Tatsache zu vergessen, die unbequem geworder 
ist, um sie dann, wenn man sie wieder braucht, nur eben solange als 
notwendig ist, aus der Vergessenheit hervorzuholen; das Vorhandenseir 
einer objektiven Wirklichkeit zu leugnen und die ganze Zeit die vor 
einem geleugnete Wirklichkeit in Betracht zu ziehen — alles dies ist un- 
erläßlich notwendig. Allein schon beim Gebrauch des Wortes Zwie- 
denken ist es unumgänglich, Zwiedenken auszuüben. Denn 
indem man das Wort gebraucht, gibt man zu, daß man mit der Wirk- 
lichkeit umspringt; durch einen erneuten Akt von Zwiedenken 
löscht man dieses Wissen aus; und so unbegrenzt weiter, wobei die 
Lüge der Wahrheit immer um einen Sprung voraus ist... 


Sogar die Namen der vier Ministerien, von denen wir regiert werden, 
grenzen in ihrer offenen Umkehrung der Tatsachen an schamlosen Hohn. 
Das Friedensministerium befaßt sich mit Krieg, das Wahrheitsministe- 
rium mit Lügen, das Ministerium für Liebe mit Folterung und das Mini- 
sterium für Überfluß mit Einschränkung ..." (Beispiel: in Niedersachsen 
heißt das Ministerium, das für Hunderttausende von Jahren für lebens- 
und gesellschaftsfeindliche Folgewirkungen von Plutoniumfreisetzungs- 
genehmigungen die Verantwortung trägt, „Sozialministerium“!) 

(Aus George Orwell „Neunzehnhundertvierundachtzig“, Verlag Ullstein, 
Berlin-Frankfurt-Wien 1978, S. 197—200) 


Orwell fügte seinem Roman ein Schlußkapitel „Kleine Grammatik“ an, aus 
dem die folgenden Absätze wegen ihrer Bedeutung für die Verwirklichung 
der Pläne der Plutoniummaffia wiedergegeben werden: 
(Ab hier Seite 24 des Originals) 
„Die Neusprache war die in Ozeanien eingeführte Amtssprache und zur 
Deckung der ideologischen Bedürfnisse des Engsoz erfunden worden. 
Sie hatte nicht nur den Zweck, ein Ausdrucksmittel für die Weltanschau- 
ung und geistige Haltung zu sein, die den Anhängern des Engsoz allein 
angemessen war, sondern darüber hinaus jede Art anderen Denkens 
auszuschalten. Wenn die Neusprache erst ein für allemal angenommen 
und die Altsprache vergessen worden war (etwa im Jahre 2050), sollte 
sich ein unorthodoxer — d. h. ein von den Grundsätzen des Engsoz ab- 
weichender Gedanke — buchstäblich nicht mehr denken lassen, wenig- 
stenz insoweit Denken eine Funktion der Sprache ist... 
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Ein Beispiel hierfür: das Wort frei gab es zwar in der Neusprache 
noch, aber es konnte nur in Sätzen wie „Dieser Hund ist frei von Flöhen“ 
oder „Dieses Feld ist frei von Unkraut“ angewandt werden. In seinem 
alten Sinn von „politisch frei" oder „geistig frei“ konnte es nicht ge- 
braucht werden, da es diese politische oder geistige Freiheit nicht ein- 
mal mehr als Begriff gab und infolgedessen auch keine Bezeichnung 
dafür vorhanden war... 


Sobald die Altsprache ein für allemal verdrängt war, war auch das letzte 
Bindeglied mit der Vergangenheit dahin. Die Geschichte war bereits 
umgeschrieben worden, doch gab es da und dort unzureichend zensierte 
Bruchstücke aus der Literatur der Vergangenheit, und solange jemand 
die Altsprache verstand, war es möglich, sie zu lesen. In der Zukunft 
würden solche Fragmente, auch wenn sie zufälligerweise erhalten blie- 
ben, unverständlich und unübersetzbar sein . .. Vorrevolutionäre Litera- 
tur konnte nur einer ideologischen Übertragung unterzogen werden, das 
heißt einer Veränderung sowohl dem Sinne als der Sprache nach. Man 
nehme zum Beispiel die wohlbekannte Stelle aus der amerikanischen 
Unabhängigkeitserklärung: 


Wir erachten diese Wahrheiten als selbstverständlich, daß alle Men- 
schen gleich erschaffen worden sind, daß der Schöpfer ihnen gewisse 
unabänderliche Rechte verliehen hat als solche sind: Leben, Freiheit, 
und das Streben nach Glück. Daß, um diese Rechte ihnen zu sichern, 
Regierungen unter den Menschen eingesetzt worden sind, deren ge- 
rechte Gewalt sich von der Zustimmung der Regierten herleitet. Daß, 
wenn immer eine Form der Regierung zerstörend in diese Endzwecke 
eingreift, das Volk das Recht besitzt, diese zu ändern oder abzuschaf- 
fen und eine neue Regierung einzusetzen ... 


Es wäre ganz unmöglich gewesen, dies in die Neusprache zu übertragen 
und dabei den Sinn des Originals zu erhalten. Am nächsten etwa käme 
diesem Vorgang das Aufgehen dieses ganzen Abschnittes in dem einen 
Wort: Verbrechdenk. Eine vollständige Übersetzung hätte nur 
eine ideologische sein können, wobei Jeffersons Worte in eine Lobes- 
hymne auf die absolutistische Regierungsform umgewandelt worden 
wären...“ 
(Zitiert aus G. Orwell, „1984“, S. 274, 280/281) 

Fortsetzung folgt 
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Telafon 3471 » Für Anzeigen 351011 


Hamburger 


Sonnabend Sonntag, 30.31. August 1980 





UNABHÄNGIG » Bambuper irast -OBERPARTEILICH 








Leonie Möller, 27 Jahre 


Fräulein vom 
Amt einmal 
ganz privat 


Mit erwas Glück und viel 
Geduld erreicht man unter 
der Telefonnummer elos- 
eins-acht eine der freund- 
chen Demen der Aus- 
kunti. Ist der. gewünschia 
Anschlu. Semmuungemmentkh, 
wird die Verbindung benm- 
dei, Der Fräulein vom Amt 
bleibt eine anonyme Stim- 
me Doch In dem Telelon- 
Saal an der Schlüterstraße 
sitzen Hamburger wie du 
und ich, elwa Leonie Mül- 
ler, die wir heute In unse- 
rer Sarie vorstellen. 
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Grußwort 
an die neven 
Intendanten 
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Kerummrspieiet, asf Proe 
are naminvaar Abeetr:et- 
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Intentan Miehs- Peter 
Dei (SI mein aan 
ung Sirielnck (Fha 
Im Thestori «in Gruber 
wet, Er weil ua pt- 
manse Gelisgee, die 
Mamisuper Tiesserlani- 
phai so bumt und sitraie 








Brunsbüttel: Gericht verbietet 





Betrieb des Atomreaktors 





Kernkraftwerk 
liegt still 


Eigener Mnd: - dpa 

HS/R.M. Hamburg/Klel, 39. August 

Hamburg wird noch länger auf die Versorgung 
mit Atomenergie warten müssen: Acht Tage nach 
der Wiederinbetriebnahme des Kernkraitwerks 
Brunsbüttel kam unerwartet ein Stoppsignal aus 
Lüneburg. Der Siebte Senat des Oberverwal- 
tungsgerichts (OVG) Lüneburg bat die erneute 
Stillegung verfügt, und rwar bis zum 31. Oktober. 


Demonstrant 


erlag seinen 
Verletzungen 


Bamer pariat 

N) Manibera, 28. August 

Vier Tags mach den sciweren 

Kroesin wäbiesd dee Birauß- 

Besuches tm femhurt Ist am Prei- 
lern 


ren. Ahmer verdett wurde cr 
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wrer. Die Patan we 
abe mul mitnehmen 


Lønning microns sorieig 
Meise t 


Stricken für die Norven 


Was WA jan wigemtfich, wenn 
man eue (ramase Latwerin eer 
Miir nal? Men phi in pine an- 
dere Schule Das jedenfalls war 
seinerzeit Maria Körbers Enl- 
schluß, als sje sich Für das Schau- 
spielfach entschled Stall zu 
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rungen” pipiens sind — sò 
sieht es das ntoninechtliche Ge- 
mth migiungjeveriibnn vor 
mnd der Altentlich ausgelegt 
und distutert werden 
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Zain zung htken die Driseiter; 
Me Wessiurgöschen Eietuseiläte- 
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dern, ung Oe Ansagungetrisi be- 
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HEW mid, disn Genii t 
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Wenige Stunden vor dem Spruch 
des OVG halte sich das Kemkrafi- 
werk Brunsbültei schon selbst aus- 
geschaltet, Einer der Meöumiormer 
— ahne sie kann der Reaktor nieht 
kontrolliert betrieben werden — 
war defckt und hatte dadurch eine 
Schnellabschallung ausgelöst 


Die HEW halten sise 
plant.iden Betrieb am 
zuge. um 3tasi bel 
fer Meakiorkullung ma basepilaen 
Am Montag solita dus Werk wieder 
ans Neiz geben. 

Die REW zeigten eich vom Litne- 
burger Memiot „autrultun”, das 
Kieler beminlmeinliirkie als Ge- 
nehmigungsbehörde „überrascht*. 


Merkwürdiges tat sich am Ran- 
de: Wach der Samsisisthslimg 
Vrbetum erwe J0 jote pipans simm 
lich gegeu dert wE Wasser, wọ de 
Kühhwwmersuhte óm Reaklors ın 
die Elbe münden Das Veterlnär- 
Medizinische Amt in Weumümsier 
hat festgestallt, daß dle Tiere nicht 
durch Aadioaktivitäl ums Leben 
kamen, Jetz! soll die Tıerärrtlche 
Hochschule Hannover die Todesur- 
sache klären. Man vermutet, 
Kernkrafigegner dle Tiere vergi 
und sach Arunsbüllel geschi 
haben. 
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Erfolge von Harm Menkens im Fall Brunsbüttel 


Erstmals am 16. Juni 1976 erhob Seefahrtoberlehrer Harm Menkens 
aus Grünendeich Klage gegen den Schleswig-Holsteinischen Sozial- 
minister wegen Rechtswidrigkeit der 9. Teilerrichtungsgenehmigung 
(= 9. TEG, diese betraf u. a. das Reaktorschutzsystem u. die Strah- 
lenschutzinstrumentierung) und der 3. Brennelementgenehmigung (= 3. 
BEG, diese betraf Aufbau und Eignung des 1. Reaktorkerns) vom 20. 
3. 1976. Da die Genehmigungsbehörde gleichzeitig die sofortige Voll- 
ziehung angeordnet hatte - ein Machtmißbrauch zugunsten der nach 
Art. 9 Abs. 2 GG. verbotenen Vereinigung zur Durchsetzung des 
Plutonium-Programms, auch Plutoniummafia genannt, war Harm Men- 
kens gezwungen, gleichfalls die Wiederherstellung der aufschiebenden 


Wirkung seiner Klagen zu beantragen (Eilverfahren). 


Im Eilverfahren kam es darauf an, daß das zuständige Verwaltungs- 
gericht in Schleswig den Sofortvollzug der Bescheide des Sozial- 
ministers vom 30. 3. 1976 aufhob, damit die für den 22. Juni ange- 
kündigte 1. Betriebsgenehmigung nicht zur sofortigen Inbetriebnahme 


des Atomspaltwerkes Brunsbüttel führen konnte. 


Die Betreiber waren vom Sozialminister schon monatelang begünstigt 
worden: Sie durften Bauteile, die in der 9. TEG und der 3. BEG erst 
genehmigt werden sollten, schon Monate vor dem Abschluß der erfor- 
derlichen Prüfungen und der eigentlichen Genehmigung einbauen, 
weshalb bei der Erteilung der Genehmigung schon all das größten- 


teils fertig war, was dann erst genehmigt werden sollte. 


Entsprechendes galt für die am 22. 6. 1976 erteilte Betriebsgeneh- 
migung. Deshalb konnte die Atomspaltanlage Brunsbüttel anschlie- 


Rend sofort in Betrieb genommen werden. 


Da Harm Menkens darauf drängte, daß die X. Kammer des Schles- 
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wig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts unverzüglich über seine Eil- 
anträge entscheide, forderte diese den Sozialminister auf, die Ver- 
waltungsvorgänge (Antragsunterlagen, Gutachten usw.) sofort an das 
Gericht zu übersenden. Dies wurde laut Gericht vom Sozialminister 
jedoch mit der Begründung verweigert, 
"daß eine Übersendung sämtlicher Verwaltungsakten erst nach 
Überprüfung, inwiefern sie gemäß $ 99 Abs. 1 VwGO geheimhal- 
tungsbedürftig seien, möglich sei. Insbesondere müsse geprüft 
werden, inwieweit die vorzulegenden Akten Betriebsgeheimnisse 
enthielten. Die Sortierung der Akten erfordere erhebliche Zeit." 
Daraufhin begaben sich die entscheidenden Richter nach Kiel, um 


die Akten beim Minister einsehen zu können. 


Nach ihrer Akteneinsichtnahme am 24. 6. 1976 in Kiel erklärten die 

Richter Feist, Wegner und Schmidt, 
"daß alle in den angefochtenen Bescheiden vom 30. März 1976 und 
22. Juni 1976 genannten Gutachten (. ..) zu dem Ergebnis gelangen, 
daß die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
erforderliche Vorsorge . . . getroffen werden kann. .. . Die hier 
tätig gewordenen Gutachter sind sachlich und persönlich unabhän- 
gig. Die von dem Antragsteller befürchteten unzulässigen Strah- 
lenbelastungen durch das Kernkraftwerk Brunsbüttel werden ‘durch 
die Gutachter in keiner Weise bestätigt." 

Mit dieser Begründung wurde am 24. 6. 1976 der Eilantrag von Men- 

kens abgelehnt. Die Begründung war jedoch kaum etwas anderes als 

eine Unterwerfung unter die Meinung von Gutachtern, die von der 


Gegenseite aufgeboten worden waren. 


Das Verwaltungsgericht erlaubte sich aber noch mehr: Obwohl Men- 
kens noch keine Klage gegen die 1. Betriebsgenehmigung vom 22. 6. 
1976 eingereicht hatte und auch ein diesbezüglicher Eilantrag von 
ihm noch nicht gestellt worden war, - war ihm doch die 1. Betriebs- 
genehmigung vom 22. 6. 1976 noch gar nicht zugeleitet worden -, 
dehnte die X. Kammer ihre sogenannte Prüfung auch auf jene Gut- 
achten aus, die der Betriebsgenehmigung vom 22. 6. 1976 zugrunde- 


liegen, und schmetterte Menkens dann vorsorglich auch bezüglich der 
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1. Betriebsgenehmigung ab, also ohne Gewährung rechtlichen Gehörs 


schon vor der Klageerhebung! 


Und als dann Menkens in Brunsbüttel, seinem zweiten Wohnsitz, die 
dort öffentlich ausgelegte, ihm aber noch unbekannte 1. Betriebs- 
genehmigung kopieren wollte, wurde ihm das vom Bürgermeister von 


Brunsbüttel verweigert. 


Erst in zweiter Instanz erwirkte Harm Menkens nach einem drei 
Jahre dauernden Eilverfahren mit dem Beschluß des Oberverwal- 
tungsgerichts Lüneburg vom 2. 7. 1979 - VII OVG B 52/76 - eine 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seiner Klagen. Da das 
Atomspaltwerk Brunsbüttel zu dieser Zeit jedoch immer noch wegen 
des Unfalls vom 28. Juni 1978 stillag, bewirkte der Beschluß vom 2. 
7. 1979, daß der Betrieb auch in der nachfolgenden Zeit ruhte und 
nur wieder aufgenommen werden durfte, wenn sämtliche genannten 


Mängel behoben seien. 


Der Beschluß des OVG Lüneburg wurde vom Sozialminister jedoch 
unterlaufen. In einer neuen Genehmigung vom 24. 7. 1980 gab er 
einfach vor, alle Auflagen des OVG erfüllt zu haben. In Wirklichkeit 
wurden die stündlichen Abgaben an radioaktiven Substanzen erhöht 
sowie wesentliche Änderungen an den Sicherheitseinrichtungen vor- 
genommen, sodaß vor der Erteilung der Wiederinberiebnahmegenehnmi- 
gung eine öffentliche Bekanntmachung und Erörterung hätte stattfin- 
den müssen, Auf die letzte genannte Tatsache hatte Menkens bereits 
in einem Fernsehinterview Anfang des Jahres 1980 hingewiesen, 
Dieser Teil des Interviews überstand aber nicht die Zensur der 


Fernseh-Redaktion. 


Obwohl genügend Zeit zu einem erneuten öffentlichen Bekanntma- 
chungs- und Erörterungsverfahren vorhanden war, wurde dieses 
Verfahren vom Sozialminister verweigert. Obendrein ordnete das 


Ministerium sogar die sofortige Vollziehung an, obwohl das OVG für 
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den Fall einer neuen Betriebsgenehmigung auf S. 24 seines Be- 
schlusses vom 2. 7. 1979 bestimmt hatte, daß dem Kläger Menkens 
dann 
"ausreichend Gelegenheit zu erneuter Rechtsverteidigung belassen 
werden" 
muß. Die sofortige Vollziehung wurde für den 7. August 1930 ange- 
ordnet, einem Zeitpunkt, der 10 Tage nach der Zustellung der Ge- 


nehmigung vom 24. 7. 1980 lag. 


Mit Schriftsatz vom 3. August 1980 erhob Menkens erneut Klage. 

Da eine Frist von 10 Tagen nur zur Stellung eines Eilantrages, nicht 
jedoch zu dessen Begründung ausreicht, beantragte Menkens, daß das 
Gericht die aufschiebende Wirkung bis längstens einen Monat nach 
Einsichtnahme des Klägers in sämtliche AÄntragsunterlagen und 
Gutachten vorläufig wiederherstellen möge. Nur so sei ihm "ausrei- 


chend Gelegenheit zu erneuter Rechtsverteidigung! gegeben. 


Um über diesen Antrag nicht entscheiden zu müssen, ersuchte das 
Gericht die Betreiber - die HEW und die Kernkraftwerk Brunsbüttel 
GmbH -, "freiwillig" bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichts, 
"längstens bis zum 6. September 1980" auf die Ausnutzung des So- 


fortvollzuges zu verzichten. Die Betreiber gaben dem Ersuchen statt. 


Obwohl sich das Verwaltungsgericht dadurch ausreichend Zeit zur 
sorgfältigen Prüfung verschafft hatte, lehnte es den Haupt-Eilantrag 
von Menkens bereits am 18. 8. 1980 ab, gleichzeitig wies es einen 
entsprechenden Eilantrag von Albert Reimers (Wewelsfleth) zurück. 
Hierbei ergingen für beide Kläger zwei 46-seitige Beschlüsse, die 
sich lediglich durch die Namen der Kläger (S. 1, 4. Zeile) und die 
Bezeichnung der klägerischen Schriftsätze (S. 7, 1. Abs.) unterschie- 
den, obwohl die beiden Kläger recht unterschiedlich vorgetragen 
hatten. So setzte sich das Gericht mit den von Bauer Reimers vorge- 
tragenen Bedenken - wie mangelnder Splitterschutz, fehlendes Früh- 


warnsystem u. a. - überhaupt nicht auseinander, zugleich benutzte es 
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zur Zurückweisung Argumente gegen den Antrag von Menkens, die 


mit den Klagepunkten von Reimers gar nichts zu tun hatten, 


Obendrein erfuhr Menkens schon am 5. August 1930 auf der Ge- 
schäftsstelle der XII. Kammer, als er noch einen weiteren Schriftsatz 
persönlich gegen 14.45 Uhr dort ablieferte, daß sein Antrag 
abgelehnt würde, Auch wurde Menkens auf der Geschäftsstelle mit- 
geteilt, daß ihn die Verwaltungsgerichtsverfahren noch viele Tau- 


sende DM kosten würden, 


Das Eilverfahren 10 D 56/76 hatte gezeigt, daß die Richter der 
damaligen X. Kammer den Klagegegenstand ohne ausführliche Be- 
gründungen und gutachterliche Stellungnahmen der Klägerseite nicht 
ausreichend zu beurteilen vermochten. Dies hätte bei den erkennen- 


den Richtern der XII. Kammer einen Lernprozeß auslösen müssen. 


Aber die Richter Peters, Dieckhoff und Böttcher der jetzt zustän- 
digen XII, Kammer wiederholten das Spiel der X. Kammer, nur mit 
dem Unterschied, daß sie sich die Antragsunterlagen und Gutachten 
ans Verwaltungsgericht schicken ließen und das dem Kläger Menkens 
verheimlichten. Zehn Tage nach Klageerhebung, am 13, 8. 1980, 
wurde dem Kläger von der Geschäftsstelle der XIl. Kammer telefo- 
nisch sogar mitgeteilt, daß der beklagte Minister noch immer keine 
Antragsunterlagen, Verwaltungsvorgänge und Gutachten in Sachen 
Brunsbüttel vorgelegt habe. Erst später erfuhr Menkens, daß diese 
Auskunft falsch war. Er war dadurch jedoch erfolgreich von einer 


Akteneinsicht abgehalten worden. 


Gegen den ablehnenden Beschluß des Verwaltungsgerichts in Schles- 
wig vom 18. 8. 1980, der dem Kläger am 20, 8, 1980 zugestellt wor- 
den war, legte Menkens noch am gleichen Vormittag telegraphisch 
Beschwerde ein. Er beantragte hierbei als Zwischenregelung, daß die 
Vollziehbarkeit der angefochtenen Betriebsgenehmigung vom 24, 7. 
1980 für eine angemessene Frist ausgesetzt würde, um zwischenzeit- 


lich die Beschwerde ausreichend begründen zu können. Als dem 
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Rechtsanwalt der HEW dieser Sachverhalt telefonisch vom OVG Lü- 
neburg mitgeteilt wurde, erklärte dieser dem Gericht, der Beschluß 
des Verwaltungsgerichts Schleswig vom 18. 8. 1980 sei dort am 20, 8. 
1980 eingegangen und daraufhin der Reaktor in Betrieb genommen 


worden. 


Das OVG Lüneburg hat mit Beschluß vom 28. August 1980 ( Az.: 7 
OVG B 55/80 = 12 D 42/80 Schleswig) dem Antrage von Menkens 
stattgegeben und die aufschiebende Wirkung der Klage durch eine 
Zwischenentscheidung bis zum 31. Oktober 1980 vorläufig wieder- 


hergestellt. 


Der erkennende VIL Senat des OVG Lüneburg vertritt in seiner 


Zwischenentscheidung vom 28, 8. 1980 die Auffassung, 


"daß die Änderungsgenehmigung, soweit sie das "Kernsprühsystem" 
betrifft, verfahrensrechtlich eines förmlichen Genehmigungsver- 
fahrens bedurft hätte, Ist dies der Fall, so ist der Kläger in Mit- 
wirkungsrechten vor Erlaß der Genehmigung beschnitten worden, 
Um so mehr besteht daher Anlaß, ihm - wie beantragt - durch eine 
vorübergehende Teilaussetzung der Vollziehung des Bescheides 
Gelegenheit zu geben, seinen Bedenken im Beschwerdeverfahren 
angemessen Geltung zu verschaffen. 


Die Teilaussetzung war dabei auch zu erstrecken auf die Voll- 
ziehung der Genehmigung, den Leistungsbetrieb fortzusetzen. Denn 
die Zulässigkeit der Vollziehung der Betriebsgenehmigung für ein 
Kernkraftwerk setzt voraus, daß zumindest für alle sicher- 
heitstechnisch wesentlichen Systeme und Einrichtungen vollzieh- 
bare Errichtungsgenehmigungen vorliegen. Das ist hier nicht der 
Fall. . . . Der Senat weist jedoch darauf hin, daß aus 
materiell-rechtlichen Gründen durchaus gewichtige Gründe dafür 
hätten sprechen können, eine Zwischenregelung in bezug auf die 
Höhe der mit dem Bescheid neu zugelassenen Jod-131-Emissionen 
in Betracht zu ziehen. Wegen der Reichweite der mit diesem 
Beschluß ausgesprochenen Teilaussetzung bedurfte diese Frage 
jedoch keiner Erörterung." 


Wenige Stunden vor der Bekanntgabe des Beschlusses des OVG Lüne- 
burg hatte sich das Atomspaltwerk Brunsbüttel wieder einmal durch 
Schnellabschaltung selbst abgeschaltet. Nun darf es zumindest bis 


zum 31. Oktober 1980 nicht wieder angefahren werden. 
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In der Zwischenzeit muß Menkens unter Mithilfe von Wissenschaftlern 
2 Bände Sicherheitsbericht, 20 Leitzordner sowie 7 Hefte Verwal- 
tungsvorgänge auf dem Verwaltungsgericht einsehen und Fotokopien 
anfertigen, um seine Beschwerde bis zum 31. Oktober 1980 ausrei- 


chend begründen zu können, 


Das alles kostet natürlich auch Geld, Das vorherige Eilverfahren VII 
OVG B 52/76 brachte über 15 000 DM Unkosten, Gleichzeitig führt 
Menkens noch andere Prozesse. Das brachte ihn finanziell in starke 
Bedrängnis. Obwohl er einen Teilerfolg errungen hatte und nun 
wiederum gute Aussichten für einen gerichtlichen Erfolg vorhanden 
sind, so muß er doch die außergerichtlichen Kosten, z. B. jetzt für 


rund zehntausend Kopien aus den Brunsbüttel-Akten selbst tragen. 


Helfen Sie mit durch Ihre Spende! (Harm Menkens, Umweltschutz- 
konto Nr. 302160 bei der Volksbank Altes Land in 2162 Grünendeich, 
Bankleitzahl: 200 698 10) 


Roland Bohlinger 


Friedrich Schiller: 

„Glühend für die Idee der Menschheit, 

gütig und menschlich gegen den einzelnen Menschen 
und gleichgültig gegen das ganze Geschlecht, 

wie es wirklich vorhanden ist - 

das ist mein Wahlspruch.“ 
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Kurzberichte aus laufenden Prozessen 


Sämtliche Kläger müssen sich überlegen, wie sie künftig der Tatsache be- 


gegnen wollen, daß sich in einigen atomrechtlichen Verwaltungsge- 


richtsverfahren rechtswidrige Verhaltensweisen entwickeln. 


Die wichtigsten Fälle sind: 


1. Fall Oldenburg 


Der Fall Oldenburg liegt schon einige Zeit zurück. Er wird im Buch von 


Roland Bohlinger: Im Namen des Volkes? behandelt. 


oDas Verwaltungsgericht Oldenburg begann erstmals damit, Walther 
Soyka als Prozeßbevollmächtigten vom Verfahren auszuschließen und 
die Kläger dadurch der sachkundigen Führung der Prozesse zu 
berauben. Allerdings ernannten sich daraufhin alle im Prozeß anwe- 
senden Kläger gegenseitig zu Prozeßbevollmächtigten, wodurch Wal- 


ther Soyka weiterhin im Verfahren auftreten konnte, 


o Außerdem verhinderte dieses Gericht, daß Roland Bohlinger seinen 
Vortrag beenden konnte, der dem Thema galt: Tätigkeit einer verfas- 
sungs- und strafgesetzwidrigen Vereinigung, die nach Artikel 9 Absatz 


2 GG. verboten ist (sogenannte Plutoniummafia). 


o Weiterhin verweigerte es Untersuchungen zu verschiedenen wesentli- 


chen Themen. 
Strafanzeigen gegen das Gericht hatten keinen Erfolg. 


Am 21. 5. 1980 wurde jedoch das Urteil des VG Oldenburg vom OVG 


Lüneburg wegen schwerwiegender Mängel aufgehoben. 


Fall Regensburg 


Das VG Regensburg verwarf am 19. 3. 1980 die Klagen von 118 Klä- 
gern gegen das Atomspaltwerk Ohu. Dieses Gericht leistete sich fol- 


gendes: 
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o Die Schriftsätze der Gegenseite leitete es zum Teil verspätet zu. 
Schriftsätze von Juni und Juli 1979 trafen erst am 23. 2. 1980 ein, 


4 Wochen vor der Urteilsverkündung. 


o Die gegnerischen Schriftsätze leitete es außerdem unvollständig zu. 
Die fehlenden Unterlagen, insgesamt 152 Seiten, erhielt Roland 


Bohlinger einen Tag nach der Urteilsverkündung. 


o Das Gericht erhielt am 9. 3. 1980 von Roland Bohlinger einen zwölf- 
seitigen Schriftsatz. Darin wurden weitere Schriftsätze und verschie- 
dene Beweisanträge angekündigt. Außerdem wurde ein Antrag ge- 
stellt. Das Gericht mißachtete die Ankündigung und den Antrag und 


schritt wenige Tage danach zur Entscheidung. 


o Das Gericht entschied ohne mündliche Verhandlung, obwohl die Klä- 


ger nicht damit einverstanden waren. 


o Das Gericht verwarf die Klage mit der Behauptung, die Kläger seien 
nicht klagebefugt, was es anschließend mit Unwahrheiten be- 
gründete, insbesondere stellte es den Inhalt des Schriftsatzes von 
Roland Bohlinger völlig auf den Kopf, veränderte ein Zitat und be- 
hauptete wahrheitswidrig, sämtliche Kläger wohnten im Norden der 


Bundesrepublik und kein einziger Kläger in der Nähe des Werkes. 


o Schließlich erging die Entscheidung zugunsten des Atomspaltwerks 
Ohu, die Begründung aber lautete auf die Atomspaltwerke Gundrem- 
mingen I und II. Am 24. 4. 1980 erließ das Gericht deswegen einen 
Berichtigungsbeschluß, der diesen Fehler aufheben sollte, aber nur 


neue Fehler schuf. 


Roland Bohlinger erstattete Strafanzeige. Die Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Regensburg lehnte jedoch mit untauglichen Gründen die 
Eröffnung des Strafverfahrens ab. Die dagegen erhobene Beschwerde 


ist in diesem Heft abgedruckt. 


Der Fall Würzburg 


o Das VG Würzburg verfügte am 25. 2. 1980, daß die Prozeßbevoll- 
mächtigten Walther Soyka, Roland Bohlinger und Wieland Soyka eine 
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"nach Art. 1 $ 1 Abs. 1 Rechtsberatungsgesetz erforderliche Erlaub- 
nis" der "zuständigen Behörde" für die "geschäftsmäßige Besorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten" vorzulegen hätten. Damit fällte es 
ein Vor-Urteil. Es entschied nämlich ohne die Anhörung der Betrof- 
fenen, daß diese einer Erlaubnis nach dem RBerG bedürften. Da die 
gleiche falsche Ansicht vor dem VG Koblenz dazu führte, daß sämt- 
liche Kläger ihre Prozeßbevollmächtigten verloren, konnte dieses 


Vor-Urteil nicht unwidersprochen hingenommen werden. 


o Roland Bohlinger stellte deshalb am 12. 3. 1980 einen Befangenheits- 
antrag. Dieser Antrag wurde nicht bearbeitet. Als Roland Bohlinger 
deswegen 9 Wochen später beim Gericht anfragte, teilte ihm der als 
befangen abgelehnte Kammervorsitzende unter unzutreffenden Anga- 
ben mit, daß der Befangenheitsantrag wegen formaler Fehler nicht 


bearbeitet worden sei. 


oAm 21. 4. 1980 schloß das Gericht auf Antrag der beklagten Seite 
sämtliche Prozeßbevollmächtigten von der Prozeßvertretung aus, 


ohne sie vorher anzuhören oder um Stellungnahme zu bitten, 


o Einen Tag später beschloß das Gericht, sämtliche Klagen gesondert 
zu behandeln. Außerdem stellte es den Klägern so kurze Fristen zur 
Stellungnahme, daß es diesen kaum möglich war, neue mit dem Stoff 
vertraute Prozeßbevollmächtigte zu finden. Schließlich schrieb das 
Gericht sämtliche Kläger an, um diesen  nahezulegen, ihre Klagen 
wegen des hohen Prozeßkostenrisikos zurückzuziehen. Einige Kläger 


zogen daraufhin ihre Klagen zurück. 


Auch gegen dieses Gericht erstattete Roland Bohlinger Strafanzeige. 


4. Der Fall Mannheim 


o Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in Mannheim verwarf 
die von uns erhobene Klage als unzulässig, ließ die Revision nicht zu 
und legte die Kosten des Verfahrens einschließlich der außergericht- 
lichen Kosten der Gegenseite den Klägern auf. Zur Begründung be- 


hauptete das Gericht, die formularmäßige Klageschrift, deren Fas- 
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sung auf mehrere unterschiedliche Anlagen zugeschnitten ist, ent- 
spreche nicht den gesetzlichen Anforderungen, da sie pauschal die 
Genehmigungen angreife, ohne diese einzeln näher zu bezeichnen, 
Diese Entscheidung stand im Gegensatz zu einem rechtskräftigen Ur- 
teil des OVG Lüneburg, in dem ausdrücklich diese formularmäßige 
Klageschrift als zulässig erklärt worden war, weshalb die Kläger 
darauf vertrauten, daß die Klageschrift nicht nur inhaltlich berech- 
tigt sondern auch formal richtig war. 


o Wegen dieses Urteils erstattete Roland Bohlinger ebenfalls Strafan- 


zeige. 


o Außerdem weigerte sich Roland Bohlinger, der Kostenentscheidung 
zuzustimmen, die ihn als Gesamtschuldner für alle Kläger mit einer 
Gerichtskostenrechnung von 5 402 DM belastete, der dann die noch 
höheren Kostenrechnungen der beklagten Seite und der Beigeladenen 


folgen werden. 


Die Strafanzeige und der Schriftwechsel mit der Gerichtskasse sind in 


diesem Heft abgedruckt. 


. Fall Koblenz 


o Das VG Koblenz schloß die Prozeßbevollmächtigten vom Verfahren 
aus, ohne die ausschlaggebenden Gegengründe zu berücksichtigen. Es 
schloß Roland Bohlinger sogar von der Vertretung der Interessen 


seiner eigenen Kinder aus. 


o Das Gericht hatte die verbunden eingereichten Klagen nicht mitein- 
ander verbunden, angeblich, weil es die Klagen individuell behandeln 
wollte. Die für die einzelnen Kläger gefällten Entscheidungen glichen 
sich dann aber völlig. 


o Das Gericht sandte verschiedene Schreiben an die einzelnen Kläger. 
Diese Schreiben stifteten unter den Klägern erhebliche Verwirrung. 
Vor allem legte das Gericht sämtlichen Klägern nahe, ihre Klagen 
wegen der geringen Erfolgsaussichten und des hohen Prozeß- 


kostenrisikos zurückzuziehen, Eine Reihe von Klägern zog daraufhin 
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die Klage zurück. 


o Das Gericht sandte den Prozeßbevollmächtigten Kopien aller Schrei- 
ben an die Kläger, auch Kopien der Entscheidungen bei Klagerücknah- 
men, nicht jedoch Kopien der zu: verschiedenen Zeitpunkten versand- 
ten einzelnen Klageabweisungen. Dadurch war es den Prozeßbevoll- 
mächtigten praktisch unmöglich, in allen Fällen fristgerecht Berufung 


einzulegen. 


o Das Gericht setzte den Streitwert je Kläger in Höhe von 100 000 DM 
fest, obwohl das eindeutig einem Urteil des Bundesverwaltungsge- 
richts widersprach, das im Würgassen-Verfahren erklärte, in atom- 
rechtlichen Gerichtsverfahren wären aus Gründen der Rechtswegga- 
rantie nur Streitwerte in Höhe von 10 000 DM zumutbar. Durch den 
hohen Streitwert war es möglich, daß der gegnerische Rechtsanwalt 
Dr. Eicher ein Honorar von mehreren hunderttausend DM fordern 
konnte, obwohl er kaum mehr zum Verfahren beitrug als einen kurzen 
unqualifizierten Schriftsatz einzureichen, der für alle Klagen gleich- 


zeitig galt. 


Berufung und Beschwerde sind eingelegt. 


Dringende Empfehlung an alle Plutoniumabwehrkläger: 


Die Kläger sollten sich grundsätzlich weigern, Gerichts- und Anwaltsko- 


stenforderungen anzuerkennen und diese freiwillig zu bezahlen. 


Diese Weigerung läßt sich durch Bezugnahme auf die Ausführungen in 


diesem Heft begründen. 


Zur Vorlage bei der Justizkasse und beim Gerichtsvollzieher empfehlen 


wir, sogleich die benötigte Heftanzahl bei Roland Bohlinger zu bestellen. 


Laut "Frankfurter Rundschau" vom 17. 9. 1980 befürchtet der. Vizepräsi- 
dent des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe, daß wir "unbemerkt" be- 
reits die Schwelle in ein "nachdemokratisches Zeitalter überschritten" ha- 


ben. Wir dürfen dazu keine Beihilfe leisten! 
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Roland Bohlinger 19. 8. 1980 
2251 Wobbenbüll/Husum 


Herrn 

Prof. Dr. Bickel 

Vors. Richter des VII. Senats 
Oberverwaltungsgericht Koblenz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Angeforderte Stellungnahme zur Frage der Prozeßbevollmächtigung 
vom 21. 7. 1980 


Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Bickel, 


Sie forderten mich in ihrem Schreiben vom 21. 7. 1980 auf, zur Frage 
der Prozeßbevollmächtigung für Walther Soyka, Wieland Soyka und mich, 


Stellung zu nehmen. 


Die VII. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz hat in der Frage, ob die 
Prozeßbevollmächtigungen für Walther Soyka, Wieland Soyka und mich 
in dem Verfahren zwecks Feststellung der Nichtigkeit der Genehmigungen 
für das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich nach Art. 1 $ 1 Abs. 1 RBerG 
rechtlich nichtig seien, schwer rechtsfehlerhaft, wenn nicht offen rechts- 


beugend entschieden. 


1.a) Die VII. Kammer hat mich von der Prozeßvertretung für meine eige- 
nen Kinder und meine Frau ausgeschlossen. Alle meine Kinder sind 


minderjährig, ein Kind ist sogar erst 3 Jahre alt. 


Beweis: Entscheidungen in den Verfahren Dietrich Bohlinger, Teja 
Bohlinger, Sigurd Bohlinger, Briga Bohlinger, Gunn Bohlinger, Uta 
Discher, Dagmar Discher, Helga Bohlinger 


Das ist so offensichtlich rechtswidrig, daß allein hierdurch schon 


die Urteile in diesem Verfahren als nichtig einzustufen sind. 
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b) Die VII. Kammer hat Walther Soyka als meinen Prozeßbevollmächtig- 


2.) 


3.) 


ten ausgeschlossen, obwohl ihr durch meinen Hinweis auf eine diesbe- 
zügliche Entscheidung des OVG Lüneburg bekannt war, daß Herr Wal- 
ther Soyka befugt ist, mich in atomrechtlichen Gerichtsverfahren zu 


vertreten. 


Beweis: Urteil des OVG Lüneburg vom 5. 12. 1979 (VII OVG B 33/79) 
Mein der VII. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz in der 
Frage der Prozeßbevollmächtigung vorgelegter Schriftsatz 
vom 16. 5. 1980 


Die VI. Kammer ist auf kein einziges schriftlich oder mündlich vorge- 
tragenes Argument eingegangen, das Walther Soyka und ich gegen den 


Vorwurf vorbrachten, Walther Soyka, Wieland Soyka und ich würden 


geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten betreiben, 


Beweis: Gerichtsbescheide des Verwaltungsgerichtes Koblenz in 
sämtlichen Verfahren, Seite 6 - 8. Mein bei Gericht einge- 


reichter Schriftsatz vom 16. 5. 1980 


Die VII. Kammer trug vor, daß wir "fremde" Rechtsangelegenheiten 
betrieben, hat dies aber nicht bewiesen. Sie hat nur versucht, den 


Vorwurf des geschäftsmäßigen Vorgehens zu begründen. 


Beweis: Gerichtsbescheide des VG Koblenz in sämtlichen Verfahren, 
5.6 - 8. 


Da aber zum Nachweis der Erfüllung des Tatbestands nach Art. 1 § 1 
Abs. 1 RBerG gehört, daß nicht nur "Geschäftsmäßigkeit" nachgewie- 
sen wird, sondern auch das Vorliegen "fremder" Rechtsangelegenhei- 


ten, war die Entscheidung des Gerichts unzureichend begründet. 


Außerdem hat das Gericht nur die Geschäftsmäßigkeit imVorgehen 
Walther Soykas behauptet und zu begründen versucht, nicht aber eine 
solche im Vorgehen von Wieland Soyka und mir. Es hat lediglich er- 
klärt: 


"Die Nichtigkeit des Auftrages für den Bevollmächtigten Walther 
Soyka hätte auch die Nichtigkeit der Aufträge für Wieland Soyka 
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4.) 


a) 


und Roland Bohlinger zur Folge, da diese Aufträge in einem engen 
Zusammenhang zueinander stehen und anzunehmen ist, daß sie nicht 
ohne die gleichzeitige Beauftragung von Herrn Walther Soyka zu 
stande gekommen wären. In diesem Fall tritt jedoch nach $ 139 BGB 
die Gesamtnichtigkeit des Rechtsgeschäfts ein." (Gerichtsbescheid 
der VII. Kammer des VG Koblenz vom 20. 5. 80 gegen Herrn Dietrich 
Bohlinger, S. 8; ebenso die Gerichtsbescheide in allen anderen Ver- 
fahren) 


Diese Begründung besitzt als tragendes Zwischenglied eine "Annahme! 
Eine "Annahme" ist jedoch ein untaugliches Beweismittel. Sie ließe 


sich auch widerlegen, denn ein nicht unbeträchtlicher Teil der Voll- 
machten wurde von Personen erteilt, die mit mir viel enger verbunden 


sind oder waren als mit Walther Soyka. 


Außerdem ist die Abstützung auf $ 139 BGB eindeutig verfehlt. Die 
Vollmachtempfänger stehen selbständig und eigenverantwortlich ne- 
beneinander. Die Behauptung, die Bevollmächtigung von Wieland Soyka 
und mir sei rechtlich nichtig, da es die Bevollmächtigung von Walther 
Soyka sei, zeigt ein kollektivistisches Rechtsdenken, das unserem 
freiheitlichen Rechtssystem fremd ist, es paßt in Rechtssysteme, in 
denen "Kollektivschuld", "Sippenhaftung" und ähnliche kollektivisti- 
sche Rechtsauffassungen üblich sind. 


Im übrigen liegt tatsächlich weder eine geschäftsmäßige Besorgung 
von Rechtsangelegenheiten noch ein Besorgen fremder Rechtsangele- 


genheiten vor. 


In einem Beschluß des OVG Lüneburg in gleichgerichteter Sache 
vom 5. 12. 1979 (VII OVG B 33/79) heißt es auf Seite 2: 


"Der Senat seinerseits hat mehrfach die Auffassung vertreten, 
daß die Rechtsbesorgung des Klägers für Dritte geschäftsmäßig 
und deshalb in Verfahren vor Niedersächsischen und Schleswig- 
Holsteinischen Verwaltungsgerichten nach dem Rechtsberatungs- 
gesetz grundsätzlich erlaubnispflichtig sei; ausgenommen worden 
ist - neben dem Tätigwerden für Familienangehörige und als be- 
rufener Vertreter für Yereinigungen - die Rechtsvertretung für 
solche Personen, bei denen der Übernahme der Rechtsbesorgung 
nach den besonderen Umständen des Einzelfalls ein derart enges 
Vertrauensverhältnis zugrunde liegt, daß von einer Wahrnehmung 
"fremder" Rechtsangelegenheiten nicht mehr gesprochen werden 
kann." 
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Auf Seite 7 des gleichen Beschlusses heißt es dann: 


"Der Beklagte hat ferner zu Recht von seiner Entscheidung die 
Vertretung von Familienangehörigen und... auch des Herrn Boh- 
linger ausgenommer:. Ob darüberhinaus für weitere Personen eine 
Ausnahme hätte gemacht werden müssen, ist nach dem gegenwärti- 
gen Sachstand nicht ersichtlich. Namentlich reicht die vom Kläger 
hervorgehobene gemeinsame Teilnahme an Demonstrationen gegen 
Kraftwerksprojekte und ein dadurch begründetes Zusammengehörig- 
keitsempfinden nicht aus, um im Einzelfall ein besonderes persönli- 
ches Vertrauensverhältnis anzunehmen, das nach der Rechtsprechung 
des Senats ausnahmsweise eine erlaubnisfreie Rechtsbesorgung 
rechtfertigt. Dieser Frage wird im Verfahren zur Hauptsache im 


Tatsächlichen allerdings noch weiter nachzugehen sein." 


Unsere Vollmachtgeber haben zu uns, also zu Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir ein "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis", 
nämlich ein besonderes persönliches Vertrauen zu unserer besonderen 
persönlichen Sachkundigkeit, vor allem zu jener von Herrn Walther 
Soyka. Wir führen seit Jahren zahlreiche Atomprozesse, aber die Ge- 
genseite hat es bis jetzt nicht gewagt, die besondere persönliche 
Sachkundigkeit Walther Soykas oder auch die der beiden anderen Pro- 
zeßbevollmächtigten als eine der wesentlichen Grundlagen des zwi- 
schen den Vollmachtgebern und den Bevollmächtigten bestehenden 
"besonderen persönlichen Vertrauensverhältnisses" zu bestreiten. Dar- 
überhinaus ist es Tatsache, daß zwischen den Klägern und ihren Pro- 


zeßbevollmächtigten Einklang und weltanschaulich-ethische Verbun- 


denheit hinsichtlich der Wahrung des Rechtsanspruches auf Schutz 
des Lebens sowie der körperlichen, seelischen und genetischen Unver- 
sehrtheit jedes menschlichen Wesens - auch der noch Ungeborenen - 


herrscht. Das drückt sich auch darin aus, daß sowohl die Vollmacht- 
geber als auch die Bevollmächtigten stets gleichzeitig klagen. Daraus 
folgt abermals, daß ein "besonderes persönliches Vertrauensverhäl- 
tnis zwischen den Vollmachtgebern und dem Bevollmächtigten vorliegt. 
Gleichzeitig ergibt sich daraus, daß die Rechtsangelegenheiten der 
Kläger für die Prozeßbevollmächtigten nicht "fremde" sondern "ei- 
gene" Rechtsangelegeriheiten darstellen. Das gilt insbesondere für 
jene recht zahlreichen Fälle, wo zwischen Kläger und Bevollmächtig- 


tem enge Freundschaftsbande bestehen. 


b) Darüberhinaus standen bei dem Beschluß des OVG Lüneburg zahlrei- 
che Tatsachen und Gesichtspunkte nicht zur Diskussion. So stand 
nicht zur Diskussion, daß die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir sowie der von diesen drei Personen vertretenen Kläger 
nicht nur als Tätigkeit von Einzelnen, sondern auch als Tätigkeit ei- 
ner Vereinigung anzusehen ist. Diese Vereinigung bedarf keiner Eintra- 
gung ins Vereinsregister, da es zu ihrer tatsächlichen und rechtlichen 
Begründung ausreichte, daß sich Personen gleicher Zielrichtung unter 
gemeinsamer Führung zu gleichgerichteter Tätigkeit zusammen fanden 
(Vereinigung im Sinne des Art. 9 GG). Die von Walther Soyka als er- 
stem Vorsitzenden geleitete Vereinigung unter der Bezeichnung "Fo- 
rum Humanum - Hartmut - Gründler - Klägerverband für Volksgesund- 
heit und biologische Sicherheit" hat sich zu einer Weltanschauungs- 
und Bekenntnisgemeinschaft entwickelt, die den Schutz des Art. 4 GG 
genießt. In einer Weltanschauungs- und Bekenntnisgemeinschaft be- 


steht unter den Gliedern der Gemeinschaft meist ein "besonderes 


persönliches Vertrauensverhältnis", auf jeden Fall gegenüber den 

frei gewählten und frei anerkannten führenden Personen dieser Ge- 
meinschaft. Da die Bekenntnistätigkeit der Gemeinschaft sich fast nur 
in Form von Klagetätigkeiten entfaltet, ist die Untersagung der Tä- 
tigkeit als Prozeßbevollmächtigte gleichbedeutend mit der Untersa- 
gung der Führung der Gemeinschaft auf dem entscheidenden Gebiet 
ihrer Bekenntnistätigkeit und gleichzeitig eine Beeinträchtigung 


der Praktizierung der Bekenntnistätigkeit der einzelnen Glieder der 
Gemeinschaft. Das aber ist ein unzulässiger Eingriff in die Rechte 


aus Art. 4 GG. 


c) Im übrigen heißt es im Kommentar zur VwGO von Eyermann-Fröhler 
(München 1977, 7. A., Anm. 27 - 29 zu $ 67 VwGO): 


"Über das geschäftsmäßige Auftreten vor Gericht schweigt die 
VwGO. Angesichts der Regelung in $ 61 Abs, 4 Satz 2 südd, VGG. 
(die ausdrücklich von der Zurückweisung des geschäftsmäßig Auf- 
tretenden gesprochen hatte), muß das Schweigen der VwGO dahin 
ausgelegt werden, daß geschäftsmäßiges Auftreten als solches noch 
kein Grund für die Zurückweisung sein soll. Darauf deutet auch der 
Wortlaut hin, der positiv gefaßt ist ("jede Person, die ... fähig ist"). 


Damit kann $ 157 Abs. 1 ZPO nicht angewandt werden (ebenso OVG 
Münster v. 27. 4. 1966, NIW 66, 2232, und v. 22. 2. 1967, NIW 67, 
1340, Redeker-v. Oertzen, RdNr. 11; a. A. Koehler, Anm, VI 3, zu a, 
Ule, Anm. II 1, Schäfer, DVBl. 61 539, Bittner, DVBI. 73, 24/27). 
Andererseits wollte... die VwGO die Vorschriften des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiet der Rechtsbera- 
tung vom 13. 12. 1935 (RGBI. TS. 1978) nicht ändern . . . Darnach 
darf vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit als Bevoll- 
mächtigter oder Beistand geschäftsmäßig derjenige auftreten, der 
entweder die Erlaubnis nach Art. 1 $ 1 RBerMißbrG besitzt oder 
der unter eine der Ausnahmevorschriften dieses Gesetzes fällt... 
Einschlägig ist . . . insbesondere Art. I $ 7, der die sog. Verbands- 
vertreter von der Erlaubnispflicht befreit (ebenso Klinger, Anm. 

© 2b; a. A. Koehler, Anm. VI 3 a, Redeker v. Oertzen, RdNr.13, 
Ule, Anm. II 1). Daß der erwähnte $ 7 nur von "Vereinigungen oder 
Stellen" spricht, daß er auch nicht in $ 6 Abs. 1 Nr. 2 a. a. O. mit- 
aufgeführt ist, steht nicht entgegen; $ 7 tritt - wie der Wortlaut 
des $ 8 a. a. O. zeigt - selbständig neben die Regelüng der $$ 1 ff, 
Für die "Vereinigung oder Stelle", die nicht einmal rechtsfähig zu 
sein braucht, kann nur eine physische Person handeln. Auch BGH v. 
30. 11. 1954 (VRspr. 7 Nr. 226) geht davon aus, daß der "Syndikus" 
des Verbandes vor Gericht auftritt... . Jedoch ist der Verbandsver- 
treter ... nur zugelassen, wenn der Vertretene unmittelbar Mitglied 
des Verbandes ist und wenn es sich bei dem Rechtsstreit um eine 
Angelegenheit handelt, die in den Aufgabenbereich des Verbandes 
fällt." 


Diese Ausführungen treffen genau auf die Prozeßbevollmächtigten 
Walther Soyka, Wieland Soyka und mich zu, die wir als Verbandsver- 


treter, nämlich als Vertreter des "Forum Humanum - Hartmut - 
Gründler - Klägerverbands für Volksgesundheit und biologische Sicher- 
heit" auftreten. 


d) Es hat sich mit zunehmender Deutlichkeit gezeigt, daß es in der Bun- 
desrepublik Deutschland nur ganz wenige Personen gibt, die für die 
Führung von Plutoniumabwehrprozessen geeignet sind, Selbst wenn es 
intellektuell und juristisch qualifizierte Rechtsanwälte gäbe, die be- 
reit wären, über Jahre hinaus für geringstes Honorar entsprechend 
den gerichtlich festgesetzten niedrigen Streitwerten ihre sonstige Kli- 
entel zu vernachlässigen, um in den äußerst umfangreichen Plutonium- 
abwehrprozessen tätig zu werden, so gibt es derzeit keinen Rechtsan- 
walt, der zugleich über die von der Sache her und von unseren Voll- 


machtgebern verlangte ethische Grundhaltung, über die notwendige 
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Furchtlosigkeit, Beharrlichkeit und Rednergabe, über die notwendige 
Erfahrung aufgrund der Teilnahme an zahlreichen Atomrechtssympo- 
sien, wissenschaftlichen und juristischen Auseinandersetzungen, Erör- 
terungsterminen und Gerichtsverfahren sowie über das notwendige 
werkstoffkundliche, physikalische, biologische, genetische, volks- und 
weltwirtschaftliche Fachwissen verfügt, wie es von Walther Soyka und 
seinen engen Mitarbeitern verkörpert wird. Diese Gruppe von Perso- 
nen ist einzigartig. Ihre Einzigartigkeit wird u. a. dadurch deutlich, daß 
sie als Nicht-Rechtsanwälte gemäß $ 67 VwGO zu vielhundert Pluto- 
niumabwehrprozessen ermächtigt wurden, was in der Rechtsgeschichte 
einzig dasteht. Der verfassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber 
bzw. Kläger des Beistandes dieser Personengruppe zu berauben, rich- 
tet sich selbst. Offenbar soll er die vom Grundgesetz gewährleistete 
Rechtsweggarantie für die Kläger unwirksam machen. Außerdem ent- 
mündigt er die Kläger und richtet sich damit vor allem gegen die 
Rechte aus Art. 1 GG. Das aber ist unzulässig. Diese Unzulässigkeit 
wiegt so schwer, daß keine einzige Bestimmung des RBerMG. sie zu 
legalisieren vermag, selbst wenn sie bei Nichtbeachtung dieser Unzu- 
lässigkeit tatsächlich oder scheinbar zurecht gegen die Prozeßbevoll- 


mächtigten angewandt würde. 


In diesem Zusammenhang verweise ich noch darauf, daß die beiden 
Bundesverfassungsrichter, die im Mülheim-Kärlich-Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts eine abweichende Meinung vertraten, ausdrück- 
lich betonten, das bisherige Vorgehen sei 
"geradezu ein Lehrstück für eine Verfahrensgestaltung, die zwar 
eine reibungslose Durchführung des behördlichen Verfahrens er- 
leichtert, die aber die Mitwirkungsrechte betroffener Bürger über- 
spielt und deren ohnehin vorhandene Ohnmachtserfahrungen gegen- 
über dem Staatsapparat und einflußreichen Interessenten bestätigt," 
(Natur und Umwelt", 30. 12. 80) 
Ohnmachtserfahrungen gegenüber dem Staatsapparat einer freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung beweisen, daß diese Grundordnung 
durchlöchert ist. Das ist ein verfassungswidriger Zustand. Der Ohn- 
macht der betroffenen Bürger abzuhelfen, gehört zum Ziel unseres 


Vorgehens, 
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e) Weiterhin bleibt unberücksichtigt, daß wir es nicht mit verschiedenen 
Rechtsangelegenheiten zu tun haben, sondern daß die Tätigkeit der 
Prozeßbevollmächtigten nur eine einzige Rechtsangelegenheit betrifft: 
die sittlich gebotene Abwehr der rechtlich nichtigen Handlungen ei- 
ner nach Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung von Personen, 
Gruppen und Firmen. Die Häufung der erforderlichen Plutoniumab- 
wehrprozesse hat ihren Grund allein darin, daß sich die verfassungs- 
widrigen Handlungen und Maßnahmen jener grundgesetzlich verbote- 
nen, vielfach mit dem Begriff Plutonium-Mafia, supranationale Mäch- 
te u. a. bezeichneten Vereinigung an verschiedenen Orten mit ver- 
schiedener gerichtlicher Zuständigkeit ereigneten und ereignen und 
bei Prozeßniederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, daß 
dann in allen Gerichtsbezirken entsprechende Konsequenzen gezogen 
werden, obwohl die Tätigkeit dieser Vereinigung, vor allem auf der Ar- 
gumentationsgrundlage des Art. 9 Abs. 2 GG, eine Einheit darstellt. 
Schon deshalb kann keine "geschäftsmäßige"' Besorgung von Rechtsan- 


gelegenheiten vorliegen: es handelt sich hier lediglich um eine einzige 


Rechtsangelegenheit mit verschiedenen Kampfplätzen. 


Im übrigen sind für die Folgen dieses Mangels in der herrschenden 
Verfassungswirklichkeit weder die Kläger nochch die Prozeßbevoll- 


mächtigten verantwortlich, sie belastet die Kläger und Prozeßbevoll- 


mächtigten ohnehin in unzumutbarer und damit rechtswidriger Weise 
und kann unmöglich eine weitere, völlig unnötige und unzumutbare 
und damit rechtswidrige Belastung, nämlich den Ausschluß der Pro- 
zeßbevollmächtigten, rechtfertigen. 

f) Schließlich ist die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland Soyka und 
mir ebenso wie die der Kläger als eine Notstandstätigkeit anzusehen, 
da offensichtlich die politisch Verantwortlichen der Bundesrepublik 
Deutschland in der Frage der Durchführung des Plutoniumprogramms 
nicht frei handeln können (s. dazu das Plädoyer von Wieland Soyka im 
Brokdorf-Prozeß, abgedruckt in "Der Rechtsweg", Nr, 6, 17. 4. 1980, 
S. 389 ff.). Notstandstätigkeiten sind übergesetzlich. Die Tatsache, 


daß es sich hier um eine Notstandstätigkeit handelt, hat zum Beispiel 
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5.) 


das OVG Lüneburg u. a. dadurch anerkannt, daß es Gerichtskostenfor- 


derungen an uns aufgrund verlorener Atomprozesse fallen ließ, als 
wir auf diesen Umstand hinwiesen. 


Der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz war mit Sicherheit 


klar, was für fast alle Kläger der Raub der Prozeßbevollmächtigten 
bedeutet. Er bedeutete, daß ihnen jene rechts- und sachkundigen 
Vertreter entzogen wurden, deren sie unbedingt bedürfen, um bei ei- 
nem so umfangreichen und schwierigen Klagegegenstand ihre Rechts- 
schutzinteressen wahrnehmen zu können, Dieser Raub war außerdem 
gleichbedeutend mit einer Druckausübung auf die Kläger, um sie zu 
veranlassen, ihre Klage zurückzuziehen. Eine nur noch als Hohn auf- 
faßbare Verstärkung in dieser Richtung bedeutete der Beschluß der 
7. Kammer, sämtliche, als verbunden eingereichte Klagen als Einzel- 
klagen zu behandeln. Als Begründung führte die Kammer an, die Klä- 
ger wohnten unterschiedlich weit vom Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich 
entfernt, sie wären deshalb möglicherweise unterschiedlich von den 
Auswirkungen dieses Werks betroffen. Das Gericht wußte jedoch ge- 
nau, daß es bei Klagen auf Feststellung der Nichtigkeit nicht auf das 
unmittelbare Betroffensein des Klägers ankommt. So heißt es im 
Kommentar von Eyermann-Fröhler zur VwGO, 7. Auflage, München 
1977, Anmerkung 19: 
"Dies hängt damit zusammen, daß die Anfechtungsklage nur begrün- 
det ist, wenn der Kläger in seiner Rechtsphäre verletzt ist; die 
Feststellungsklage ist hingegen schon begründet, wenn der Verwal- 
tungsakt nichtig ist, ohne daß es auf die Verletzung der rechtli- 
chen Interessen gerade des Klägers ankäme. Die Gleichschaltung er- 
folgt auch nicht über das Feststellungsinteresse, da dieses kein 
rechtliches, sondern nur ein berechtigtes sein muß. Man wird daraus 
die Konsequenz zu ziehen haben, daß eine Anfechtungsklage man- 
gels Verletzung der rechtlichen Interessen des Klägers nicht ohne 
weiteres als unbegründet abgewiesen werden darf, wenn es sich um 
einen nichtigen Verwaltungsakt handelt (Vgl. dazu OVG Münster v. 
21. 12. 1966, OVGE 23, 313/316). Das Gericht wird den Kläger ge- 


mäß $ 86 Abs. 3 vielmehr darauf hinzuweisen haben, daß er zur 
Feststellungsklage übergehen muß, wenn er mit seiner Klage durch- 


dringen wolle. Dies hat zur Folge, daß das Gericht in jedem Fall 


prüfen muß, ob ein nichtiger Verwaltungsakt vorliegt, 
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In dem Urteil des OVG Lüneburg vom 17. 1. 1980 im Asse II-Verfah- 
ren (Az. 7 OVG A 53/79 - 2 VG A 67/79) heißt es dementsprechend: 
"Ferner kann zumindest nicht in dieser Allgemeinheit der Ansicht 
des Verwaltungsgerichts gefolgt werden, ein Feststellungsinteresse 
i. S. d. $ 43 Abs. 1 VwGO könne nur bejaht werden, wenn der Klä- 
ger - ebenso wie bei der Anfechtungsklage - geltend mache, durch 
den angegriffenen Verwaltungsakt in seinem Recht verletzt zu sein. 
Denn ein zur Feststellungsklage berechtigendes Interesse kann an- 
erkanntermaßen rechtlicher, wirtschaftlicher oder auch ideeller Na- 
tur (z. B. ein Rehabilitationsinteresse) sein (Eyermann-Fröhler, a. a. 

O., RdNrn. 9, 11, 19 zu $ 43; Kopp, a. a. O., RdNr, 23 zu $ 43)." 

(Urteilsausfertigung S. 20) 
Da außerdem sämtliche Klagen in verbundener Form eingereicht wor- 
den waren und offensichtlich zahlreiche Kläger gleichweit entfernt 
wohnen (z. B. wohnen zahlreiche Kläger in Hamburg), war die Begrün- 
durig für das Vorgehen der Kammer eindeutig nur vorgeschoben. Die- 
ses Vorgehen lief auf nichts anderes hinaus, als die vom Grundgesetz 
gewährte Rechtsweggarantie zu beseitigen. Es war nämlich der Kam- 
mer von vornherein unmöglich, so zahlreiche Klagen gesondert zu ver- 
handeln und zu entscheiden, ohne daß folgendes geschieht: Entweder 
verhandelte oder entschied die Kammer wirklich gesondert und be - 


rücksichtigte dabei ernsthaft das unterschiedliche Vorbringen der ein- 


zelnen Kläger, wozu gehörte, daß sie den Klägern wirklich ermöglich- 
te, neue Prozeßbevollmächtigte und Beistände zu suchen, und den 
neuen Bevollmächtigten und Beiständen ermöglichte, sich einzuarbei- 


ten - dann wäre sie mit den letzten Verfahren noch beschäftigt gewe- 
sen, wenn das Werk seinen Betrieb längst aus technischen Gründen 
beendet hätte. Oder aber sie handelte entgegen ihren Beschlüssen 
weitgehend kollektivierend und dazu auch noch oberflächlich, wie es 
ihr in den meisten Fällen leicht möglich war, nachdem sie die Kläger 
ihrer sachkundigen Rechtsbeistände beraubt hatte. Denn diese Berau- 
bung hatte doch im Zusammenhang mit der völligen Aufsplitterung der 
Klägergruppe zwangsläufig zur Folge, daß sich die Kläger für ihre 
Rechtsverteidigung neue Prozeßbevollmächtigte und Beistände hätten 
besorgen müssen; da es aber, wegen der beabsichtigten Sonderbehand- 


lung der einzelnen Kläger, notwendig gewesen wäre, zahlreiche Ver- 
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6.) 


7.) 


treter und Beistände zu beschaffen, dies aber in mehrfacher Bezie- 
hung unmöglich war, es sogar fraglich war, daß die Kläger überhaupt 
irgendeinen rechts- und sachkundigen, eingearbeiteten Prozeßbevoll- 
mächtigten kurzfristig hätten herbeischaffen können, lief das Vorge- 
hen der 7. Kammer von vornherein darauf hinaus, die Kläger entweder 
in die Resignation bzw. zur Klagerücknahme zu treiben (wie tatsäch- 
lich zahlreich geschehen) oder sie ohne Beistand zu lassen, was ange- 
sichts des umfangreichen und schwierigen Prozeßstoffes bedeutete, 
die meisten Kläger zu Gunsten der ohnehin personell, materiell und 
administrativ übermächtigen Gegenseite weitgehend ohnmächtig zu ma- 
chen, also in unzulässiger Weise in ihrer Rechtsverteidigung bzw. 
Rechtsverwirklichung zu behindern. Das wird durch’die Tatsache be- 
stätigt, daß mit einer Schein- Ausnahme sämtliche Kläger dieselben 
hektographierten, die Bezeichnung "Gerichtsbescheid" und "Gründe" 
tragenden Schriftstücke zugestellt erhielten, auf denen als einzige 
individuelle Angaben nur erschienen: der Empfängername, das Datum 
und, handschriftlich eingefügt, die Angabe der Entfernung zwischen 
Atomspaltwerk und Wohnort des Empfängers. 


Der Ausschluß von Walther Soyka als Prozeßbevollmächtigtem ist 
erfolgt, obwohl Walther Soyka in Bremen seinen Wohnsitz hat und 
nach Bremer Recht die Vorschriften des Rechtsberatungsgesetzes 
nicht gelten, weshalb sein Versuch, außerhalb Bremens eine Erlaubnis 
zur Rechtsberatung auf der Grundlage des Rechtsberatungsgesetzes 
zu erlangen, aus Gründen der Unzuständigkeit nicht bearbeitet wer- 
den konnte! Ich selbst habe aufgrund des Vorbringens der 7. Kammer 
des Verwaltungsgerichts Koblenz, das erstmals mir gegenüber erfolg- 


te, bei der zuständigen Stelle einen Antrag auf Erlaubnis zur Rechts- 


beratung gestellt. Ohne die Entscheidung über meinen Antrag abzu- 
warten, schloß mich die Kammer als Prozeßbevollmächtigten aus, 

Als eine regelrechte Verhöhnung ihres Willens und der rechtlichen 
Tatsachen mußten es jedoch die Kläger empfinden, daß die 7. Kammer 
aus der angeblich unzulässigen Bevollmächtigung von Walther Soyka, 


Wieland Soyka und mir die Behauptung ableitete, damit wären auch 


die Klageerhebungen selbst unwirksam. 
Beweis: Schreiben an Walther Soyka vom 21. 1. 80, S. 2; Durchschrift 


ging an sämtliche Bevollmächtigten und Kläger. 


8.) Das Vorgehen der 7. Kammer ist bereits im Bereich der Frage der 


Prozeßbevollmächtigung als Musterbeispiel anzusehen, wie versucht 


wird, schwerwiegende inhaltlich-rechtliche Tatbestände mit formal- 
rechtlichen Winkelzügen von der Rechtsprechung fernzuhalten. 


9.) Ich beantrage, die Entscheidung der 7. Kammer des VG Koblenz be- 
züglich des Ausschlusses von Walther Soyka, Wieland Soyka und mir 
als Prozeßbevollmächtigte für die Kläger in den Verfahren zwecks 
Feststellung der Nichtigkeit der Genehmigungen für das Atomspalt- 
werk Mülheim-Kärlich wegen schwerwiegender Mängel aufzuheben 
und Walther Soyka, Wieland Soyka und mich als Prozeßbevollmächtig- 


te uneingeschränkt anzuerkennen. 


E lichen oe 
nyw k 


Roland Bohlnger 
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Roland Bohlinger 10.09. 1980 
2251 Wohbenbüll/Husum 


An das 
OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 


5400 Koblenz 


Betr. Az 7 B II 1/80 ffe R II 1/80 Ff- 
Bezug: Stellungnahme zu dem Schriftsatz von Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Hermann Eicher vom 25.08.1980 


Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher behauptet: 


"Es bedarf keiner Begründung, daß die genannten Prozeßbe- 
vollmächtigten "Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig wahr- 
nehmen". Da sie weder eine Erlaubnis nach Art. 1 RBerG. be- 
sitzen noch unter die Ausnahmevorschriften dieses Gesetzes 
fallen, müssen sie vom Gericht zurückgewiesen und ausge- 
schlossen werden (vgl. Eyermann-Fröhler, VwGO, Kom. 8. 
ARufl., S 67 AN 323. 


Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher betreibt hier Irreführung. 


o Im Kommentar von Eyermann-Fröhler heißt es unter RN 32 
ausdrücklich, daß ein Prozeßbevollmächtigter dann vom Ge- 
richt zurückgewiesen werden muß, wenn er "geschäftsmäßig 
Rechtsangelegenheiten wahrnimmt." Es bedarf also nach die- 
sem von Herrn Rechtsanwalt Dr. Eicher zitierten Kommentar 
ganz im Gegenteil der Begründung, ob Walther Soyka, Wieland 
Soyka und ich geschäftsmäßig Rechtsangelegenheiten wahr- 
nehmen. Das ist nicht der Fall, wie von mir bereits darge- 
legt wurde. Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher unterläßt es wohl- 
weislich, dazu Stellung zu nehmen. 


o Außerdem wird in dem Kommentar von Eyermann-Fröhler an der 
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genannten Stelle noch eine sehr wesentliche Einschränkung 
vorgenommen. Es wird dort ausdrücklich erklärt, daß die 
Zurückweisung auch bei Vorliegen geschäftsmäßiger Rechts- 
beratung nur dann erfolgen muß, wenn nicht einer der vor- 
stehend im Kommentar genannten Ausnahmefälle vorliegt. Ich 
habe jedoch dargelegt, falls überhaupt "Geschäftsmäßigkeit" 
bei unserer Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigte angenommen 
wird, dann liegt auf jeden Fall eine Ausnahme vor. Auch da- 
zu hat Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher nicht Stellung genom- 
men. Er hat zwar behauptet, daß die Prozeßbevallmächtigten 
nicht unter die Ausnahmevorschriften des Gesetzes fallen, 


hat dies aber nicht begründet. 


Als Bürger dieses Staates empfinde ich es als eine Zumutung, 
in einer so ernsten Angelegenheit wie der vorliegenden einen 
derart unqualifizierten Vortrag der Gegenseite hinnehmen zu 
müssen. Ich 

beantrage 


deswegen die Ausschließung von Herrn Rechtsanwalt Dr. Eicher 
aus dem vorliegenden Verfahren, da er offensichtlich nicht 


zum sachdienlichen Vortrag fähig ist. 


Lil- 


Roland Bohlinger 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenhüll/Husum 10.09.1980 


An den Vorsitzenden 
des OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 


5400 Koblenz 


Betrifft: Az. Ar 73/80 
Bezug: Ihr Schreiben vom 02.09. 1980 


Sehr geehrter Herr Dr. Schwarz, 


Sie haben völlig recht. Meine sogenannte "Berufung" bezie- 
hungsweise "Beschwerde" vom 26.08.1980 konnte nicht rechts- 
wirksam sein, insbesondere nicht in der Richtung, daß ich 

sie vorsorglich auch "gegen die noch anstehenden Gerichtshbe- 
scheide, Streitwertfestsetzungen und Kostenentscheidungen" 
der 7. Kammer des VG Koblenz richtete. Das war mir von An- 
fang an bewußt. Mein Schreiben war nur als eine angemessene 
Replik auf das Vorgehen der 7. Kammer zu verstehen. Insbe- 
sondere galt die Replik der fließbandmäßigen Abfertigung 
vorgefertigter Schriftstücke, die fälschlicherweise die Be- 
zeichnung "Gerichtsbescheid" erhielten und dann zu unter- 
schiedlichen Zeitpunkten an die einzelnen Kläger versandt 
wurden, wobei dieser Vorgang mir als Prozeßbevallmächtigtem 
verheimlicht wurde. Die von Ihnen genannte gesetzliche Min- 
destanforderung an eine Berufungs- und Beschwerdeschrift: 
die genaue Bezeichnung aller angefochtenen Urteile, kann ich 
mangels ordnungsgemäßer Unterrichtung nicht erfüllen. Wenn 
Sie meine sogenannte "Berufung" bzw. "Beschwerde" vom 26.08. 
1980 jedoch als "erledigt" ablegen, bin ich damit einverstan- 
den. Eine Gleichbehandlung gegenüber der fälschlich Gerichts- 
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bescheid genannten Schriftstücke der 7. Kammer des VG Koblenz 
erhoffe ich in Kürze von Ihrem Gericht. 


Mif bestem Gr 


Roland Bohlinger 


Druckfehlerberichtigung: 
Im letzten Heft des "Rechtsweg" sind zwei besonders sinnstörende Setz- 


fehler unterlaufen, 


Auf S. 390, vorletzter Absatz muß es heißen: "... bis Deutschland seine 
volle Souveränität nach dem Abschluß eines Friedensvertrages wiederer- 
langt hat." 


Auf S. 392, vorletzter Absatz muß es heißen: ". .. Jedenfalls kann eine 
verantwortungsvolle Entsorgung nur in der vollständigen Fernhaltung des 


Mülls vor menschlichem Leben bestehen." 
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Roland Bohlinger 3. 9. 1980 
2251 Wobbenbüll/Husum 


An das 

Bayerische Verwaltungsgericht 
Würzburg 

Abholfach 

8700 Würzburg 11 


Betr.: Beschwerde in der Verwaltungsstreitsache Erika Burg und Wolfram 
Burg gegen Freistaat Bayern, Az. W 6 K 80 A. 0399 


Ich lege hiermit Beschwerde ein gegen Ihre Streitwertfestsetzung im 
Falle der Verfahren W 6 K 80. 0399 (Wolfram Burg und Erika Burg, Lan- 
genbochumer Str. 26, 4370 Marl, gegen Freistaat Bayern wegen Feststel- 
lung der Nichtigkeit von erteilten atomrechtlichen Genehmigungen für das 


Atomspaltwerk Grafenrheinfeld). 


Begründung 
1. Die Höhe des Streitwerts ist in jedem Falle unberechtigt. 


a. Hätte die 6. Kammer des VG Würzburg den tatsächlichen Wert dessen 
festgesetzt, um was es ging, nämlich die seelische, genetische und 
körperliche Unversehrtheit der Kläger und ihr Recht auf ein Leben in 
freiheitlich-demokratisch-rechtstaatlichen Verhältnissen, dann hätte 
sie den Streitwert für die einzelnen Kläger unterschiedlich festsetzen 
müssen. Sie hätte dann Unterschiede im Alter und Gesundheitszustand, 
in der Lebenserwartung, Zeugungsfähigkeit, Zeugungswilligkeit u. a. m. 
beachten müssen, um das unterschiedliche Mindestausmaß der Gefähr- 
dung und der zu erwartenden Schädigung abschätzen zu können. In 
diesem Fall hätte die Höhe des festgesetzten Streitwerts gezeigt, wie 
hoch die Kammer die Gefährdung und die zu erwartende Schädigung 


des einzelnen Klägers einschätzt. Vielleicht wäre dann einzelnen Klä- 
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gern eine Festsetzung des Streitwerts auf 20000 DM (wie hier ge- 


schehen) als zu niedrig erschienen. 


Die Kammer hat aber tatsächlich für sämtliche Kläger die gleichen 
Streitwerte festgesetzt. Damit behandelte sie die Kläger kollektivi- 
stisch, was im Rahmen einer freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung unzulässig ist. Außerdem hat sie damit die Festlegung des 


Streitwerts nicht an der eigentlichen Streitsache orientiert. 


b. Andererseits stand die Festsetzung eines Streitwerts von 20000 DM 
im Widerspruch zu der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 16. 3. 1972 im Würgassen-Verfahren. Danach erschwere in atom- 
rechtlichen Gerichtsverfahren nur ein Streitwert von höchstens 
10000 DM die Rechtsverteidigung eines Klägers nicht unzumutbar. 
Auch stand die Festsetzung im Widerspruch zu Entscheidungen des 
OVG Lüneburg, in denen z. T. noch niedrigere Streitwerte festgesetzt 
wurden (siehe z. B. Verfahren 7 OVG B 26/79). 


c. Auf jeden Fall hätte das Gericht sein Abweichen von den Entschei- 
dungen höherer Gerichte begründen müssen, Der bloße Hinweis auf 
$ 13 GKG genügte nicht. Zwar müssen Beschlüsse, die den Streitwert 
festsetzen, im allgemeinen nicht begründet werden. Das gilt aber 
nicht, wenn die Wahrnehmung von Rechtsschutzinteressen durch hohe 
Streitwerte stark erschwert wird. Offenbar war das hier der Fall, da 
eine Reihe von Klägern die Klagen zurückzog, als das Gericht die 
Kläger auf das erhebliche Prozeßkostenrisiko hinwies. Wie sich aus 
verschiedenen Schreiben an den Beschwerdeführer ergibt, war die 
Furcht vor hohen Kosten häufig maßgebend für Klagerücknahmen, Ein 
Gericht darf aber keine Streitwerte festsetzen, die das Kostenrisiko 
einer Rechtsverteidigung so stark erhöhen, daß eine ganze Reihe von 
Klägern hierdurch zu Klagerücknahmen veranlaßt werden oder sich 
gar zu Klagerücknahmen gezwungen sehen, wie z. B. der Kläger Rolf 
Beckh. Und schon gar nicht kann es einem Gericht erlaubt sein, dies 


ohne Begründung zu tun. 


d. Darüberhinaus war es geboten, aus Gründen der Kostenersparnis, der 
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Zweckmäßigkeit und der Erleichterung der Rechtsverteidigung die 
einzelnen Klagen der Klägergemeinschaft nicht getrennt sondern ver- 
bunden und damit kostengünstiger zu behandeln, Da die Kammer in 
ihren bisherigen Schreiben und Entscheidungen klar zu erkennen gab, 
daß sie die einzelnen Klagen nicht individualistisch sondern kollekti- 
vistisch behandelt und wohl auch künftig behandeln wird, war die Be- 
gründung, es ginge hier um individuelle Rechtsschutzgewährung, nur 
als vorgeschoben zu betrachten und somit nichtig. Vermutlich ging es 
darum, möglichst vielen Klägern die Rechtsverteidigung unzumutbar 
zu erschweren und sie zugleich finanziell zu "bestrafen". Beides ist 


unzulässig. 


2. Im übrigen ist jede Streitwertfestsetzung und Kostenentscheidung gegen 
irgendwelche Kläger unserer Klägergemeinschaft von vornherein recht- 


lich nichtig. 
Ich stelle fest: 


(Hier folgt nun der Text aus dem Schreiben an die Justizkasse Mannheim 
vom 4. 9. 1980 ab S. 1 unten, vgl. den Abdruck in diesem Heft) 


3. Ich beantrage dementsprechend nach $ 8 I 1 GKG die Aufhebung des 
Beschlusses zur Streitwertfestsetzung wegen Unzulässigkeit sowie Un- 
begründetheit, die Belastung der Staatskasse mit den Gerichtskosten 
und die Nichterstattungsfähigkeit der Kosten der Beklagten und Beige- 
ladenen. Hilfsweise beantrage ich eine Festsetzung des Streitwerts auf 


4000 DM und die Nichterstattungsfähigkeit der außergerichtlichen 


í Mn È s 
Roland Bohlinger 


osten. 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 28.7.1980 


An die 
Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht 


6800 Mannheim 


Betr.: Strafanzeige gegen den X. Senat des Verwaltungsgerichts- 
hofs Baden-Württemberg 


Ich erstatte hiermit Strafanzeige und stelle Strafantrag 
gegen 


die Richter des X. Senats des Verwaltungsgerichtshofs Baden- 
Württemberg in Mannheim: Dr. Weidemann, Sommer und Dr. von Burski 


wegen 


Verdachts der Rechtsbeugung und des Verdachts der Beihilfe zu 
Gunsten einer verbotenen verfassungs- und strafgesetzwidrigen 


Vereinigung. 


Begründung 


Walther Soyka und andere 140 Kläger hatten am 7.4.1979 beim Ver- 
waltungsgericht Stuttgart (Az. VRS V 109/79) einen Antrag auf 
Feststellung der Nichtigkeit der bislang erteilten Genehmigungen 
für die Atomspaltwerke Neckarwestheim I und II gestellt. Die Pro- 
zeßbevollmächtigten waren Walther Soyka, Wieland Soyka, Heide Ro- 
aten und ich. Am 14.4.1980 wurde vom Verwaltungsgericht Stuttgart 
die Klage abgewiesen. Am 3.5. legte ich dagegen beim Verwaltungs- 
gerichtshof Baden-Württemberg Berufung ein. Am 2.6.1980 schrieb 
mir der Vorsitzende Richter des X. Senats am Verwaltungsgerichts- 
hof, Herr Dr. Weidemann, ich hätte 
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"bis spätestens zum 27.6.1980 einen den Bestimmungen des § 124 

Abs.3 Verwaltungsgerichtsordnung entsprechenden Antrag zu stel- 

len. Die Berufung kann sonst durch Beschluß verworfen werden." 
In meinem Berufungsschriftsatz hatte ich jedach bereits die For- 


derung des $ 124 Abs.3 VwGO erfüllt. Ich hatte 


1. das angefochtene Urteil bezeichnet, nämlich den "Gerichtsbe- 
scheid des Verwaltungsgerichts Stuttgart, Az VRS V 109/79" 
(s.a. Schreiben des Verwaltungsgerichts Stuttgart an den Ver- 
waltungsgerichtshof Baden-Württemberg vom 12.5.1980), 


2. einen "bestimmten Antrag" gestellt, nämlich Antrag auf "Fest- 
stellung der Nichtigkeit der Genehmigung der Kernkraftwerke 


Neckarwestheim I und II", 
3. die Zusendung der Begründung angekündigt. 
Damit war den formalen Bedingungen Genüge getan. 


Darüberhinaus hatten wir in unserer Klagebegründung vor dem Ver- 
waltungsgericht Stuttgart klar aufgezählt, welche Grundgesetznor- 
men, Strafgesetzbestimmungen und sonstige Normen offensichtlich 
durch jedwede Genehmigungstätigkeit, auch solche vorbereitender 
Art, zu Gunsten von Atomspaltwerken verletzt werden. Insbesonde- 
re verstößt eine derartige Tätigkeit gegen § 220a StGB. Sie ist 
Teil der Tätigkeit einer nach Artikel 9 Abs.2 GG. verbotenen Ver- 
einigung, die vielfach als Plutonium-Mafia oder Plutokratie, über- 
staatliche Mächte, Multis u.a. bezeichnet wird. Wir haben dazu be- 
reits detailliert vorgetragen, vor allem vor den Verwaltungsge- 
richten Oldenburg und Schleswig (s. u.a.: Roland Bohlinger: Im 
Namen des Volkes, 2. Auflage 1978; Der Rechtsweg, April 1980, 

Nn. 6). 


Der X. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg hat je- 
doch unsere Klage als unzulässig verworfen, die Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht nicht zugelassen und die Kosten des Ver- 
fahrens einschließlich der außergerichtlichen Kosten der Beigela- 


denen den Klägern auferlegt. 


Wir haben gegen diesen Beschluß keine Revisionsnichtzulassungsbe- 


schwerde eingelegt, da er offensichtlich nichtig ist. Gegen einen 
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offensichtlich nichtigen Gerichtsbeschluß kann logischerweise 
keine Revision eingelegt werden, da dies dann die Anerkennung be- 
-inhaltet, daß das Urteil nicht nichtig ist. 


Zur Begründung seines Beschlusses behauptet der X. Senat des Ver- 
waltungsgerichtshofs Baden-Württemberg, die Berufungen seien 
"nicht in der gesetzlichen Form eingelegt worden", da sie nicht 
entsprechend & 124 Abs.3 VwGO. "einen bestimmten Antrag" enthal- 
ten hätten. Er folgte damit dem Antrag der Beigeladenen (s. Schrift- 
satz der Rechtsanwälte Dr. W. Späth, D. Kronenbitter u.a. an den 
VGH vom 6.6.1980). Das ist jedoch unwahr. Es heißt im Kommentar 
zur VwGO von Eyermann-Fröhler (7. Auflage, RdNr. 30 zu § 124 VwGO): 
"Einen bestimmten Antrag, d.h. die genaue Angabe der gewünsch- 
ten Entscheidung. Der Antrag muß Umfang und Ziel der Berufung 
erkennen lassen." 
Das ist geschehen durch den Antrag auf Feststellung der Nichtig- 
keit. Der X. Senat behauptet, diese Formulierung reiche nicht aus, 
weil völlig offen sei, 
"welche Genehmigungen die Kläger anfechten wollen. Für das Ge- 
meinschaftskernkraftwerk Neckar II sind bisher - soweit bekannt - 
überhaupt noch keine atomrechtlichen Genehmigungen erteilt wor- 
den (vgl. atw 1980, 210). Auch im Hinblick auf das Gemeinschafts- 
kernkraftwerk Neckar I ist sehr zweifelhaft, durch welche Geneh- 
migungen die Kläger in ihren Rechten betroffen sein könnten. 50 
betrifft beispielsweise eine Genehmigung den Kraftwerkzaun. An- 
dere Genehmigungen sind möglicherweise sachlich und/oder zeit- 
lich überholt. Das Herausfinden der Genehmigungen, die sinnvol- 
lerweise als Gegenstand einer Anfechtungsklage in Betracht kom- 
men, kann und darf der Senat den Klägern nicht abnehmen, zumal 
von der Bestimmung des Streitgegenstandes wesentlich das Prozeß- 
risiko abhängen kann." 
Aus der ganzen Art dieser sogenannten Begründung ergibt sich, daß 
der X. Senat in der Absicht handelte, das Recht unter die heute 
vorherrschende, weitgehend im Joch einer verfassungs- und strafge- 
setzwidrigen Vereinigung erfolgenden Folitik zu beugen und dieser 
damit zu dienen. Es kann nämlich von Richtern vorausgesetzt werden, 
daß sie wissen, daß jede Tätigkeit, auch die Genehmigung von Kraft- 
werkszäunen ebenso wie überholte Genehmigungen seitens oder im 


Dienste einer nach Art.9 Ahbs.2 GG. verbotenen Vereinigung von vorn- 
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herein rechtlich nichtig sind. Deshalb ist es völlig unerheblich, 
gegen welche Genehmigungen sich der Klägerwille im einzelnen rich- 
tet, denn er richtet sich gegen die als ein Ganzes zu sehende Tä- 
tigkeit einer durch das Grundgesetz vebotenen Vereinigung; die 
Planung und der Erlaß von Genehmigungsbescheiden ist nur ein be- 
sonders sicht- und angreifbarer Teil dieser Tätigkeit. Oder an ei- 
nem Beispiel aufgezeigt: Ebenso, wie die Genehmigung eines Zaunes 
um ein Vernichtungslager offenkundig rechtlich nichtig ist, da die 
Planung, Vorbereitung, Errichtung und der Betrieb eines Vernich- 
tungslagers rechtlich in jedem einzelnen Teilschritt von vornher- 
ein und insgesamt nichtig ist, so ist es auch die Genehmigung ei- 
nes Zaunes um ein Atomspaltwerk. Auch dann, wenn die Nichtigkeit 
für Sachkenner nicht offensichtlich sondern strittig oder äußerst 
zweifelhaft wäre, hat der Antrag auf Feststellung der Nichtigkeit 
"zur Folge, daß das Gericht in jedem Fall prüfen muß, ob ein 
nichtiger Verwaltungsakt vorliegt." .(Eyermann-Fröhler, Kommen- 
tar zur VwGO, RdNr.19 zu 8 43 VwGO) 
Die Tatsache aber, daß der X. Senat behauptet, es handle sich hier 
um eine "Anfechtungsklage" und nicht um einen "Antrag auf Fest- 
stellung der Nichtigkeit", beweist schlüssig, daß er den gravie- 
renden Unterschied zwischen einer Anfechtungs- und einer Nichtig- 
keitsfeststellungsklage vertuschen will, sich also unwissend 
stellt, um sein Ziel, die Verwerfung der Berufung mit formalen 
Gründen, erreichen zu können. Das ergibt sich auch daraus, daß 
der Senat erklärt: 
"Auch im Hinblick auf das Gemeinschaftskernkraftwerk Neckar I 
ist sehr zweifelhaft, durch welche Genehmigungen die Kläger in 
ihren Rechten betroffen sein könnten." 
Bei einer Klage auf Feststellung der Nichtigkeit bedarf es nämlich 
gar nicht des rechtlichen Betroffenseins eines Klägers. Es heißt 
im Kommentar zur VwGO von Eyermann-Fröhler, RdNr.19 zu § 43 VwGO: 
"Andererseits ist es denkbar, daß die Anfechtungsklage unbe- 
gründet, die Feststellungsklage hingegen begründet ist. Dies 
hängt damit zusammen, daß die Anfechtungsklage nur begründet 


ist, wenn der Kläger in seiner Rechtssphäre verletzt ist; die 
Feststellungsklage ist hingegen schon begründet, wenn der Ver- 
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waltungsakt nichtig ist, ohne daß es auf die Verletzung der 


rechtlichen Interessen gerade des Klägers ankäme. Die Gleich- 
schaltung erfolgt auch nicht über das Feststellungsinteresse, 


da dieses kein rechtliches, sondern nur ein berechtigtes sein 
muß. Man wird daraus die Konsequenz zu ziehen haben, daß eine 
Anfechtungsklage mangels Verletzung der rechtlichen Interessen 
des Klägers nicht ohne weiteres als unbegründet abgewiesen wer- 
den darf, wenn es sich um einen nichtigen Verwaltungsakt han- 
delt (vgl. dazu OVG Münster vom 21.12.1966, DVGE 23, 313/316). 
Das Gericht wird den Kläger gemäß 8 86 Abs.3 vielmehr darauf 
hinzuweisen haben, daß er zur Feststellungsklage übergehen muß, 
wenn er mit seiner Klage durchdringen wolle. Dies hat zur Fol- 
e, daß das Gericht in jedem Fall prüfen muß, ob ein nichtiger 


erwaltungsakt vorliegt. 
Davon abgesehen sind natürlich sämtliche Kläger rechtlich betrof- 
fen, schon deshalb, weil die nach Art.9 Abs.2 GG. verbotene Ver- 
einigung sämtliche Bürger der Bundesrepublik und die anderer Län- 
der aufs Schwerste gefährdet und mittelbar oder unmittelbar schä- 
digt. Da es sich hier um Rechtsfragen handelt, erübrigt es sich, 
den Tatbestand des Bestehens einer nach Art.9 Abs.2 GG. verbote- 


nen Vereinigung näher aufzuzeigen. 


Hingewiesen sei noch darauf, daß natürlich auch die Kostenentschei- 
dung des Gerichts und die Erklärung, diese sei unanfechtbar, recht- 
lich nichtig sind. Sie sind es deshalb, weil rechtlich nichtige 
Urteile keine Rechtskraft besitzen, folglich auch keine daran ge- 
knüpften Kostenentscheidungen. Außerdem entspricht die vorliegende 
Kostenentscheidung nicht der üblichen Rechtsprechung, wie sie vor 
allem vom DVG Lüneburg gepflegt wird (insbesondere werden üblicher- 
weise nicht die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen als er- 
stattungsfähig erklärt und nicht sämtliche Gerichtskosten der Klä- 
ger feinem Kläger aufgebürdet). 


l 


< t 
Roland Boh a n 


Anlagen 
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Roland Bohlinger 16.9. 1980 
2251 Wobbenhüll 


An die 
Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht 


6800 Mannheim 


Betr.: Meine Strafanzeige gegen den X. Senat des Verwaltungsge- 
richtshofs Baden-Württemberg vom 28.7.1980 


Ich ergänze die Begründung zu meiner Strafanzeige vom 28.7.1980: 


Die Kläger konnten darauf vertrauen, daß der Verwaltungsgerichts- 
hof Baden-Württemberg nicht eine Entscheidung trifft, die einem 
rechtskräftigen Urteil des VII. Senats des DVG Lüneburg wider- 
spricht. Der VII. Senat des DVG Lüneburg hat im sogenannten As- 

se II - Verfahren (7 DVG A 53/79 - 2 VGA 67/79 vom 17.1.1980) 

für Recht erkannt, daß die Mlageerhebung auch ohne nähere Bezeich- 
nung der angegriffenen Genehmigungen den Anforderungen des $ 82 
Abs.1 VwGO yenüge. Hierbei ging es um die gleiche formularmäßige 
Klage wie im Fall der Atomspaltwerke Neckarwestheim I und II vor 
dem VGH Baden-Württemberg. In dem Urteil des VII. Senats des OVG 


Lüneburg heißt es: 


"Entgegen der Auffassung der 4läger haben die Verwaltungsge- 
richte trotz des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 86 Abs.1 VwGO) 
zwar nicht von sich aus unbeschränkt Sachverhalte zu überprü- 
fen und Entscheidungen zu treffen; denn die Gerichte sind - 

als Folge des Verfügungsrtechts der Beteiligten über den Streit- 
gegenstand - an das Klagehegehren gebunden (8 88 VwGO). Ande- 
rerseits reicht grundsätzlich die Kennzeichnung der Sache aus, 
um die es der klagenden Partei geht, ohne daß strenge Anforder 
ungen zu stellen wären. Wenn auch nicht zu verkennen ist, daß 
formularmäßige Klagschriften, deren Abfassung - wie hier - auf 
eine Mehrzahl unterschiedlicher Anlagen zugeschnitten ist, in 
besonderem Maße geeignet sind, Unklarheiten bei der Feststel- 
lung aufkommen zu lassen, welches Klagziel verfolgt wird, dür- 
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fen an die Pflicht, den Streitgegenstand zu konkretisieren, kei- 
ne unerfüllbaren Anforderungen gestellt werden. Es liegt auf der 
Hand, daß diese Möglichkeit für Dritte beschränkt ist, wenn Ge- 
nehmigungen - wie hier - nicht öffentlich bekanntgegeben worden 
sind. Darüberhinaus konnte aus der Klagschrift geschlossen wer- 
den, daß die Kläger die Genehmigungen, die die Grundlage für die 
derzeitige Lagerung radioaktiver Abfälle in Asse II bilden, an- 
greifen wollten. Dies aber sind die vom Bergamt und von der Phy- 
sikalisch-Technischen Bundesanstalt erteilten Bescheide. 


Ferner kann zumindest nicht in dieser Allgemeinheit der Ansicht 
des Verwaltungsgerichts gefolgt werden, ein Feststellungsinter- 
esse i.5.d. § 43 Abs.1 VwGO könne nur bejaht werden, wenn der 
Kläger - ebenso wie bei der Anfechtungsklage - geltend mache, 
durch den angegriffenen Verwaltungsakt in seinen Rechten verletzt 
zu sein. Denn ein zur Feststellungsklage berechtigendes Interes- 
se kann anerkanntermaßen rechtlicher, wirtschaftlicher oder auch 
ideeller Natur (z.B. ein Rehabilitationsinteresse) sein (Eyer- 
mann-Frähler, aa0, RdNrn.9,11,19 zu $ L3; Kopp, aa0, RdNr.23 zu 

8 43)." (a.a.D. 5.19/20) 


Wir leben in einem Staat, der nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
aufgebaut sein soll. Das zitierte Urteil des VII. Senats des OVG 
Lüneburg ist rechtskräftig. Die dem erkennenden Senat vorliegende 
Klageschrift hatte den gleichen Zuschnitt wie jene, die gegen zahl- 
reiche weitere Atomanlagen in der Bundesrepublik eingereicht wor- 
den war, darunter auch gegen die Atomspaltwerke Neckarwestheim I 
und II, ihre Konkretisierung des Streitgegenstands wurde aber aus- 
ser im Asse II-Verfahren, und dort rechtskräftig erfolglos, nur 
noch im Neckarwestheim-Verfahren als ungenügend abgelehnt. Die Klä- 
ger kannten somit darauf vertrauen, daß ihre Klageschrift mit den 


gesgtzlichen Bestimmungen vereinbar ist. 


€ 
Roland Bolinger 
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eines der oben bezeichneten Konten einzuzahlen oder zu überweisen oder unter Vorlage dieser Rechnung im 
Geschäftszimmer der oben genannten Kasse har zu zahlen 
Der Belrag dari meh in Gerichistostuimh ga odar Olten re waden Din \nanırnarr dieser Rechnung ist zum Empiang 
det GMosg riet Semmahligi Nach Ablaul da: Zantungsirist :sl Je zwangsweise Einziehung ohna weiters Mahnung lem 

x Durch Zarılama wird ie Puana uig outer Beschwerde go 
binden At nigin von der Vorpihehtung zur vorjäufigen He 





n Don Kostenangatz nich! ausgkschiosse Ennoerung uut Bescmwerae m 
angeturowiten Heyrags 






kung aes 









l Verf.Geb. Nr. 1210 KV 
Zustellgebühren Nr. 1902 KV 


564.000 





B,-- 
2402452 








Kost 4 Reinschrift jer Kostenrecnnung IWordisiksatz) VB 10.79 


è | DM | pi ki Pasischeckkonto Nr 


i el 77816-751 


der Zahlkane = Su 


| Für Vermerko des Absenders 








B PMatachnankgntg Mr, das Abt, A 





Ponheiwike Nr des Abs. 










PAHA m Pusischeckkonio Nr, des Abs — Pish ota tiha 






i ven ie: ke c on 







ee  Z 
Emplängerabschnili Zahlkarte/Postüberweisung Aue an Mer Einlieferungsschein’Lastachriitzetlel 
. Milene werde Karami 
DM pt 


DM P 


für Fosischechkonto Nr. 
















































Aussietiungsdatum 






untetschilt 


77816-751 


tür Postscheckkonto Nr Postscheckam! 
778 16-751 77816-751 Karlsruhe 
Sont nen aaoun] 7° |Pastscheckkonto Nr die Gerichtskasse 
Kal. die Gerichtskasse | 77816-751 
Postfach 33 aren SER 
a 6800 Mannheim 1 Karlsruhe iò 6800 Mannheim 1 





Mawai 


Roland Bohlinger 28. 7. 1980 
2251 Wobbenbüll 


An die 

Gerichtskasse Mannheim 
Postfach 33 

6800 Mannheim 1 


Betr.: Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, 
10 S 983/80, Soyka ./. Land 
Kassenzeichen: KSB. 24 - 37.463, Rechnungsdatum vom 25. 7. 80 
Kostenrechnung über den Betrag DM 5402,- 


Ihre Kostenrechnung ist nichtig. Sie beruht auf dem Beschluß des Verwal- 
tungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 30. 6. 1980, Az. 10 S 983/80. 
Dieser Beschluß ist rechtlich nichtig, es wurde deswegen Strafanzeige 
gegen den beschlußfassenden X. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden- 


Württemberg erstattet (s. Anlage). Kostenfolgen bestehen deshalb nicht, 


Außerdem hätten die Gebühren, wie allgemein üblich, anteilig den einzel- 


nen Klägern in Rechnung gestellt werden müssen. 


Ergänzend verweise ich auf meine Auseinandersetzung mit dem OVG 
Lüneburg in Sachen Kostenrechnungen in Atomverfahren. Die dortigen 
Ausführungen gelten grundsätzlich. Das OVG Lüneburg hatte zwar vor 
Abschluß meiner Beweisführungen noch gegen uns entschieden, aber die 
weitere Verfolgung der Kosteneintreibung anschließend unterlassen. Dar- 
aus ergibt sich, daß nachträglich stillschweigend mein Standpunkt aner- 
kannt wurde. Außerdem verweise ich auf das Vorbringen von Herrn Wie- 
land Soyka in gleicher Sache vor dem OVG Lüneburg, das zur Folge hatte, 


daß das Gericht seine Kostenforderung zurückzog. 


Vorsorglich weise ich Sie darauf hin, daß jede weitere Verfolgung der Ko- 
steneintreibung bei den Klägern als Beihilfe zu Gunsten einer nach Arti- 


kel A Abs. 2 GG. verbotenen Vereinigung und Tätigkeit zu werten ist. 


Roland o EVA 
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WURTTEMBERG 


10. Senat 
- Geschäftsstelle - 





Verwallungsgerichishof Baden-Würtlemberg + Poslfach 5940 - 6400 Mannheim: 1 





Herrn Mannheim, den: de. August 1980 
Roland Bohlinger 


Fernsprecher (0621) 292- 
2251 Wobbenbüll bei Husum z 4279 


(Durchwahl) 


Aktenzeichen: 
(Bitte bei Anlworl angeben) 10 S 983/80 


Betreff: Verwaltungsrechtssache 
Soyka u.a. ./. Land Baden-Württemberg 


Bezug : Schreiben vom 28.7.1980 an Gerichtskasse Mannheim 


Sehr geehrter Herr Bohlinger, 


unter Bezugnahme auf das o.a. Schreiben teile ich Ihnen mit, daß 
gemäß $ 58 Abs. 1 GKG mehrere Kostenschuldner als Gesamtschuldner 
haften. Ich sehe daher keine Veranlassung, von der Kostenrechnung 
vom 25.7.1980 KSB Nr. 24-37.463, abzuweichen. 

Ich 'stelle Ihnen anheim, bei Ihren Streitgenossen die Kosten anteil- 


mäßig anzufordern. 


Mit ge Grüßen 
ANE 


daii i 
DIR. N 

Sander 

Ger.Oberinspektor 


dr 


paii 


Dienstgebäude: Schubertsiraße 11 + Fernsprecher: Vermittlung (0621) 2921 
Bankverbindungen: Gerichtskasse Mannheim + Postscheckamt Karlsruhe {BLZ 66010075) Konto Nr. 77816-751 
Landeszeniralbank Mannheim {BLZ 670000.00) Konto-Nr. 670 01504 


Roland Bohlinger 10.9.1980 
2251 Wobbenbüll 


An die 

Geschäftsstelle des 10. Senats 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
Postfach 5940 

6800 Mannheim 1 


Betr.: Verwaltungsrechtssache Soyka u.a. gegen Land Ba- 
den-Württemberg / Mein Schreiben vom 28.7.1980 
an die Gerichtskasse Mannheim 


Bezug: Ihr Schreiben vom 12.8.1980, Az. 10 S 983/80 


Sehr geehrter Herr Gerichtsoberinspektor Sander, 
Ihr Schreiben vom 12.8.1980 ging hier am 26.8.1980 ein. 


Sie äußern sich darin nur zur Frage der Haftung als "Ge- 
samtschuldner". Diese Frage bildete aber lediglich einen 
Nebenpunkt in meinem Schreiben. Zu den anderen, viel wich- 
tigeren Punkten äußerten Sie sich nicht. 


Ich trage Ihnen darum meinen Standpunkt noch etwas aus- 
führlicher vor: 


Kostenrechnungen in von uns geführten Plutoniumabwehr- 
prozessen sind nicht anerkennbar. Seit meiner Strafan- 
zeige vom 20.1.1978 gegen die I. Kammer des VG Oldenburg 
habe ich schlüssig nachgewiesen, daß eine nach Art. 9 
Abs. 2 GG. verbotene Vereinigung das Plutoniumprogramm 
durchzusetzen versucht. Weitere Beweise für das Bestehen 


und Wirken dieser Vereinigung, die von manchen Klägern 
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und Kritikern auch Plutonium-Mafia, Plutokratie, Ableger 
überstaatlicher Mächte u.a. genannt wird, wurden von unse- 
rer Seite in der folgenden Zeit erbracht. Unabhängig von 
der rechtlichen Würdigung der Ziele und Tätigkeiten die- 
ser Vereinigung haben wir auch noch die rechtliche Nich- 
tigkeit des Plutoniumprogramms in verschiedenen anderen 
Schriftsätzen nachgewiesen. Insbesondere geschah das in 
dem Schriftsatz von Walther Soyka "Die Plutonium-Maffia als 
Rechtsbrecher" und in der Darstellung, die von mir unter 
dem Titel "Reaktorsicherheit und Hexenwahn" in "Rechts- 
weg" Nr. 6 veröffentlicht und zum Teil vor Gericht als 
Begründung eines Beweisantrags vorgelegt worden ist. 


Der als Plutonium-Mafia bezeichneten Vereinigung ist es 
schon vor Jahren gelungen, ihren Willen in starkem Maße 
dem Willen der Regierungsgewalt aufzusetzen. Offenbar ge- 
lang ihr Vergleichbares inzwischen auch weitgehend inner- 
halb der rechtsprechenden Gewalt. Volk und Staat befin- 
den sich dadurch in einem Notstand. Unsere gegen sämtliche 
Plutoniumanlagen in der Bundesrepublik angestrengten 
atomrechtlichen Gerichtsverfahren sind hierfür das "Lack- 
muspapier": Behandlung und Ausgang der Verfahren zeigt an, 
ob dieser Notstand abnimmt oder zunimmt. 


Die Notverordnungspolitik unter Brüning/Hindenburg sig- 
nalisierte für die Weimarer Republik das Ende der Rechts- 
staatlichkeit, für das Dritte Reich geschah das späte- 
stens durch die Morde im Jahre 1934, für die Bundesrepub- 
lik könnten es die Plutonium-Prozesse werden: dann nämlich, 
wenn wir weiter wie bisher diese Prozesse verlieren, wegen 
unseres Kampfes für Recht und Freiheit weitgehend ungehin- 
dert beschimpft und obendrein noch mit mehr oder minder ho- 
hen Kostenrechnungen und anderen Folgen bestraft werden. 
Das - angesichts des bestehenden Notstands - vielfach po- 
sitiv zu wertende Verhalten von Teilen der Regierung und 
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Justiz in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen wird, wenn 
es so zurückhaltend wie bisher erfolgt, daran nichts mehr 
ändern können. 


In einem Schreiben an Herrn Richter Sommer vom OVG Lüne- 
burg, verfaßt am 15.4.1978, führte ich bereits aus: 


"Es trifft ... zu, daß gerichtlich noch nicht fest- 
gestellt wurde, ob der von uns angegriffene Verwal- 
tungsakt rechtlich nichtig ist, also keinerlei recht- 
liche Bindung besitzt. Diese Tatsache ist jedoch un- 
erheblich. «=. 


Sie schreiben, 


"daß ein nichtiger Verwaltungsakt auch ohne Klage- 
erhebung unwirksam ist ($ 43 Abs.3 VwVfG.)". 
In $ 43 Abs.3 VwVfG. stehen jedoch nicht die Worte: 
"auch ohne Klageerhebung". Was Sie daraus folgern, 
geht darum fehl, nämlich 
"daß also mit der gerichtlichen Feststellung der 
Nichtigkeit eine besondere, letztlich nur eine Klar- 
stellung enthaltende gerichtliche Tätigkeit im In- 
eresse des jeweiligen Antragstellers begehrt wird. 
Man kann also wohl nicht sagen, daß die mit der ge- 


richtlichen Feststellung der Nichtigkeit angestreb- 
te Beseitigung staatlichen Unrechts das Interesse 


TE EEEE ee ran 
sen en e Antragstellun © renfre eiben 
müsse, 
Zunächst ist zu unterscheiden zwischen "äußerer und 
innerer Wirksamkeit" (1). Diese Unterscheidung ist 
dort von Bedeutung, wo eine Verwaltungsbehörde einen 
Fall von rechtlicher Nichtigkeit nicht von sich aus 
erkennt und anerkennt und rechtsverletzende Folgen 
nicht von sich aus "unwirksam" macht. In diesem Falle 
wird es logischerweise notwendig, irgendeine rechts- 
verteidigende Maßnahme zu ergreifen: denn sonst be- 
stünde die Nichtigkeit nur "innerlich", während tat- 
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sächlich Unrechtswirksamkeit vorläge (1). Wird nun 


zum Zwecke solcher Rechtsverteidigung ein Gericht an- 
gerufen, dann bedeutet zwar die richterliche Fest- 
stellung der Nichtigkeit eine "Klarstellung", aus der 
dann die Beseitigung erfolgten Unrechts erwirkt wer- 
den kann, aber diese Beseitigung braucht die Klarstel- 
lung zur notwendigen Voraussetzung. Es geht hier also 
nicht um den formal richtig erscheinenden Gebrauch 

des Begriffes "Klarstellung" sondern um die inhaltlich 
richtige Kennzeichnung des gesamten Vorgangs, um da- 
durch nicht zu dem Fehlschluß in Ihrem zweiten Satz zu 
gelangen. Das wird besonders deutlich, wenn man bedenkt, 
daß durch nichtige, aber im Schein des Rechts auftreten- 
de Verwaltungsmaßnahmen eine allgemeine und teilweise 
nicht aufhebbare Gefährdung und Schädigung ermöglicht 
werden kann, wie zum Beispiel bei der Durchsetzung des 
Atomprogramms. In diesem Fall liegt es eindeutig im 
"öffentlichen Interesse", daß die Nichtigkeit gericht- 
lich festgestellt und die Gefährdung und Schädigung 
unterbunden wird," 


Vergleichbares gilt auch für nichtige Urteile in atom- 
rechtlichen Gerichtsverfahren. 


In dem Schreiben an Richter Sommer heißt es dann weiter- 
hin: 


“Ihre Schlußfolgerung ist also falsch. Sie fußt auf 
einer Rechtsprechung, die am Schutz der Interessen 
von Einzelpersonen ausgerichtet ist und nicht an den 
Dimensionen, die durch das Atomprogramm mit dem da- 
hinter stehenden Machtprogramm geschaffen wurden und 
die das gesamte gegenwärtige und zukünftige Gemeinwe- 


sen betreffen, das heißt: die Frage, ob das öffentli- 
che Interesse an einer Feststellung der Nichtigkeit 
das Interesse des Antragstellers weit überlagert - 
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und damit Gebührenfreiheit vorliegt - , kann nicht 
formalrechtlich abgehandelt werden sondern nur in- 


haltlich-rechtlich und tatsachenbezogen. ... Grund- 
sätzlich sei dazu noch ausgeführt: 


Es werden eindeutig öffentliche Interessen verletzt, 
wenn unter der Duldung und Förderung von Regierungs- 
mitgliedern und Verwaltungsorganen ((sowie unter dem 
Schutz vieler Gerichte)) inner- und überstaatlich 
organisierte Machtgruppen zusammen mit mächtigen Ver- 
bänden und Wirtschaftskreisen versuchen, ein verfas- 
sungswidriges, strafgesetzwidriges und lebenswidriges 
Energie- und Machtprogramm durchzusetzen. Wir befin- 
den uns längst mitten in einem solchen Durchsetzungs- 
vorgang, ... 


Das Recht auf Widerstand ist ein elementares Menschen- 
recht. Es ist im Grundgesetz und im Strafrecht fest 
verankert (2). Der Widerstand gegen eine Gefährdung 
oder Beseitigung der freiheitlich-demokratischen Grund- 
ordnung wird sogar in den Verfassungen Berlins, Bremens 
und Hessens ganz richtig als Pflicht und nicht nur als 
Recht des Bürgers verstanden (3). Darum ist der Wider- 
standleistende auch nicht als der zuerst Handelnde an- 


zusehen, sondern als Verteidiger gegen einen Angriff, 

überspitzt: der rechtsfeindliche Angreifer handelt um- 
stürzlerisch und pflichtwidrig, der Widerstandleistende 
rechtschützend und pflichtgemäß (4). Allerdings unter- 


liegt das Widerstandsrecht der Subsidiaritätsklausel. 


Anm.: (1) Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsverfahrensge- 
setz mit Erläuterungen, München 1976, S.441ff. 


(2) Artikel 20 IV GG., $ 32 und 34 StGB. 


(3) nach: Ulrich Freund, Widerstandsrecht gegen 
Kernkraftwerke?, in: "bbu-aktuell", Jan./Febr. 
1978, S.30 
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Doch diese Klausel ist nicht so zu verstehen, daß erst 
dann das Widerstandsrecht wahrgenommen werden darf, 
wenn bereits die freiheitlich-demokratische Grundord- 
nung zerstört ist - denn gegen ein Unrechtssystem, das 
schon verwirklicht ist, hilft keine Berufung auf das 
Widerstandsrecht mehr. Darum hat das Widerstandsrecht 
nur Sinn, wenn es als ein vorbeugendes, hauptsächlich 
im öffentlichen Interesse stehendes Not- und Selbst- 
hilferecht verstanden wird (5). 


Es lassen sich zahlreiche Gründe anführen, daß ein vor- 
beugender Widerstand, der das Gebot der Verhältnismäs- 
sigkeit der Mittel beachtet, im öffentlichen Interesse 
inzwischen notwendig wurde. Ich verweise auf die von 
mir verfaßten Anlagen, auf die Schriftsätze Walther 
Soykas, auf die am Schluß angegebene Literatur und be- 
gnüge mich, hier nur auf ein einziges Problem, das der 
Endlagerung, kurz einzugehen. Stellvertretend für an- 
dere Autoren zitiere ich dazu Wilhelm Hennis: 


"Der zur Endlagerung kommende Atommüll wird über 
tausende von Jahren, über Zeiträume bewacht, be- 
sorgt und behütet werden müssen, die sich jeder 


Anm.: (4) Siehe u.a.: Günther Scheidle, Das Wider- 
standsrecht (Schriften zum öffentlichen 
Recht, Band 98), Berlin 1969, S.126 u.a.; 
Arthur Kaufmann/Leonhard E. Backmann, Wi- 
derstandsrecht, 1972, S.XI ff.; Ulrich 
Freund, a.2.0., S.30 £s 


Dazu noch ein Zitat aus dem Kommentar zur 
Verwaltungsgerichtsordnung von Eyermann- 
Fröhler, München 1977, 3.314: 


"Der nichtige Verwaltungsakt kann auch nicht 
mit Verwaltungszwang durchgesetzt werden; 
gegen ihn gibt es keinen Ungehorsam und kei- 
nen strafbaren Widerstand." 


(5) Freund, a.a.0., 5.30; Peter Schneider in: 
Kaufmann/Backmann a.a./., 5.379. 
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menschlichen Phantasie und Verantwortbarkeit ent- 
ziehen. Die Sicherung der Endlagerung hängt mithin 
nicht von technischen Maßnahmen ab, sondern von der 
vollkommen unvorhersehbaren, wenn ich es so ausdrük- 
ken darf, Tradierbarkeit, der Fähigkeit zur Weiter- 
gabe des Wissens, das erforderlich ist, um die Ge- 
fahren dieses Abfalls zu beherrschen. Die Zeiträume, 
die für die giftigsten Abfälle einkalkuliert werden 
müssen, übersteigen die Kategorien der Menschheits- 
geschichte, sie erreichen erdgeschichtliche Dimen- 
sionen. In der ganzen bisherigen Menschheitsgeschich- 
te gibt es keinen Präzedenzfall für irgendein tech- 
nisches Werk, dessen Folgen über solche Zeiträume 
von den Verursachern hätten bedacht werden müssen. 
Die Verursacher der Endlagerung werden in 50 Jahren 
voraussichtlich alle unter dem Rasen liegen, die 
Namen der Unternehmen längst vergessen sein, auch die 
politischen Einheiten, die hinter diesen Entschei- 
dungen einmal standen, irgendwann ins Grau der Ge- 
schichte versinken wie die aller ihrer Vorgänger. 
Wenn wir von jedem Menschen erwarten, daß er 
schädliches Handeln tunlichst so eingrenzt, daß 

der Schaden kalkulierbar bleibt, so galt das für 
den Staat bisher nicht minder. Wenn das Grunäge- 
setz damit beginnt, daß es gegeben wurde, ich zi- 
tiere, in der Verantwortung vor Gott und den Men- 
schen, so hat sich meiner Meinung nach diese Bun- 
desrepublik selbst des Rechts begeben, Maßnahmen zu 
treffen, die den überschaubaren Verantwortungsbe- 
reich kraft ihrer Natur sprengen. Als das Atomge- 
setz am 23.12.59 verabschiedet wurde, hat kaum je- 
mand an die Entsorgungsprobleme gedacht, sondern 
nur an die Pflicht zur Abwendung von Schaden bei 
der Energiegewinnung. Die im Zusammenhang etwa mit 
den Standorten Wyhl oder Brokdorf eingeholten Gut- 
achten bezogen sich durchweg nur auf die zu erwarten- 
den Folgen, die für die heute Lebenden und ihre un- 
mittelbaren Nachkommen von Bedeutung sind. Im Ver- 
gleich zur Dimension der Entsorgungsprobleme ist es 
aber relativ belanglos, so schnöde es klingen mag, 
wie sich das Wetter am Kaiserstuhl entwickelt und 
ob in Zukunft dort noch Wein angebaut werden kann 
oder nicht. Das sind egozentrische, durchaus be- 
rechtigte, aber letztlich doch selbstische Fragen 
der heute Lebenden. In der 4. Novelle zum Atomge- 
setz vom 30.8. des vergangenen Jahres, also 17 Jah- 
re nach Verkündung des Atomgesetzes hat der Gesetz- 
geber dann endlich auch die Probleme der Endlagerung 
zu regeln versucht. Sie sollen "geordnet! beseitigt 
werden, so heißt es in $ 9 a I Ziff. 2 des Atomge- 
setzes. Ob eine 'georädnete' Beseitigung aber mög- 
lich ist, das weiß bisher kein Mensch. Zur Begut- 
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achtung dieser Frage wären der Natur der Sache nach 
nicht nur Techniker, sondern auch Philosophen, Hand- 
lungstheoretiker, Historiker usw. aufzufordern ... 
Wenn die Entsorgung nicht verantwortbar gelöst wer- 
den kann, so kann es kein öffentliches Interesse am 
Betrieb von Kernkraftwerken geben. Die Gerichte 
stehen mithin vor der Aufgabe, die anstehenden 
Rechtsfragen nicht nur aus der Perspektive der Le- 
benden, sondern auch aus dem Rechtschutzbedürfnis 
der noch Ungeborenen, in der abstrakten Ausdrucks- 
weise des Grundgesetzes: 'der Menschen! zu ent- 
scheiden, Ich meine, das Grundgesetz gibt ihnen 
durchaus Hinweise dafür. Es entstand aus dem Geist 
der Abwehr und Abkehr von menschlicher Vermessen- 
heit, Maßlosigkeit und Hybris. In den anstehenden 
Fragen und Entscheidungen wird sich entscheiden, 

ob wir von diesem Geiste noch etwas wissen wollen." 


(6) 


Unsere Antragstellung ((auf Niederschlagung der Kosten- 


forderung)) muß gesehen werden als Teil eines maßvollen, 
rechtsschützenden und rechtsstaatfördernden Wider- 


stands. Dieser Widerstand versucht, die Folgen schwer- 
ster Fehlhandlungen von Regierungsmitgliedern, Staats- 


Anm.: (6) NDR/WDR, 1. Hörfunkprogramm, Sendereihe "Ge- 
danken zur Zeit", 26.6.1977, zitiert bei 
Freund, a.20., S.28f.; vgl. auch: Robert 
Jungk, Der Atomstaat, München 1977, S.IX; 
Frank Haenschke, Modell Deutschland? - Die 
Bundesrepublik in der technologischen Kri- 
se, 1977, 8.47 und 63; Herbert Gruhl in: Un- 
ter der Wolke des Atoms, Sonderdruck der 
"Zeit" vom 21.1.1977, S.21; Herbert Gruhl, 
Ein Planet wird geplündert, Frankfurt 1975, 
S. 109; David D, Comey in: Kernenergie offen 
bilanziert, Frankfurt 1976, S.123ff.; Ar- 
beitsgruppe WAA, Atommüll oder Abschied von 
einem teuren Traum, Reinbek 1977; BBU, Wie- 
deraufbereitung und Lagerung von Atommüll - 
Entsorgung oder ewige Sorgen?, Cloppenburg 
1976, S.5ff. u.a.; Jürgen Dahl, Auf Gedeih 
und Verderb, Stuttgart 1975; Walther Soyka 
in: Der Rechtsweg, Nr.2 vom Febr. 1977, S. 
47ff. und Nr. 4 vom Nov. 1977, S.182ff.; 
Walther Soyka, Strafanzeige gegen Berek u.a. 
März 1978; Roland Bohlinger, Im Namen des 
Volkes, Wobbenbüll 1978, 2. Auflage. 


beamten und Industriellen so weit wie möglich zu hei- 
len und das Entstehen weiterer schwerer Fehlhandlungen 
zu verhindern. Er wehrt sich also gegen das Fehlver- 
halten von Personen, die entweder - wie die Industriel- 
len - die Sozialpflichtigkeit des Eigentums nach Art. 
14 II GG. und verschiedene andere Pflichten zu beachten 
haben, oder die - wie die Regierungsmitglieder und 
Staatsbeamten - vom Volk eigens berufen und bezahlt 
wurden, um pflichtgemäß im Dienste der Allgemeinheit 
zu handeln, worauf sie sogar einen Eid leisteten, in 
dem es heißt, daß sie das Wohl des Volkes zu mehren, 
Schaden von ihm abzuwenden und die Verfassung zu ach- 
ten haben. Ein solcher Widerstand ist Pflicht und steht 
im Dienste der Allgemeinheit, er untersteht keiner Ge- 
bührenordnung und hat keine Gebührenerhebung sondern 
eine Bestrafung der Rechtsfeinde nach sich zu ziehen. 
Andernfalls würde unser gesamtes Rechtssystem perver- 


tiert werden, überspitzt: es würde bestraft werden, 
was dem Gemeinwesen dient, und belohnt, was ihm scha- 
det. 


Die Durchsetzung von Rechten hängt nicht nur ab vom In- 
halt des geschriebenen Rechts sondern auch von den be- 
stehenden Machtverhältnissen. Die Übermacht befindet 
sich auf der Gegenseite. Die Gegenseite hat es darum 
in der Hand, sich freiwillig auf den Boden des Rechts 
oder auf den des Unrechts zu begeben. ... Unser Wider- 
stand bietet den Verantwortlichen Gelegenheit, in letz- 
ter Stunde sich für den Rechtsstaat und zugleich damit 
für das Leben zu entscheiden. ... Sollten sie jedoch 
weiterhin den Weg ins Unrecht wählen, wird diesmal ein 
Zurück bald nicht mehr möglich sein." 


In einem weiteren Brief an Herrn Richter Sommer, ver- 
faßt am 20.5.1978, schrieb ich: 


"In meinem Schreiben vom 15.4.1978 hatte ich u.a. aus- 
geführt, daß unsere Prozesse weit weniger um des priva- 
ten Interesses als um des Gemeinwohls willen erfolgen 
und darum gebührenfrei sein müßten. 


Sie erwidern darauf: 


"Das Gericht und die ihm zugeoränete Kasse sind an 
das Gerichtskostengesetz gebunden, das jeden Antrag- 
steller im verwaltungsgerichtlichen Verfahren mit 
Kosten belastet. Das GKG enthält keine Vorschriften 
über eine Gebührenfreiheit bei Anträgen, die ganz 
oder überwiegend dem öffentlichen Interesse dienen. 
Nach $ 2 GKG muß sogar der Staat, selbst wenn er 
ausschließlich im öffentlichen Interesse beim Ver- 
waltungsgericht Anträge stellt, dafür Gerichtskosten 
bezahlen." 


Diesen Ausführungen ist nur bedingt zuzustimmen. In $ 2 
GKG heißt es: 
"(1) Von der Zahlung der Kosten sind befreit der 
Bund und die Länder sowie die nach den Haushalts- 
plänen des Bundes und der Länder für Rechnung des 


Bundes oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen ... 


(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, durch 
die eine sachliche oder persönliche Befreiung von 
Kosten gewährt ist, bleiben in Kraft ... 


(3) Vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbar- 
keit und den Gerichten für Arbeitssachen finden bun- 
desrechtliche oder landesrechtliche Vorschriften 
über persönliche Kostenfreiheit keine Anwendung. 
Vorschriften über sachliche Kostenfreiheit bleiben 
unberührt." 
Hier wird also bestimmt, daß der Staat, ausgenommen 
vor Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit und denen 
für Arbeitssachen Kostenfreiheit besitzt. Der § 2 GKG 
widerlegt also nicht meine Grundansicht sondern bestä- 
tigt sie! Denn überall dort, wo der Staat zuvorderst 
im öffentlichen Interesse oder für das Gemeinwohl han- 
delt oder handeln sollte, also vor den ordentlichen 
Gerichten und Finanzgerichten, dort besitzt er Kosten- 
freiheit. Wo das aber nicht oder überwiegend nicht der 
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Fall ist, dort, wo seine Tätigkeit üblicherweise auf 
ihre rechtliche Zulässigkeit hin überprüft wird, dort 
besitzt er zurecht keine Kostenfreiheit. 


Meine Grundansicht wird weiterhin bestätigt durch die 
Tatsache, daß auch nichtstaatliche, im öffentlichen 
Interesse oder für das Gemeinwohl tätige Einrichtun- 
gen Kostenfreiheit besitzen, zum Beispiel das Deut- 
sche Rote Kreuz. Kostenfreiheit besitzen sogar Ein- 
richtungen, die nur teilweise dem öffentlichen Inter- 
esse und Gemeinwohl dienen, zum Beispiel verschiedene 
Kirchen. 


Andererseits bestimmt Absatz 3 des $ 2 GKG nicht, daß 
grundsätzlich kostenfrei tätig wird, wer gegen die 
Verwaltung klagt. Hier steckt offensichtlich ein Wi- 
derspruch. Einerseits wird vom GKG durchaus richtig 
erfaßt, daß es Einrichtungen außerhalb des Staates 
gibt und geben kann, die im öffentlichen Interesse 

und für das Gemeinwohl tätig sind, und diesen wird 
darum ganz folgerichtig Kostenfreiheit vor ordentli- 
chen Gerichten und Finanzgerichten gewährt. Wenn die- 
se Einrichtungen aber gegen die Verwaltung klagen, 
handeln sie plötzlich nicht mehr kostenfrei. Es wird 
also von vornherein angenommen, daß die Verwaltung - 
außer dann, wenn sie vor dem Verwaltungsgericht oder 
Arbeitsgericht unterliegt - mehr und höherwertiger im 
öffentlichen Interesse und für das Gemeinwohl handelt 
als andere Einrichtungen innerhalb des Volkes und des- 
sen Rechtsordnung. Hier wird aber der wohl schwerwie- 
gendste Fehler unserer ganzen Rechtsordnung sichtbar: 
in dieser Rechtsordnung wird nämlich so getan, als ge- 
be es nicht die allgemeine Erfahrung, die der ehemali- 
ge Bundespräsident der Republik Österreich, Dr. Karl 
Renner, mit folgenden Worten unmriß: 


"Der Staat kann also auch Verbrecher sein und Geset- 
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ze, die der Staat uns als seinen Untertanen als 
Recht aufzwingt, können ... vor dem allgemeinen 
menschlichen Bewußtsein als "verbrecherische" Ge- 
setze erkannt werden." (Für Recht und Friede, Fest- 
schrift für Karl Renner, Wien 1950, 8.151) 
Es gibt zwar das Widerstandsrecht nach Artikel 20 des 
Grundgesetzes, doch hiermit wird der genannte Grundfeh- 
ler nur mühsam kaschiert. Und zwar wird er deshalb 
nur kaschiert und nicht beseitigt, weil nirgends in 
unserer Rechtsordnung Verfahren festgelegt wurden, die 
einen Widerstand zu jenem Zeitpunkt erlauben und wir- 
kungsvoll organisierbar machen, wo er allein Sinn und 
Erfolgsaussicht hat: bevor und während die im Staat 
Herrschenden den Staat in einen Unrechtsstaat verwan- 
deln, und nicht erst, nachdem das bereits geschehen 
ist. Dann ist es nämlich zu spät! Ich habe das deutlich 
bereits in meinem letzten Schreiben an Sie dargelegt. 
Deshalb sehe ich eine sinnvolle Lösung dieses unzwei- 
felhaft vorhandenen und äußerst schwerwiegenden Wider- 
spruchs nicht darin, diesen Widerspruch mit nebenrangi- 
gen Gesetzesformalien zuzudecken. Er muß gelöst werden. 


Bundesjustizminister Dr. Vogel ermahnte am 24.1.1977, 
anläßlich einer Traditionsfeier, die Justizorgane der 
Bundesrepublik unter Hinweis auf Geschichtsabschnitte, 
in denen Völkermordmaßnahmen rechtlich unbeanstandet 
geblieben seien, sie möchten ihre 
"Rechtspolitik an der Wertordnung des crundgcsetzea 
orientieren". 
Auch unser Bundesjustizminister scheint den Widerspruch 
zu spüren. 


Es geht hier also keineswegs nur um eine Gebührenfrage - 
obwohl unzweifelhaft feststeht, daß der von Walther Soy- 
ka, mir und einigen Mitstreitern geführte Kampf so vie- 
le Mühen und Kosten verursacht, daß er bis jetzt gar 
nicht in dem Ausmaße erfolgen konnte, wie das zur Rechts- 


verwirklichung gegenüber einem Gegner geschehen müßte, 
der die mächtigsten Staaten, Organisationen und Wirt- 
schaftskräfte weitgehend in seinem Dienst stehen hat. 
Es geht hier letztlich um das wesentlichste offene Pro- 
blem unserer Rechts- und Staatsordnung, das durch eine 
sinnvolle, an der Wertordnung des Grundgesetzes orien- 
tierte Rechtspolitik schrittweise gelöst werden muß." 


Ergänzend sei darauf hingewiesen: 


Wenn es, wie bereits ausgeführt, nach verschiedenen 
Landesverfassungen nicht nur Recht sondern ganz folge- 
richtig auch Pflicht ist, Widerstand zu leisten, so- 
bald das Gemeinwesen in seinem Bestand bedroht wird 
und die Erfüllung des wichtigsten öffentlichen Auf- 
trags gefährdet wird, nämlich des Auftrags, freiheit- 
lich-demokratische und rechtsstaatliche Verhältnisse 
zu schaffen und zu hüten, dann kann die Erfüllung der 
Widerstandspflicht keine Gebührenforderungen nach sich 
ziehen. Sie kann das besonders dann nicht, wenn sie in 
der äußerst maßvollen Weise der Erzeugung und Durch- 
führung von Massenklagen erfolgt. Das bildet nämlich 
den Kern einer Mobilisierung des Rechtswillens und da- 
mit eng verknüpft des Wahrheits- und Freiheitswillens 
und richtet sich gegen den verfassungs- und strafge- 
setzwidrigen Willen der nach Art. 9 Abs. 2 GG. verbo- 
tenen Vereinigung zur Durchsetzung des Plutoniumpro- 
gramms und der dahinterstehenden imperialistischen 
Machtgeflechte. 


Über Sinn und Ziel unseres Wirkens habe ich mich be- 
reits an anderer Stelle geäußert. Das .Wichtigste sei 
hier wiederholt: 


Bei der Nutzung der Atomspaltenergie geht es nur vor- 
dergründig um Energiegewinnung. In Wirklichkeit liegen 
hier fast alle bedeutenden Machtgruppen in einem Wett- 
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streit, wo um weltanschauliche Macht ebenso wie um 
wirtschaftliche, militärische und administrative ge- 
rungen wird. Hier findet eine politische Fehlentwick- 
lung von drei Jahrtausenden ihren Höhepunkt. Hier wer- 
den allmählich alle Völker, Lebensgebiete und Seins- 
schichten betroffen. Und was dabei nicht bewußt er- 
strebt wird, das entsteht aufgrund von Sach- und Ent- 
wicklungszwängen, Gewohnheiten und Furcht. Ich habe 
das in meinem Buch "Im Namen des Volkes?" eingehend 
dargelegt. Eine derart umfassende Bedrohung zieht aber 
zwangsläufig eine umfassende Abwehr nach sich, falls 
sich diese Abwehr folgerichtig und ganzheitlich ent- 
wickelt. 


Unter der Führung Walther Soykas werden mit wissen- 
schaftlichen und juristischen Mitteln sämtliche Atom- 
spaltanlagen unseres Landes angegriffen. Das ist in der 
Wissenschafts- und Rechtsgeschichte ein einmaliger 
Vorgang. Ebenso einmalig ist es, daß sich unter der 
gleichen Führung eine Klägerbewegung entwickelt. Diese 
Bewegung steckt zwar noch in den Anfängen, inzwischen 
zählt sie aber bald tausend Einzelkläger. Jeder dieser 
kinzelkläger geht gegen eine, mehrere oder alle Atom- 
spaltanlagen des Landes vor. Eine Besonderheit ist au- 
ßerdem, daß wir seit kurzem nicht nur wegen "Rechts- 
widrigkeit" des Plutoniumprogramms klagen, sondern 
auch wegen "Nichtigkeit", also wegen rechtlicher Un- 
verbindlichkeit von Anfang an. Die weitere Besonder- 
heit ist, daß sich unsere Abwehr u.a. auf Artikel 9 
Absatz 2 des Grundgesetzes stützt. Dort heißt es, daß 
eine Vereinigung verboten ist, die sich gegen die ver- 
fassungsmäßige Ordnung oder die Strafgesetze richtet. 
Genau das ist aber bei jenen Personen, Verbänden und 
Firmen der Fall, die sich gemeinsam bemühen, das Plu- 


538 


toniumprogramm und alles, was sonst noch eng damit zu- 
sammenhängt und dahintersteht, durchzusetzen. Gestützt 
auf diese Verfassungsbestimmung wurde es möglich, den 
Widerstandskampf auf eine selbständige, gesetzlich 
rundum abgesicherte Stufe zu stellen: Die Gegenseite 
hatte sich bemüht, das gesamte Plutoniumprogramm in 
zahlreiche Einzelprogramme zu zerlegen, diese Einzel- 
programme nochmals in kleinere Teile aufzuspalten und 
diese Teile dann zu genehmigen; dadurch gelang es ihr, 
das Wesen dieses Programms, seine wirkliche Bedeutung 
für Gegenwart und Zukunft, insbesondere seinen Zusammen- 
hang mit imperialistischen Bestrebungen zu verschlei- 
ern sowie seine Abwehr zu zersplittern und auf Neben- 
und Irrwege zu lenken. Das wurde durch die Abstützung 
auf Art. 9 II GG überwindbar. Es konnte jetzt nicht 

nur geklagt werden wegen einzelner Atomanlagengenehmi- 
gungen sondern auch wegen Nichtigkeit des gesamten Plu- 
toniumprogramms und wegen Bestehens einer verfassungs- 
und strafgesetzwidrigen Vereinigung von Bankleuten, 
Industriellen, Politikern, Verbands- und Kirchenfunk- 
tionären; es konnte jetzt die Staatsanwaltschaft nicht 
nur in ganz besonderen, sondern in den verschiedensten, 
auch politischen Fragen eingeschaltet werden; und es 
konnte jetzt nicht nur eine begrenzte sondern eine um- 
fassende Aufklärung betrieben und dabei die gesamte Ar- 
gumentation folgerichtig und geschlossen eingebracht 
werden. Mit anderen Worten: Es konnten nun die ideologi- 
schen Grundlagen und Wertvorstellungen ebenso wie die 
biologischen, soziologischen, technischen, wirtschaft- 
lichen und militärischen Gesichtspunkte in juristisch, 
wissenschaftlich und aufklärerisch einheitlich wirksamer 
Weise vorgetragen werden. Es konnte jetzt sogar jede 
Äußerung und jede Tat eines Verantwortlichen, sobald 
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sie zugunsten des Plutoniumprogramms und der dahinter- 
stehenden Ziele erfolgte, als Beihilfe angegriffen wer- 
den. Und da durch unsere Klagen auf "Feststellung der 
Nichtigkeit" die Beweislast weitgehend der Gegenseite 
aufgebürdet ist, wurde es sogar möglich, den Gerichts- 
saal zu einem Ort zu machen, wo die Gegenseite zur ei- 
genen Bloßstellung und damit zur Lieferung besonders 
überzeugenden Aufklärungsmaterials gezwungen werden 
kann. Obendrein ist es jetzt möglich, diesen Kampf auf 
der Grundlage von Art. 9 II GG. mit einem ähnlichen 
Kampf auf anderen Gebieten zu verbinden. 


Die wichtigste Besonderheit dieses Kampfes ist aber, 

daß er zunehmend Züge einer weltanschaulichen Ausein- 
andersetzung annimmt und unmittelbar den Kern der Macht- 
entfaltung der heute Herrschenden angreift: die Herr- 
schaft mithilfe kirchenähnlicher Expertenzünfte und Ge- 
heimbünde, die weitgehend über das Geld-, Ideologie-, 
Wissenschafts-, Informations-, Erziehungs- und Militär- 
wesen verfügen und die Völker hauptsächlich durch See- 
lenmanipulation, Furcht und Gewöhnung sowie Enteignung, 
Revolution und Krieg zu lenken versuchen, 


Wenn trotz unserer Bemühungen um Mobilisierung des 
Rechts-, Wahrheits- und Freiheitswillens die Verwirkli- 
chung des Plutoniumprogramms und des dahinterstehenden 
umfassenderen Herrschaftsprogramms bisher nur teilweise 
gerichtlich eingegrenzt wurde, im Wesentlichen aber un- 
angetastet blieb, so hat das verschiedene, jedoch keine 
rechtlichen Gründe. Der wichtigste Grund dürfte die 
Drohung sein, bei einer Abschüttlung des Jochs unser 
Volk ins wirtschaftliche Chaos und möglicherweise ei- 
nen "dritten militärischen Durchgang" zu verwickeln.*) 


Wir haben nachgewiesen, daß unter rechtsstaatlichen Ver- 


hältnissen die von uns geführten Plutoniumabwehrprozesse 
mit einem Sieg der Kläger enden müssen. Da wir sämtliche 
Atomspaltanlagen des Landes angreifen, ist sichergestellt, 
daß dieses Vorgehen zu einer Bewährungsprobe der in die- 
sem Staat Herrschenden wird, weil es nicht von einem ein- 
zelnen Richter sondern vom Wesen der Kräfte innerhalb der 
rechtsprechenden und darüberhinaus in der regierenden und 
gesetzgebenden Gewalt abhängt, wie dieser Kampf um Leben, 
Freiheit und seelische, körperliche und genetische Unver- 
sehrtheit endet. Weite Teile des Volkes haben das Ver- 
trauen in die politische Führung und in die Rechtsstaat- 
lichkeit ihres Gemeinwesens verloren. Ob sie dieses Ver- 
trauen zurecht verloren haben, ob also die Bundesrepub- 
lik Deutschland tatsächlich kein Rechtsstaat sondern ein 
Unrechts- und Willkürstaat ist, dies ist eine Frage höch- 
‚ster Brisanz, die nur auf dem von uns eingeschlagenen 
Rechtsweg mit der notwendigen Gewissenhaftigkeit und 
Sicherheit entschieden werden kann. Die von uns vorge- 
nommene umfassende Beschreitung des Rechtswegs ist die 
erste Stufe der Wahrnehmung des Widerstandsrechts und 

der Widerstandspflicht. Führt dieser Weg nicht zum Er- 
folg, d.h. nicht zur Bestätigung, daß dieser Staat 

noch ausreichend Rechtsstaat ist, kommt es zwangsläufig 
und ganz berechtigt zur Eskalation in der Wahrnehmung 
des Widerstandsrechts und der Widerstandspflicht. 


Aus diesen Gründen verlange ich, daß sich die Justiz- 
kasse hierzu unverzüglich äußert. Auch sie ist ein 
Teil dieses Staates und folglich mitverantwortlich für 
die Schaffung und Hütung rechtsstaatlicher Verhältnis- 
se. Sie kann im Rahmen ihrer Möglichkeiten unseren 
Standpunkt anerkennen durch Verzicht auf die Eintrei- 
bung ihrer Kostenforderung. Ich beantrage deshalb ei- 
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ne Niederschlagung der Kostenforderung nach $ 8 des 
Gerichtskostengesetzes. 


Um jedes Mißverständnis auszuschließen, weise ich aus- 
drücklich darauf hin, daß eine weitere Verfolgung der 
Kostenforderung als Beihilfe zugunsten eines Umsturzes 
der verfassungsmäßigen Ordnung anzusehen und deshalb 
strafgesetzwidrig und strafverfolgungsfähig ist. Dazu 
kommt, daß der 10. Senat des VGH Baden-Württemberg un- 
sere Berufung unter Verstoß gegen verschiedene Normen 
und Tatsachen sowie unter Mißachtung der Gründe eines 
rechtskräftigen OVG-Urteils verwarf. Näheres entnehmen 
Sie bitte meiner Strafanzeige gegen den 10. Senat vom 
28.7.1980 und deren Ergänzung vom 16.9.1980. 


Ich gebe Ihnen Frist, bis zum 4.10.1980 Stellung zu 
nehfhen. 


ln: 


Roland Bohlinger 


Anm: *) Siehe dazu Plädoyers von Wieland Soyka und Ro- 
land Bohlinger im Brokdorf-Prozeß vor dem VG 
Schleswig und die Veröffentlichung von Harm 
Menkens zur drohenden Weltkriegsgefahr. 
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Roland Bohlinger 28. 7. 1980 
2251 Wobbenbüll/Husum 


An das 

Bayerische Verwaltungsgericht 
Regensburg 

Haidplatz 1 

8400 Regensburg 11 


Betr.: Mahnung wegen Nichtbezahlung der Kostenrechnung vom 20. 5. 80, 
Kassenzeichen 0542/14 aus dem Verwaltungsstreit R/N 214 V 79 - 
R/N 5 K 80 A. 68-185 


Ihre Mahnung ist nicht anerkennbar. Ich teilte Ihnen bereits einmal mit, 
daß Ihre Kostenrechnung nichtig ist, weil sie auf einem rechtlich nichti- 
gen, strafgesetzwidrigen Gerichtsbescheid fußt. Ich hatte Sie aufgefor- 
dert, Ihre Kostenrechnung zurückzuziehen und möglicherweise eingehende 


Zahlungen von Klägern zurückzuüberweisen. 


Ich weise Sie darauf hin, daß jede weitere Verfolgung der Kosteneintrei- 
bung bei den Klägern und jede Einbehaltung irrtümlich einbezahlter Gel- 
der der Kläger als Beihilfe zu Gunsten einer nach Artikel 9 Abs. 2 GG.v 
verbotenen Vereinigung und Tätigkeit zu werten ist. Vorsorglich beantra- 
ge ich, mitzuteilen, wer für die jetzige Mahnung und Androhung der 


Zwangsvollstreckung verantwortlich zeichnet. 


In der Anlage übersende ich Ihnen noch einmal meine Strafanzeige gegen 


IRAN Verwaltungsgerichts Regensburg. 
< um a 


Roland Bohlinger 


Anlage 
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Bayer. Verwaltungsgericht 
Regensburg 
-Geschäftsstelle- 

Nr: R:/N 244 V 79 


(Bei Zuschriften bitte 'angeben} 


Regensburg, den 6. Aug. 1980 


fi Bayer, Verwallungsgericht, Postfach 316, 8400 Regensburg 11 





Herrn 
Roland Bohlinger 


2251 Wobbenbüll b. Husum 


Ihre Verwaltungsstreitsache gegen den Freistaat Bayern 
wegen Feststellung der Nichtigkeit von Genehmigungen 
für das Atomkraftwerk Ohu/Isar 





Zu Ihrem Schreiben vom 28.7.80 


Sehr geehrter Herr Bohlinger, 

das Einziehungsverfahren aller noch offentehender Rech- 
nungen aus diesem Verfahren wurde inzwischen eingestellt, 
jedoch nur deshalb, weil das Einziehungsverfahren un- 
wirtschaftlich wäre. 


Die angeforderten Kosten sind mit Erlaß des Gerichtsbe- 
scheids fällig geworden ($ 63 Gerichtskostengesetz). “ir 
waren daher verpflichtet, die Kosten anzufordern und bei 
nicht rechtzeitiger Bezahlung anzumahnen. Die Zahlungs- 
verpflichtung der Schuldner würde erst entfallen, wenn 
der Gerichtsbescheid entsprechend geändert oder aufge- 
hoben würde. 


Wie oben bereits angedeutet, wird die Zwangsvollstreckung 

allein wegen 12,80 DM jedoch nicht eingeleitet. Es könnte 

aber sein, daB die Fortsetzung des Einziehungsverfahrens veranlaßt 
wäre, wenn im Berufungsverfahren weitere Kosten auf die 

einzelnen Schuldner träfen. 





Tappe 
Reg. Amtmann 


Diemitgeböude: Fernsprecher (Vermililg.) Konlo: Posischeckaml Nürnberg 
Hoidpinte I (0941) 5 90 94 (BLZ 760 100 85} Kio.-Nr. 208 77 - 854 


Roland Bohlinger 10.09.1980 
2251 Wobbenbüll /Husum 


Geschäftsstelle des 
Bayerischen Verwaltungsgerichts Regensburg 
Postfach 316 


8400 Regensburg 11 


Betr.: Verwaltungsstreitsache Atomspaltwerk Ohu/Isar; mein 
Schreiben vom 28.07.1980 
Bezug: Ihr Schreiben vom 06.08.1980, Az. R/N 214 V 79 


Sehr geehrter Herr Tappe, 


ich danke für Ihre Mitteilung vom 06.08.1980. Ich begrüße es, 
daß das Verwaltungsgericht nunmehr darauf verzichtet, sämt- 
liche noch offen stehende Kostenforderungen aus dem Ohu-Ver- 
fahren einziehen zu lassen. Ich betrachte das als ein Zuge- 
ständnis, daß unser Standpunkt richtig ist und weiß das zu 
würdigen als ein Bemühen um mehr Rechtsstaatlichkeit in Atom- 
verfahren. Angesichts des in Atomverfahren weitgehend herr- 
schenden Justiz-Notstands kann ich es im übrigen verstehen, 
daß als Begründung für die Einstellung des Einziehungsverfah- 
rens behauptet wird, das Einziehungsverfahren wäre unwirt- 
schaftlich. In Wirklichkeit werden aber die Einziehungskosten 
den Rechnungsempfängern zusätzlich belastet. 


Miy freundlichen Grüßen 


é 4 
Roland Bohlinger f 
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Staatsanwaltschaft 
bei dem 
Landgericht Regensburg 


Aktenzeichen; 07 JS 9073/80 a-c 8400 Regensburg, den 30. 7. 1980 
[Bel_Antwort bitte angeben 11 


Staatsanwaltschaft Regensburg » Postfach 308 » 8400 Regensburg 1 


Herrn 
Roland Bohlinger 


2251 Wobbenbüll Mit Beschwerdebelehrung 


Ermittlungsverfahren gegen VRiVG Dr. Haimerl, RiVG Steger 
und RiVG Dr. Heimerl wegen Rechtsbeugung 


Sehr geehrter Herr Bohlinger! 


Das Verfahren gegen die Beschuldigten habe ich gem. 

8 170 II StPO eingestellt. In Ihrer Anzeige legen Sie 

den Beschuldigten zur Last, durch den Bescheid vom 

19. 3. 1980 Vergehen der Rechtsbeugung und Begünstigung 
begangen zu haben. Die von Ihnen vorgebrachten Behauptungen 
rechtfertigen diesen Vorwurf jedoch nicht. Rechtsbeugung 
setzt voraus, daß ein Richter vorsätzlich das Recht zug Gunsten 
oder zum Nachteil einer Partei verletzt. Davon kann selbst 
dann nicht ausgegangen werden, wenn man die in Ihrer Anzeige 
behaupteten Fehler als gegeben unterstellt. Es wäre selbst 
dann nicht auszuschließen, daß es sich um Ungenauigkeiten 
oder unbeabsichtigte Fehlleistungen handelt. Jedenfalls kann 
aus ihnen nicht mit der erforderlichen Sicherheit auf einen 
entsprechenden Vorsatz der Beschuldigten geschlossen werden. 


Aus den gleichen Gründen lassen sich auch die für die Be- 
günstigung erforderlichen subjektiven Voraussetzungen (Tat- 


Diensigebäude: 
Kumpfmühler Straße 4 Sprechzeiten; Fernsprecher: Femschrelber: 
Regensburg Monteg bie Freitag von 8-12 Uhr 0941) 21051 85788 stanw d 


= A 
vorsatz, Vorteilsabsicht) nicht nachweisen. 


Mit einer Verurteilung der Beschuldigten ist daher nicht 
zu rechnen. 


Hochachtungsvoll 
Aú & 
em 


Staatsanwalt 


Roland Bohlinger 11.08. 1980 
2251 Wobbenbüll 


An den 
Generalstaatsanwalt 
in Nürnberg 

Fürther Str. 110 


8500 Nürnberg 


Betr.: Beschwerde gegen die Entscheidung der Staatsanwalt- 
schaft Regensburg vom 30.07.1980, Ermittlungsverfah- 
ren D 7 Js 9073/80 a - c (aufgrund meiner Strafanzei- 
ge gegen die Richter der V, Kammer des Verwaltungsge- 
richts Regensburg wegen Verdachts der Rechtsbeugung 
und Begünstigung) 


Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt, 


Herr Staatsanwalt Brem hat das Verfahren gegen die Richter 
der V. Kammer des Verwaltungsgerichts Regensburg, eingelei- 
tet aufgrund meiner Strafanzeige gegen sie, eingestellt. In 
der Begründung schreibt er: 

"Rechtsbeugung setzt voraus, daß ein Richter vorsätzlich 


das Recht zu Gunsten oder zum Nachteil einer Fartei ver- 
'letzt.” 


Das ist richtig. Anschließend behauptet er: 


"Davon kann selbst dann nicht ausgegangen werden, wenn 
man die in Ihrer Anzeige behaupteten Fehler als gegeben 
unterstellt." 
Diese Behauptung wird von ihm aber nirgends begründet. Sei- 
ne anschließenden Sätze sind nur Variationen dieser Behaup- 
tung, aber keine Begründungen: 
"Es wäre selbst dann nicht auszuschließen, daß es sich 


um Ungenauigkeiten oder unbeahbsichtigte Fehlleistungen 
handelt. Jedenfalls kann aus ihnen nicht mit der erfor- 
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derlichen Sicherheit auf einen entsprechenden Vorsatz der 
Beschuldigten geschlossen werden." 


Aus den zitierten Sätzen ergibt sich aber nicht nur, daß 


je] 


Herr Staatsanwalt Brem die Einstellung des Ermittlungsver- 
fahrens ausschließlich mit unbegründeten Behauptungen 


rechtfertigt hat, sondern auch, 


daß er vorschriftswidrig kein Verhör der Richter und kei- 
ne weiteren Ermittlungen von Amts wegen zur Sicherung von 
Beweisen durchgeführt hat, denn sonst hätte er das Ergeb- 
nis des Verhörs und der Ermittlungen mitgeteilt. 


Im Gegensatz zu den Behauptungen von Herrn Staatsanwalt 


Brem kann als sicher vorausgesetzt werden, daß ein Richter 


weiß: 


1. 


Wenn die Prozeßunterlagen an die Kläger unvollständig 
zugestellt worden sind und die Kläger rechtzeitig be- 
antragten, sie vollständig auszuhändigen, daß er nicht 
an einem Urteil mitwirken, bevor diese Unterlagen zuge- 


sandt und gewürdigt worden sind, 


daß er Anträge der Kläger auf Aushändigung von Prozeß- 
unterlagen, die von der Gegenseite eingereicht worden 


sind, nicht stillschweigend übergehen darf, 


daß er die Ankündigung ergänzender Schriftsätze abwar- 
ten, ihre Nichtabwartung aber zumindest rechtfertigen 


muß, 


daß er angekündigte Beweisanträge abwarten und gestell- 


te Beweisanträge beachten muß, 


daß er nicht auf eine mündliche Verhandlung verzichten 
darf, wenn der größte Teil der Schriftsätze noch gar 
nicht vorliegt, er also noch gar nicht entscheiden kann, 


ob es genügt, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden. 


Außerdem kann vorausgesetzt werden, daß ein Richter 
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1D. 


11. 


den Unterschied zwischen einer Anfechtungsklage und ei- 


nem Antrag auf Feststellung der Nichtigkeit sowie 


die einschlägige Rechtsprechung des OVG Lüneburg und an- 


derer höherer Gerichte kennt, 


daß er vermag, aus dem Klageantrag und der Klagebegrün- 
dung zu erkennen, daß die Kläger sich als rechtlich be- 


troffen und nicht als nichtbetroffen ansehen, 


und nicht versehentlich in der Frage des rechtlichen Be- 
troffenseins der Kläger eine grundlegende Zitatfälschung 


vornimmt, 


daß er außerdem festzustellen vermag, wo die einzelnen 
Kläger wohnen und sich nicht soweit irrt, daß er 118 
Kläger als weit weg im Norden der Bundesrepublik wohnend 
annimmt, wenn sie tatsächlich zum Teil im Süden oder gar 


in unmittelbarer Nähe des Werkes wohnen, und schließlich, 


daß er erfaßt, daß sein Urteil zugunsten eines Atomspalt- 
werks mit einer Begründung versehen ist, die für zwei an- 


dere Werke gilt. 


Im deutlichen Widerspruch zu allen diesen Voraussetzungen 


erfolgte der Gerichtsbescheid und seine Begründung vom 19. 


03. 


1980, was sich im Einzelnen aus der Begründung meiner 


Strafanzeige ergibt. 


Es ist absolut denkunmöglich, daß an einem deutschen Gericht 


eine derartige Fülle von Verstüßen in einem einzigen Verfah- 


ren erfolgt, ohne daß das Gericht sich dieser Verstöße be- 


wußt war. Es heißt im Kommentar zum Strafgesetzbuch von 


Schwarz-Dreher, München, 36. Aufl. 1976, zu § 336 StGB (Rechts- 


beugung): 


"Tathandlung ist die vorsätzliche Rechtsbeugung, d.h. 
nach diesem finalen Begriff die bewußte Verletzung des 
Rechts (nicht nur des positiven Gesetzesrechts, Schrei- 
ber GA 72, 200) zu Gunsten oder zum Nachteil einer Sei- 
te ... die Tat kann begangen werden durch ... falsche 
Rechtsanwendung, durch Verfälschung des Sachverhalts, 
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auf den das Recht angewendet werden soll ... bewußten 
Verstoß gegen die Aufklärungspflicht ... Auch die Ver- 
letzung prozessualer Normen kann genügen. Denn schon 
in der Leitung des Verfahrens kann die Rechtsstellung 
einer Partei verbessert oder verschlechtert werden; da- 
durch ist die Tat vollendet, RG 57, 31. Auch durch Un- 
terlassen, z.B. von Fragen (RG 57, 31), kann die Tat be- 
gangen werden ..." 
Wenn ein Richter nicht wegen Unfähigkeit seines Amtes ent- 
hoben ist, kann in aller Regel angenommen werden, daß ihm 
die gleichzeitige Verletzung grundlegender Rechtsnormen, 
die völlige Verfälschung wesentlicher Sachverhalte, insbe- 
sondere hinsichtlich der Art und des Inhalts der Klage und 
unter Zuhilfenahme einer Zitatfälschung, die ausnahmslose 
Nichtbeachtung von Anträgen, der umfassende Verstoß gegen 
die Aufklärungspflicht u.a. bewußt sind. Es kann auch in 
aller Regel angenommen werden, daß der Tatbestand der 
Rechtsbeugung von rechtsbeugenden Richtern weder im Urteil 
noch in der Urteilsbegründung offen ausgesprochen sondern 
möglichst verdeckt wird. Wenn sie trotzdem so offenkundig 
wie im vorliegenden Fall auftritt, kann das entweder daran 


liegen, 


o daß die Kammer unter schwerem Druck seitens der nach Art. 
9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung zur Durchsetzung des 
Plutoniumprogramms, der sog. Plutonium-Mafia, stand und 
dagegen durch die offene Verletzung zahlreicher Normen 
und Verfälschung fast aller wichtigen Sachverhalte prote- 


stierte, oder 


o daß die Kammer bestochen warden ist oder aus anderen Grün- 
den die Interessen der beklagten Seite wahrnahm, oder 


o daß die Kammer sich freiwillig der vorherrschenden Politik 
im Bewußtsein unterwarf, ungestraft und in geradezu die 
Kläger verhöhnender Weise das Recht beugen zu dürfen. Der 
spätere Berichtigungsbeschluß der V. Kammer des Verwal- 
tungsgerichts Regensburg läßt vermuten, daß die verantwort- 
lichen Richter tatsächlich in verhöhnender Absicht handel- 


ten. 
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Ich beantrage die Wiederaufnahme der Ermittlungen und die Er- 
öffnung des Strafverfahrens gegen die der Rechtsbeugung und 
der Begünstigung verdächtigen Rcihter der V. Kammer des Ver- 


waltungsgerichts Regensburg. 


Mit/bestem Gruß 


í War 


Roland Bohlinger 


Anlage: 1. Kopie des Schreibens des Herrn Staatsanwalt Brem 
vom 30.07.1980 an mich (Begründung des Einstel- 


lungsbeschlusses) 


2. Kopie meiner Strafanzeige und nachfolgender Schrift- 
sätze an die Staatsanwaltschaft Regensburg 
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An das 
Patronatshomltee zur förderung des 


Inftituts für biologifche Sidyerheit 
2251 Wobbenbüll/ Aufum 


DAUERAUFTRAG ZUR FÖRDERUNG DER ARBEIT 


DES INSTITUTS FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


Um das Institut für biologische Sicherheit zu unterstützen, er- 
teile ich hiermit bis auf Widerruf den Dauerauftrag, 
am letzten Tag des laufenden und jeden weiteren Monats von 


meinem 
KEONTORINFS Sees are er Bankleitzahlen see a 


Deren ee son ol as elle: ea E T EET EE er late ee euere ande 
(Name der Bank oder Sparkasse) 


N a Der ..........ne.s 


(PLZ, "ort und Straße) 
eine Monatsspende von DM... se... 


(Betrag in Worten: cesse snes anheben nenne ee) 


abzubuchen und auf das Konto des Patronatskomitees zur För- 

derung des Instituts für biologische Sicherheit in 2251 Wobben- 

büll/Husum beim Postscheckamt Hamburg, Nr. 381 326-202 zu 

überweisen. 

Namen Ts a rone anne een a TE 
Vor- und Zuname bitte in Blockschrift 


aaia a A T E E ee Nee Re 
(Postleitzahl, Ort und Straße) 


....... ....„mnm em nn mn es nn netten 


„m. ren 000‘ mn: 0020918090090 


Datum Unterschrift des Spenders‘ 


Bremer Botschaft 


Wir wollen leben 


Noch können wir leben. Daß es schwierig damit werden wird, beweist der 
Polizeieinsatz auf der Tiefbohrstelle 1004. Tausende Menschen, die nicht 
mehr bereit sind, ihr Leben und das ihrer Kinder und Kindeskinder der 
Plutoniummaffia zu Füßen zu legen, hielten 33 Tage lang die Tiefbohrstelle 
im Wald bei Gorleben besetzt. 


Am 4. Juni 1980 hat ein gewaltiges Aufgebot von Polizei und Bundesgrenz- 
schutz mit Hubschraubern, Schützenpanzern, Tränengas- und Wasserwerfern, 
Bulldozern, Hunden und Pferden vergeblich versucht, unseren gerechten 
Widerstand zu brechen. 


Daß Kämpfer für die Menschenrechte in unserem Land weggeschleift, geprü- 
gelt, getreten werden — daran wollen wir uns nicht gewöhnen. Als Symbol 
unseres Widerstandswillens haben wir am Präsident-Kennedy-Platz das 
Erste Gebäude der Bremer Botschaft der Freien Republik Wendland gebaut. 
Wir sind der Meinung, daß jede Gelegenheit zu nutzen ist, das mörderische 
Atom- bzw. Plutoniumprogramm verhindern zu helfen. Wir wenden uns damit 
auch gegen das Atomprogramm der SPD. 


Die Botschaft ist Symbol unseres Widerstandswillens, unserer Hoffnung, Le- 
bensfreude und Phantasie. Dies werden wir ungeachtet aller Verträge zum 
Ausdruck bringen. 


Während menschenverachtende Industrien unsere Seen und Flüsse, unseren 
Boden und das Meer durch tödliche Gifte verseuchen — 


Während Siemens weiter plutoniumerzeugende Atomwerke baut — 
Während durch Steuergelder dieses Treiben gefördert und begünstigt wird — 
Während verzweifelte Menschen nach erschwinglichen Wohnungen suchen — 


halten wir die Glaswände unserer Botschaft den rußgeschwärzten Gesichtern 
von Polizisten und ihrem Bürgerkriegsgerät entgegen. 


Wir wollen auch noch morgen leben - und D u ? 


Schreibt Zustimmungsbriefe an die 


Bremer Botschaft der Freien Republik Wendland 
2800 Bremen 1, Präsident-Kennedy-Platz 1004 
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IMPULSZAHLER 


Wir lielerns 


CET GERA NARR 


zur Messung von Gamma- und Röntgenstrahlen mit dazu passendem elektronischem Im- 


pulszähler, der wahlweise die Zahl der Impulse je Sekunde oder je Minute erfaßt. 
Diese beiden Geräte ermöglichen es, statistisch auswertbare MeRreihen zu erstellen. 


Sie können damit die unterschiedlichen Strahlenbelastungen im Freien, im Haus und bei- 
spielsweise von Baumaterialien oder von alten Uhren mit radioaktiv strahlenden Leucht- 


ziffern genau feststellen und sich dagegen schützen. 


Der Geigerzähler allein gestattet nur unzureichend die Messung der normalen Umgebungs- 


strahlung. Der Impulszähler ist deshalb für eine aussagekräftige Messung notwendig. 
Geigerzähler mit logarithmischer Anzeige, Ladegerät und 12 V Autoanschluß 985 DM 
Elektronischer Impulszähler mit Kabelverbindung zum Geigerzähler 460 DM 


Bestellungen bitte an: Lehr- und Lernmittel Roland Bohlinger, 2251 Wobbenbüll 


























Eustace Mullins 


T a ng Die Bankierverschwörung 
KINRICT- 
verschnorung — Gold- und Dollarmanipulationen — 


160 Seiten, kartoniert, DM 17,80 
In Vorbereitung 


Dieses Buch verschwand bald nach seinem ersten Erscheinen in deutscher Sprache 
vom Markt. Der Verleger starb bald danach, angeblich eines unnatürlichen Todes. 


Mullins enthüllt, wie eine Reihe von nordamerikanischen Privatbankiers vor rund 60 
Jahren begann, die Herrschaft über das staatliche Geldwesen der USA und dann auch 
anderer Staaten an sich zu reißen, wiesiesich dabei maßgeblich an der Entfesselungdes 
Ersten und des Zweiten Weltkrieges beteiligten, zeitweise im großen Stil Falsch- 
münzerei betrieben und verschiedene Wirtschaftskrisen auslösten, insbesondere die 
so folgenreiche des Jahres 1929. Das Buch enthält in erheblichem Maße politischen 
Sprengstoff. 


Der Neudruck erfolgte im Rahmen der Veröffentlichung.von Materialien, die von 
Roland Bohlinger im Brokdorf-Prozeß vorgelegt wurden. 


Die in diesem Heft angezeigten Veröffentlichungen sind erschienen im 
Verlag für ganzheitliche Forschung bzw. im Veriag für biologische Si- 
cherheit, beide 2251 Wobbenbüll/Husum. Sie können direkt von der Ver- 
sandbuchhandlung Bohlinger, 2251 Wobbenbüll/Husum bezogen werden, 
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